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nland. 

Berlin, 16. Sr Das dem C. T. N. Men: 
delsſohn hier unter dem 13. März 1846 ertheilte 
Patent auf eine mechaniſche Vorrichtung zum Spal⸗ 
ten des Brennholzes iſt wieder aufgehoben worden. 

Abgereiſt: Se. Durchlaucht der Prinz Chlod⸗ 
wig zu Hohenlohe- Schilling sfeſt nach Rauden. 
Se. Excellenz der wirkliche geheime Rath und Ober: 
Präſident der Provinz Pommern, von Bonia, nach 
Stettin. Der außerordentliche Geſandte und bevoll⸗ 
mächtigte Miniſter am kaiſerlich ruſſiſchen Hofe, Ge: 
neral⸗Major von Roch ow, nach Nennhauſen. 

p Berlin, 9. Juni. Unmitteibar vor der Abſtim⸗ 
mung über dis Gutachten der vierten Abtheilung der 
Diei⸗Stände⸗Kurie, deiteffend die Petition auf Abände⸗ 
rung des 9 5, 2 des Geſetzes vom 1. Juli 1823 wer 
gen Anordnung der Provinzialſtände, namentlich in 
Bezug auf die Diſſidenten “), ſtellte der Abgeord⸗ 
nete Naumann das Verlangen an den Marſchall, er 
möge erklären: daß durch das jigige Votum den Dedat⸗ 
ten über das Judengeſetz nicht vorgez riffen werden ſolle, 

und daß ſich in Bezug auf dieſelben kein Präjudiz dar⸗ 
aus erudbe. Dieſem entgegnete der Marſchall: eine 
ſoiche Erklärung konne ce nicht geben, vielmehr müſſe 
Jider wiſſen, ob er glaube, ſich dadurch zu präjudicıeen. 
— Aehnlich fragt nun jetzt auch die Pr. ſſe: ob dies 
ſes Votum für den Umfang der Rechte der 
Juden, was die ſtändiſchen Rechte detrifft, 
präjudicirtlich fei? Dies deontwortet ſich dere. ts, 
wenn man ſich frage: worauf der Antrag lautete und 
worauf abgeſtinmt wurde? Der Ant ay lautet nur auf 
das Geſetz vom 1. Juli 1823, nicht aber auf die dal⸗ 
in nicht degrrffenen anderweiten poliiſchen, namentlich 
auch kreisſtändiſchen Rechte. Der erſte Vorſchlag, der 
zur Abſtim nung kam, geht dahin: „die Ausübung der 
ſtändiſchen Rechte (ſoweit fie an das Geſetz vom I. Juli 
1823 ſich anſchließen) in keinerlei Art an das rilıyıöfe 
Glaubensbekenniniß zu knüpfen.“ Derſelbe wurde mu 
310 yegen 158 Stimmen verneint. Oer zweite Vor: 
ſchlag: „Soll allen denen, die ſich zur hrift.ihen Reli: 
gion bekennen, die Ausübung der ſtändiſchen Rechte zu: 
geſtanden werden,“ dagegen wurde mit bedeutender Ma⸗ 
ſorität angenommen. Aus allem dem folgt, daß die 
Juden ſchon dur dieſes Votum auf das erſte Amen: 
dement von der provinzialftäsdifchen (ſomit auch von 
den centralſtändiſchen) Rechten ausgeſchioſſen find, auf 
welche fin das Geſetz vom 1. Juli bezieht. Daß egen 
iſt der Anthen der Juden an allen, nicht auf deſes 
Geſetz bezüz chen bürgerlichen und fläntiihen Rechten 
durch dieſe Abſtimmung der SıändesKurie in keiner Aut 
Präjudiei.t und muß allo b. i Gelegendeit des Juden⸗ 
veſctz es erſt zur Diskuſſion und Abiiimmung gebracht 
werden. Freilich werden Einwendungen gegen dieſe An: 
ſicht gemacht werden, die aber ihre Erwdiyung in der 
Beantwortung der Frage finden können: od man das 
Präjudiz dieſer Abſt mmung auch dann deſtritten haben 
wurde, wenn es für die Juden günſtig lautete, und 
wenn der Plan des Heren von Beck. tach gelungen wäre, 
ben durch dieſes Zuſammenknüpfen der Judenſrage mu 
der ier fremdartigen Diſſidentenfrage ein günſtiges Wo: 
tum für die Juden zu erlangen? — Das neue Gesetz 
wild jödiſcherſeus hier natürlich mit großem Eifer de: 
kurt und hat mehrere nicht undedeutende Schriften 
dervor rufen, welche namentlich darauf ausgeben, zu 
deweiſen, daß die neue Geſetzgebung nicht einmal. fo 
weit „ehe, als das G. ſez von 1812, und die des gald 
ther eine Ausdehnung dieſes Geſetzes auf das ganze 
and, als die Annahme des neuen Geſetzes durch die 
Stände wünſchen würden. Ulber zwei der bedeutend: 
en können wir aber bier nicht nä er referiren, da fie 
wegen eines Formfehlers verboten find, indem fie den 
In der Sitz ung der Drei⸗Stände⸗Kurie vom 20. Mai. 

Vergl. Nr. 120 der Breslauer Zeitung. 
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neuen Geſetztsentwurf vor ſeiner amtlichen Publikation 
mit veröffentlicht haben. 

* X Berlin, 15. Juni. Einen be trübenden An: 
blick gewährte heute eine Schaar Auswanderer aus 
Weſtpreußen und Poſen, welche ſich an der Domkirche 
unweit des Schloſſes mit ihren Handwagen voller Kin⸗ 
der gelagert hatte und mit den demüthigen polniſchen 
Verbeugungen, die wir hier zu ſehen ſonſt nicht gewohnt 
ſind, um eine Gabe baten. Die Leute führt uns ein 
eigenes Geſchick zu, ſie ſind nämlich auf der Heim⸗ 
kehr begriffen, weil ſie in Hamburg das von ihnen 
verlangte Geld nicht bezahlen konnten. — Großes In⸗ 
tereffe erregte die diesmalige Wahl der Stadtverord⸗ 
neten, welche zwei unſerer Celebritäten in dieſen Kör⸗ 
per unſerer Stadtverwaltung geführt hat, zuerſt den 
wegen ſeines Ausſcheidens aus dem Handwerkerverein 
der Johannisſtraße bekannt gewordene Kandidat der 
Theologie, jetzigen Buchhändler Behrends und dann 
den Mann von europäiſchem Ruf, den berühmten Prof. 
Fr. v. Raumer. Der Letztere war vorher um ſeine 
Einwilligung befragt worden und hatte ſie ertheilt, der 
Erſtere hatte ſeine glänzende Rednergabe bei der Wahl 
ſelbſt gezeigt und iſt ebenfalls von dem Magiſtrat be⸗ 
reits beſtätigt worden. Beide Herren werden ih: 
rem neuen Beruf nur Ehre gewinnen. — Der Pre⸗ 
diger Uhlich war in dieſen Tagen hier anweſend, um 
den Verhandlungen des märkiſchen Guſtav-Adolph⸗ 
Vereins beizuwohnen. Man hat ihm ein Feſt⸗ 
mahl gegeben. Wie es heißt, iſt Uhlich in dem 
Gedränge, in welchem er ſich beſindet, entweder den 
Verordnungen unbedingt zu gehorſamen, oder aus der 
evangeliſchen Landeskirche auszuſcheiden, zu dem Letzte⸗ 
ren entſchloſſen und wird dann wohl in Magdeburg 
eine neue freie Gemeinde bilden. Davud Oghlu, der 
erſte türkiſche Legationsſekretär in Berlin und vor der 
Ankunft des jetzigen türkiſchen Botſchafters hieſiger Ge⸗ 
ſchäftsträger, ein ſehr gebildeter Mann, der namentlich 
auch vortrefflich deutſch ſpricht, iſt in dieſen Tagen nach Kon⸗ 
ſtantinopel zurückgereiſt, um dort eine andere wichtige Stel⸗ 
lung einzunehmen. — Unſere Getreidepreiſe ſind 
heute wieder geſtiegen, der Scheffel Roggen koſtete wie! 
der 4 Rthl. 15 Sgr. — Unſer zoologiſcher Gar: 
ten wird jetzt wieder mehr beſucht. Die Einrichtung 
iſt vortrefflich; man hat jetzt ſogar Rollſtühle für 
alte oder kränkliche Perſonen angeſchafft, die vor jedes 
Gitter gezogen werden können. Zu den neueſten Se⸗ 
henswürdigkeiten gehören ein Seehund und junge 
Texaswölfe, zur Anſicht für Auswanderer, ſie können 
an ihnen die Urbewohner, die Aborigines, kennen ler⸗ 
nen, mit denen ſie ſich zu befreunden haben. — Bekanntlich 
war vor 2 Jahren anbefohlen worden, daß die Poſtkon⸗ 
ducteure zur Sicherung der ſogenannten Vachen, Hunde auf 
den Wagen fahren ſollten. Dieſe Hunde ſind mißliebig ge⸗ 
worden, und vom 1. Sept. d. J. ab ſoll die Zahlung 
der Vergütung für die Unterhaltung derſelben aufhören. 
Es wird einträglich ſein, wenn ſich zu jener Zeit neben 
unſerer Pferdeſchlächterei eine Hundeſchlächterei 
etablirt. Um die Poſtwagen aber dennoch vor Berau⸗ 
bung zu ſichern, ſoll einmal der Sitz des Poſtillons 
ſo erhöht werden, daß der Fuhrmann den ganzen Wa⸗ 
gen überſehen kann, und dann die hintere Einrichtung 
des Wagens eine ſolche äußere Geſtaltung bekommen, 
daß keine Hervorragungen, Ueberwürfe ꝛc. vorkommen, 
welche das Aufſteigen vermitteln könnten. Aus einer 
Warnung im Poſtamtsblatt vor Verwechſelung gleich: 
namiger Orte geht hervor, daß es außer der durch den 
Dreimänner⸗Wein bekannten Stadt Grünberg, eine 
Stadt in Heſſen und 14 Dörfer in Preußen dieſes 
Namens giebt. Buchholze giebt es gar 37. Eine 
Bekanntmachung des General⸗Poſtamts vom 5. Juni 
warnt die Beamten, weder aus der Poſtkaſſe noch aus 
ihren eigenen Mitteln eher Poſtvorſchüſſe verabfolgen zu 
laſſen, als dieſelben gedeckt ſind. Nur bei Sendungen 
königlicher Behörden hat es kein Bedenken mäßige Be⸗ 
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träge ſogleich aus der Poſtkaſſe zu zahlen. Unter den 
Perſonalien des neueſten Poſtamtsblatts findet ſich die 
Annahme als Poſtſchreiber des C. J. Th. Kunik 
aus Schlawe bei dem Poſtamte in Krotoſchin, des J. 
G. H. Struve aus Neuhaldensleben bei dem Poſt⸗ 
Amte in Coſel, des H. J. O. Tiete aus Neiſſe bei 
dem Poſt⸗Amte in Namslau, des J. C. A. G. Roſe⸗ 
mann aus Brieg bei der Poſtamts⸗Verwaltung in Kreuz⸗ 
burg, des C. F. Skerl aus Züllichau bei dem Poſt⸗ 
Amte in Gutſtadt, des J. J. E. Gramſe aus Ru⸗ 
ſchendorf bei dem Poſt-Amte in Deutſch-Krone, des 
G. A. Majeau aus Gumbinnen bei dem Poſt-Amte 
in Züllichau, des J. P. G. Koblitz aus Oels bei dem 
Poſt⸗Amte in Landeshut, und des J. Zahlten aus 
Wünſchelburg bei dem Poſt⸗Amte in Glatz. 

Der Prozeß gegen die im Dezember v. J. verhaf⸗ 
teten vier Handwerker iſt geſtern auf dem Kriminalge⸗ 
richt verhandelt worden. Sie ſind ſämmtlich von der 
Anklage: Stifter, reſp. Theilnehmer einer verbotenen 
Verbindung geweſen zu ſein, freigeſprochen worden. 
Zwei von ihnen ſind wegen wiſſentlicher Verbreitung 
verbotener Bücher zu geringen Geldſtrafen verurtheilt, 
alle aber ſofort auf freien Fuß geſtellt worden. 

(Spener. Z.) 

Elberfeld, 13. Juni. 
zung des Gemeinderaths vom 11. Juni machte der 
Herr Oberbürgermeiſter Folgendes bekannt: „In Folge 
des in der Sitzung des Gemeinderaths vom 26. März 
d. J. gefaßten Antrages auf Gewährung einer ferner⸗ 
weiten Staatsunterſtützung, behufs vermehrter Beſchäf⸗ 
tigung der Fabrikarbeiter in der Gemeinde Elberfeld, 
war das Reſcript der königl. Regierung vom 7. Juni 
1847 eingegangen, welches der Herr Oberbürgermeiſter 
dem Gemeinderath in der heutigen Sitzung vorlegte, 
und wonach durch Verfügung des Herrn Oberpräſiden⸗ 
ten der Rheinprovinz vom 5. d. M. die königl. Re⸗ 
gierung ermächtigt worden, dem Gemeinderath eine 
Staatsunterſtützung im Betrage von zehntauſend Tha⸗ 
lern unter der Bedingung zu dem gedachten Zwecke in 
Ausſicht zu ſtellen, daß derſelbe eine Vereinbarung von 
Fabrikanten zu ähnlichen Unternehmungen, wie diejenige 
des Herrn Kommerzienraths van der Beeck, vermit⸗ 
telte, re ſp. zu Stande bringe, und worauf hin die 
königl. Regierung der Anzeige, daß eine derartige Ver⸗ 
einbarung von Fabrikanten unter dem Zwecke entſpre⸗ 
chender Modalitäten zu Stande gekommen ſei, bald 
entgegen ſehe. T (Elberf. Z.) 

eutſchland. 

München, 11. Juni. Für das größere Publikum 
ganz unerwartet und dem Vernehmen nach ſelbſt für 
ſeine Gemahlin der großen Beſchleunigung ſeiner Reiſe 
halber überraſchend, iſt unſer Kronprinz heute aus dem 
Süden eingetroffen. Die Kronprinzeſſin war ihrem 
Gemahl zwei Stationen weit entgegengefahren. In 
unſern Militärarbeitsftätten herrſcht die emſigſte Ihä= 
tigkeit, was ſich aus der nöthigen Armirung der beiden 
Feſtungen Ingolſtadt und Germersheim erklärt. Gleich⸗ 
zeitig erhält ſich das Gerücht, daß in der Uniformirung 
der ganzen, Armee durch Einführung des Waffenrockes 
eine totale Umgeſtaltung ſolle eingeführt werden. 

(Ceipz. 3.) 

Kaſſel, 13. Juni. Am IIten d. M. fand die 
erſte öffentliche Sitzung ſeit der Eröffnung der Stände⸗ 
Verſammlung ſtatt. Es wurde der Eingang von 18 
Petitionen angezeigt, darunter eine Eingabe mehrerer 
Einwohner von Fulda, den Bau einer Eiſenbahn von 
Bebra über Hersfeld nach Frankfurt betreffend. Der 
Präſident verkündete eine Motion des Herrn Reutzell, 
den Nothſtand des Landes betreffend, ſo wie eine Mo⸗ 
tion des Herrn Wagner wegen Maßregeln zur Vor⸗ 
beugung einer Wiederkehr des Nothſtandes mittelſt An⸗ 
legung von Frucht⸗Magazinen, und zeigte ferner an, 
daß das von der vorigen Stände⸗Verſammlung dem 
Landſyndikus aufgetragene Gutachten über die Berich⸗ 
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tigung der Fuldaer Landesſchuld, fo wie eine Zuſam⸗ 
menſtellung der Bewilligungen für die einzelnen Do⸗ 
mainen, eingegangen ſeien. | (Kafl. Z.) 

Kiel, 13. Juni. Nachdem bereits geſtern 
Abend das königl. Dampfſchiff „Aegir“, an deſſen Bord 
ſich der Prinz Friedrich von Heſſen, Wittwer der Groß⸗ 
fürſtin Alexandra, und der ruſſiſche Geſandte am däni⸗ 
ſchen Hofe, Baron Nicolai, befanden, don Kopenhagen 
in unſern Hafen eingelaufen war, langten heute Vor⸗ 
mittag zwei ruſſiſche Kriegsdampfſchiffe an, auf denen 
der Großfürſt Thronfolger nebſt ſeiner Gemahlin die 
Ueberfahrt von St. Petersburg gemacht hatten. Die 
hohen Reiſenden wurden von dem hier reſidirenden 
Herzog Karl von Glücksburg, von dem Prinzen Fried⸗ 
rich von Heſſen und von dem Baron Nicolai bewill⸗ 
kommt, und nach einem kurzen Aufenthalt auf dem hie: 
figen Schloſſe fuhren fie um 12 Uhr Mittags mit 
einem Extrazuge auf der Eiſenbahn, begleitet von dem 
Prinzen Friedrich von Heſſen, nach Hamburg“). Sie 
beabſichtigen, wie wir hören, von da über Hannover, 
Kaſſel und 1 nach Kiff ingen zu gehen. 

Beſterrei ch. 

Lemberg, 3. Juni. W fen und Städte wimmeln 
von Bettlern, die ſich nicht ſelten in ganzen Scharen 
vor den Thüren und Fenſtern der Vermoͤgendern lagern. 
Es betteln Kinder der Beſitzer von 100 und mehr Joch 

chtbaren Ackerlandes mit den Kindern der Gärtner 
und völlig Beſitzloſen, ja nicht ſelten marſchirt an der 
Spitze eines Zuges Mitleidflehender ein ſtämmiger Prak⸗ 
tikus, dem es in ſeinem Dorf an nichts gebricht, weder 
an Haus und Hof, noch an ausgiebigem Beſitzthum 
von Feld, Garten und Wieſe. Somit wird mit erheu⸗ 
cheltem Jammer unverſchämter Betrug getrieben und 
das warme Gefühl der Menſchenfreunde mit Argwohn 
und Kälte erfüllt. Die erſte, größte Urſache des herr⸗ 
ſchenden Nothſtandes iſt wohl die alle bäuerlichen Klaſ⸗ 
ſen von oben bis unten durchdringende Arbeitsſcheu. 
Niemand will arbeiten. Der Grundbeſitzer, am Hun⸗ 
gertuche nagend, miethet einen Knecht, um nicht in Per⸗ 
ſon auf dem Felde pflügen und eggen zu müſſen. Sei⸗ 
nen mannbaren Söhnen und Töchtern, denen er kaum 
die nothdürftigſte Nahrung zu reichen vermag, zu geſtat⸗ 
ten in Dienſte zu treten, verträgt ſich nicht mit der 
Würde eines vermögenden Saſſen. Sie mögen alſo 
daheim darben und — faullenzen. Das beſte Mittel, 
ſich die andringenden Bettlerhaufen vom Halſe zu ſchaf⸗ 
fen iſt: Nahrung und Geld gegen die Verrichtung von 
Arbeit anzubieten. Sei es das leichteſte Tagewerk, das 
man vorſchlägt, Häckerlingſchneiden, Unkrautjaten, Pflan⸗ 
zenbegießen, Hoffehren und ſei der Bettler vermoge ſei⸗ 
ner körperlichen Beſchaffenheit dieſer Arbeit noch fo gut 
gewachſen, ja zeige er ſich ſogar bereit dazu: kaum hat 
ſeine träge Hand das Hackmeſſer, die Gießkanne, den 

eſen berührt, ſo iſt er den Augen ſeines Miethers wie 
eine Erſcheinung entſchwunden. Nie wieder läßt er ſich 
auf der fürchterlichen Schwelle erblicken, wo ſeinen Glie⸗ 
bern Arbeit zugemuthet wird. Er kann es anderswo 
leichter haben. Mit kecken Drohungen werden weit und 
breit die Beſitzenden eingeſchüchtert. Wer nicht giebt, 
der darf baldiger und ſchwerer Heimſuchung gewiß ſein. 
Täglich, ſeit Wochen, ſieht man den mitternächtlichen 
Himmel von den Feuerſäulen bübiſcher Brandſtiftungen 
geröthet. Große Vorräthe, unſchätzbar in dem gegen⸗ 
wärtigen Zeitpunkte, gehen nicht ſelten dabei zu Grunde. 
Dieſes Loos trifft am häufigſten die Gemeindevorſteher, 
welche bei der Vertheilung der Regierungsunterſtützung 
die Bedürftigen namhaft zu machen haben. Die Re⸗ 
ierungsunterſtützung iſt großartig, und es haben die 
reisämter Vollmacht, jede von den Bedürfniſſen irgend 
geheiſchte Summe zu verausgaben. Todesfälle in Folge 
reinen Hungers kommen indeſſen doch vor; ich ſelbſt 
habe manche ſolcher Verſchmachtenden mit eignen Augen 
geſehen. B. A. 3. 
ss Peſth, 10. Juni. Die k. Statthalterei hat 
eine ältere Geſetzbeſtimmung in einem Intimat an das 
Peſther Comitat, welches jetzt ſeine Generalverſammlung 
abhält, in Erinnerung gebracht, nach welcher alle Wer: 
kaufskontrakte der Bauern über die noch im Wachſen 
begriffene Frucht null und nichtig ſind. Das Peſther 
Comitat hat dieſes Intimat mit Beifall aufgenommen 
und beſchloß auch, daſſelbe im ganzen Comitate bekannt 
machen zu laſſen, was jetzt um ſo nöthiger erſcheint, als 
die Kornwucherer wirklich ſchon die noch grünende Saat 
ganzer Striche angekauft haben ſollen. Ferner bewil⸗ 
ligte das Peſther Comitat außer den 50,000 Fl. C⸗M., 
die ſchon früher für die Nothleidenden beſtimmt, noch 
26,000 Fl. CM. Man muß geſtehen, daß, wenn 
der ungatiſche Adel den Peſther Comitatsadel ſich zum 
Muſter nehmen wollte, es mit den Bauern nicht fo 
ſchlecht ſtehen würde. — Das Beregher Comitat hat 


deine Dankadreſſe an den König für die Aufhebung der 


tübifchen Toleranztaxe gerichtet. 
Großbritannien. 
London, 1. Juni. Herr Hume hat heute im 
Unterhauſe feinen auf die portugieſiſchen Angelegenhei⸗ 
ten bezüglichen Antrag vorgebracht. Derſelbe ift gerich⸗ 
tet auf eine . me Hauſes des Inhalts: „daß, 
der Anſicht des Hauses zufolge, die bewaffnete Inter⸗ 
vention der e in dem Streite zwiſchen den poli⸗ 
tiſchen Parteien in Portugal im Prinzip unverantwort: 
lich iſt und wahrſcheinlich ernſte und gefährliche Folgen 
herbeiführen wird.“ „Louis Philippe,“ ſagte Hr. Hume 


„) Von da ſind J. J. kaiſerl. Hohheiten bereits am A4ten 
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unter lauter Beiſtimmung von allen Seiten des Hauſes, 
„Louis Philipp kann die Umſtände, denen er ſeinen Thron 
verdankt und die Grundſätze, auf welchen derſelbe baſirt iſt, 
unmöglich vergeſſen haben, er kann nicht vergeſſen haben, 
daß er den Barrikaden ſeine Krone verdankt.“ Ferner haben 
die Verfechter der Intervention behauptet, daß die Wieder⸗ 
herſtellung des Friedens in Portugal die ſchleunige Folge 
der Intervention ſein werde, das werde aber nicht der 
Fall ſein, Portugal möge für den Augenblick erdrückt, 
aber werde nicht beruhigt werden, der Schritt, den die 
Regierung jetzt thue, müſſe nothwendigerweiſe zu neuen 
Verwickelungen führen), die Streitigkeiten zwiſchen dem 
portugieſiſchen Volke und ſeiner Regierung werden ſich 
vermehren, ſtatt ſich vermindern. Wie unwürdig 
aber das Verfahren der britiſchen Regierung an und 
für ſich ſchon ſei, ſo werde daſſelbe noch verſchlimmert 
durch die Art und Weiſe, wie man es zur Ausführung 
bringe, denn aus den neueſten von Portugal eingegan⸗ 
genen Berichten (m. ſ. den Art. Portugal) gehe her⸗ 
vor, daß die Streitkräſte der Junta auf eine hinterli⸗ 
ſtige Weiſe in die Gewalt der britiſchen Eskadre ge: 
bracht worden ſeien. Die ſchlimme Richtung der jetzi⸗ 
gen britiſchen Politik, meinte Herr Hume, werde ſich 
dann in ihrem vollen Lichte zeigen, wenn etwa nach 
dem Tode Louis Philipps Rußland und Oeſterreich 
ihre Heere nach Paris vorrücken laſſen ſollten, um die 
Legitimität in Frankreich herzuſtellen, und England 
dann in Folge ſeines jetzigen Verfahreus gegen Portu⸗ 
gal ſich außer Stande finden werde, auch nur Vorſtel⸗ 
lungen dagegen zu erheben. Nach dieſem allerdings fo 
barock wie möglich gewählten Argumente und nachdem 
er bemerklich gemacht, daß das portugieſiſche Volk gar 
nicht einmal gegen die Königin, ſondern nur gegen die 
Camarilla und ein korruptes und tyranniſches Miniſte⸗ 
rium die Waffen ergriffen habe, ſchloß der Redner mit 
der Erklärung, daß zwar, was geſchehen, nicht mehr 
ungeſchehen gemacht werden könne, daß aber die Ehre 
des Hauſes erheiſche, durch eine Erklärung gleich der 
vorgeſchlagenen aller Welt ſeinen Unwillen über die von 
der Regierung befolgte Politik zu dokumentiten. Der 
Antrag wurde von Herrn Osborne unterſtützt. Lord 
Harry Vane dagegen vertheidigte das Verfahren der 
Regierung. Die Diskuſſion hat ſich bis 11 Uhr hin 
gezogen, ohne daß Lord Palmerſton das Wort genom⸗ 
men hatte, was zu nicht geringer Ungeduld unter den 
Mitgliedern des Hauſes Anlaß gegeben hat.“) Zu An⸗ 


*) Die dem Unterhauſe vorgelegte Sammlung von Akten⸗ 
ſtücken über die portugiefifche Angelegenheit iſt in einem 
Hefte von gegen 400 Folioſeiten enthalten. Ueber 
die Haltung Frankreichs und Spaniens in der 
Sache geben die mitgetheilten Dokumente im Weſent⸗ 
lichen (nach dem Berichte der Times) Folgendes an: 
Hr. Guizot hatte ſchon am 18. Marz angedeutet, daß 
Frankreich den Quadrupel⸗Allianz⸗Tractat als noch in 
Kraft befindlich anſehe, und daß der franzöſiſchen Re: 
gierung die Anweſenheit eines miguelitiſchen 
Generals in Oporto als ein genügendes Motiv er⸗ 
ſcheiue, der Königin auf den Grund jenes Ver⸗ 
trages den begehrten Beiſtand zu leiſten. Zu derſelben 
Zeit, nämlich am 20. März, erfuhr Sir. Seymour, 
daß Hr. de Varennes, der franzöſiſche Geſandte, im 
Pallaſte der Königin geweſen ſei, um derſelben die 
Bereitwilligkeit der franzöſiſchen Regierung 
kund zugeben, ihr jeden Beiſtand, deſſen fie be 
dürftig ſein möge, zu gewähren. Endlich ſchrieb 
Hr. Bulwer aus Madrid am 14. April, die britiſche 
Regierung müſſe ſich auf eine bewaffnete Inter⸗ 

vention Spaniens gefaßt machen, trotz allen ſeinen 
Bemühungen, dieſelbe zu verhindern. So von allen 
Seiten gedrängt, mußte ſich Lord Palmerſton zu einem 
entſcheidenden Schritte bequemen, um der drohenden 
Kriſis zuvorzukommen. Schon vor der letzten Anzeige 
Bulwers, am 5. April, hatte er eine Depeſche an Sir 
H. Seymour erlaſſen, in welcher er das von ihm beab⸗ 
ſichtigte Verfahren darlegte. Die Exiſtenz des casus 
federis aus dem Quadrupel⸗Allianz⸗Taktate, 
auf welche ſich die Königin von Portugal berufen 
hatte, erkennt er nicht an, macht mit Uebergehung 
der Urſachen des Aufſtandes bemerklich, daß die Theil⸗ 
nahme des Volkes an demſelben allzuweit verbreitet ſei, 
als daß man erwarten könne, ihn durch fremde 
Waffengewalt gründlich unterdrückt zu ſehen, und 
ſchlägt daher vor, daß die Königin mit den In⸗ 
ſurgenten in Unterhandlung trete, woran ſie bis dahin 
durch die Drohung Saldanhas, ſeinen Abſchied zu neh⸗ 
men, verhindert worden war. Dieſe Vorſchlaͤge ſollen 
durch den Oberſten Wylde der Junta überreicht werden 
(es wird in der Depeſche ausdrücklich bemerkt, daß bie: 
ſer Modus der Uebergabe der britiſchen Regierung das 
Recht gebe, von der portugieſiſchen die Erfüllung ihrer 
Verſprechungen in gutem Glauben zu verlangen) und 
erſt wenn die Junta die Annahme verweigert, will Lord 
Palmerſton eine Vereinbarung mit Frankreich und Spa⸗ 
nien zu gemeinſchaftlicher Intervention anbahnen. In 
einer zweiten, ebenfalls vom 5. April datirten Depeſche 
verpflichtet Lord Palmerſton den Geſandten, den Ober⸗ 
110 Wylde nicht eher nach Oporto abzuſenden, bevor 
nicht erſtens die Königin ſich ſo ſtrenge verbindlich ge⸗ 
macht habe, die Vergleichsbedingungen zu halten, daß 
ihre Miniſter dieſelben nicht brechen können, und bevor 
zweitens nicht Herr Dietz aus Portugal entfernt ſei, 
deſſen Abreiſe überhaupt eine conditio sine qua non 
jeder Einmiſchung Englands ſein müſſe, da aus wohl⸗ 
bekannten Gründen alle Verſuche, den Hof mit der un⸗ 
zufriedenen Volkspartei auszuſöhnen, vergeblich ſeien, ſo 
lange dieſer Mann in Portugal weile. Dieſe beiden 
Depeſchen bilden den Kern zu der Erklärung. der Pals 
merſtonſchen Politik, au welche auch nod) eine auf die 
Anſicht der Liſſaboner Börſenmänner begründete Anzeige 

Sir H. Seymours vom 3. April, derzufolge das erſte 
Reſultat des Sieges der Volkspartei die Annullirung 


fang der Sitzung hatte Lord Palmerſton auf eine An⸗ 
frage des- Dr. Bowring geantwortet, daß auch das in 
aller Form von dem gegenwärtigen Minifterium erneuerte 
Vermittelungs⸗ Anerbieten der britiſchen Regierung in 
dem Streite zwiſchen Mexiko und den Vereinigten Staa 
ten bei den kriegführenhen Parteien kein Gehör gefun⸗ 
den habe. — Auch im Oberhauſe find heute die por? 
tugieſiſchen Angelegenheiten kurz berührt worden. ord 
Stanley fragte nämlich an, ob die britiſche Regierung 
Inſtruktionen ertheilt habe, in Betreff der Behandlung 
der Kriegsgefangenen, welche das britiſche Geſchwader 
in Portugal machen möge oder bereits gemacht habe? 
worauf Lord Lansdowne erwiederte, die Gefangenen 
ſeien ohne weitere Bedingungen in die Gewalt des Ge⸗ 
ſchwaders gekommen, aber auch keinen befondern Bes 
ſchränkungen unterworfen. Lord Stanley kündigte dar⸗ 
auf zum 15. eine Motion in Betreff der portugieſiſchen 
Angelegenheiten an. 


ran krei ch. 

* Paris, 12. Juni. Endlich iſt die Beſtätigung 
der Siegesdepeſchen (ſ. Portugal) aus Portugal aM 
gekommen. Die Blokadeflotte hat wirklich Das An⸗ 
tas und die Kernmacht der Infanterie und Artillerie 
der Inſurgenten genommen, fo daß für den Aufſtand 


nichts mehr zu hoffen iſt, womit denn auch der neu 


organiſirten Montemoliniſten-Erhebung, die jest 
losbrechen follte, um von der Verwirrung in Portugal 
zu profitiren, der Kopf abgeschlagen iſt. — In Ma? 
drid hat dieſer Coup große Freude bereitet. Weiter 
wiſſen aber auch die Zeitungen von dort vom 7ten 
wenig zu melden. Der König amüſirte ſich noch im 
Pardo und es war davon die Rede, ihn nach la Granſa 
zu ſenden. Die Königin aber benutzte fleißig 
neuen Wagen, welche ihr die Königin Viktoria geſchen 
und fuhr ihren Schwiegerpapa eigenhändig ſpatzieren 
— Von der Grenze meldet man, daß in Lerida w 
der zwei Karliſtenchefs erſchoſſen worden find. — 
Auf unſerer heutigen Börſe wurden nur wenige Ge⸗ 
ſchäfte gemacht, die Courſe ſtellen ſich die Zproc. auf 
771%, die proc. auf 1172, die Nordbahn⸗ Aktien 
auf 601%. — Die Pairskammer beſpricht noch in 
mer das ewige Medizinalgeſetz, die Deputirtenkammer 
hat geſtern, nachdem das Miniſterium den mißfälligen 
Vorſchlag wegen einer Militärkolonie oder Ackerbath 
lager zurückgenommen, die Credite für Algier mit der 
ungeheuern Mehrheit von 231 gegen 30 Stimmen an 
genommen, womit natürlich alle Gerüchte von Mint 
ſterveränderungen verſcheucht find. Auch ſähe man fetzt 
ruhig der Ankunft des Marſchalls Bugeaud entgegen, 
wenn man nicht wüßte, daß er vorläufig nicht n 
Paris kommt, fondern erſt nach Excideuil geht. — In 
den Pairskammer⸗Skandalen iſt ein Brief des Herrn 
E. v. Girardin an die Commiſſion der Deputirten? 
kammer gedruckt worden, in welcher Herr v. Girardin 
das wiederholt, was er bereits in der Preſſe geſagt 
nämlich, daß er die Kammer nicht habe beleidigen wol 
len, und daß das, was er geſagt, die Kammer 
nicht beleidigen könne. — Der König ſoll dem Gen 
Bedeau das Gouvernement von Algier angeboten ha⸗ 
ben und der General v. Lamoriciere die Abſicht haben, 
die Militär⸗Coloniſation von Algier durch einen beſon⸗ 
deren Vorſchlag zu retten. 


Portugal. u 
Die brittiſche Intervention hat, wie die n. 
ſten, aus Liſſabon bis zum 4., aus Oporte am 
zum 7. Juni reichenden Berichte melden, ihre esl. 
Früchte getragen (Vergl. die geſtr. und vorgeſt. B a 
Ztg.) Der Graf das Antas mit 2400 Mann Inſan 
tetie, 50 Pferden und 2 Geſchützen, nebſt 12 Sch 41 
der Junta, worunter 3 Dampfſchiffe, find am 31. 
von den vor dem Douro kreuzenden brſtiſchen at 
fahrzeugen genommen und nach dem Tajo gebt ae 
worden. Es ift dies die nach dem Süden beſtimm 
geweſene Expedition, gegen deren Auslaufen, Ei . 
erwähnt, der Befehlshaber der britiſchen Ken ch ohne 
Thomas Maitland, Einſpruch gethan hatte, Minder 
beſtimmt zu erklären, daß er den Abgang dſch 
1 m „feeum aft⸗ 
werde. Er hatte immer nur von — Wahrſchein⸗ 
lichen Rath,“ den er gebe, und 1 werde angehalten 
lichkeit“ geſprochen, daß die Sppeditt n Bedenken, mit 
werden. Das Antas trug daher der alsd 75 
ielt aber alsbald die Ans 
der Expedition auszulaufen, 11005 daß er B 
0 5 aitland, r Befehl habe, 
zeige von Sir Thomas De heigen, nöthigenfalls mit 
ſich feiner Schiffe zu bem ärte ſich d 8 
Gewalt, und das Antas erklärte ſch darauf, unter Pro⸗ 
/ gat, für kriegsgefangen und ließ 


1 altt at, - 
a 
reichte einen Proteſt gegen den Gewaltſtreich dem eng⸗ 


h deſſen Landsleute, die Aufregung des 
N e ſich ſchon vorher 230 an der Zahl 
auf die Schiffe im Douro geflüchtet hatten. Es gelang 
jedoch der Jutta vollkommen, die Ordnung aufrecht zu 
erhalten, obgleich Saldanha, dem Waffenſtillſtande zum 
Troß, fein Hauptquartier bis Grigo, zwei Leguas von 
Oporto, vorgeſchoben und ein ſpaniſches Zruppencorpf 
die Truppen der Junta bei Valenga geſchlagen 


der 9˙½ Mill. Pfd. St. großen ausländischen Schulb 
fein würde, möglicherweiſe einigen Einfluß geübt haben 
unte. 


bertrieben hatte, wobei die Letzteten 100 Todte verloren 
duben ſollen. Mittlerweile wurden die genommenen 
genen und Schiffe unter Escorte nach dem Tajo 
gebracht und Erſtere am 3. in der Umgegend des Forts 
t. Juliao gelandet, wo ſie unter der Bewachung bri⸗ 
cher Marineſoldaten ſtehen, da Admiral Parker ſie 
unter keiner Bedingung der portugieſiſchen Regierung 
ausliefern will. Gleich nach dem Eingange der Nach⸗ 
iicht von der Gefangennehmung des Grafen Das Antas 
machte Admiral Parker dem Visconde Sa da Bandeira 
zeige davon, und forderte ihn auf, fich ebenfalls zu unter⸗ 
werfen; Letzterer erklärte, fi vertheidigen zu wollen, wenn er 
angegriffen werde, bat aber, in Folge des Auftretens 
es „neuen mächtigen Feindes der Sache des portugie⸗ 
ſiſchen Volkes“ um Erlaubniß, einen ſeiner Adjutanten 
auf einem britiſchen Schiffe nach Oporto ſchicken zu 
Ütfen, um neue Inſtruktionen einzuholen. Dies wurde 
währt; der „Polyphemus“ brachte den Offizier nach 
Porto und nach den letzten Berichten von dort ſoll 
die Junta ſich darauf entſchloſſen haben, den von dem 
Oberſt Wylde ihr proponirten vier Artikeln, welche die 
zergleichsbedingungen enthalten, nachträglich beizutreten, 
o daß der Kampf als beendigt anzuſehen wäre. 


Spanien. 
Madrid, 5. Juni. Vorgeſtern fand die Frohn⸗ 
leichnams⸗Prozeſſion in den Hauptſtraßen ſtatt. 
achdem die Geiſtlichkeit mehrere Stunden lang die 
Königin in der Hauptkirche vergeblich erwartet hatte, 
erfolgte der Beſcheid, daß fie der Prozeſſion nicht fol⸗ 
gen würde. Nachmittags verfügte die Königin ſich in 
das Hotel der Munizipalität und fah, einige Erfriſchun⸗ 
gen zu ſich nehmend, von einem Balkon der Prozeſſion 
zu, als dieſe in die Kirche zurückkehrte. Auf einem 
anderen Balkon deſſelben Hauſes befand ſich Mſgr. 
runelli in tiefer Andacht knieend. — Am 2ten d. 
wurde Mſgr. Brunelli von der Königin in Privat⸗ 
udienz empfangen, ohne, wie andere Diplomaten, 
durch den Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten 
vorgeſtellt zuß werden. Er ſoll ihr ein Schreiben des 
Papſtes überreicht haben. Es heißt, Mfgr. Brunelli 
wäre heute nach dem Pardo gefahren, um dem Könige 
eine Aufwartung zu machen. — Die Königin hat 
drei Schauſpielern den Orden Karl's III. und 
m Kabinets⸗Sekretär Vega das Großkreuz Iſabella's 
der Katholiſchen ertheilt. In der zwiſchen dem 
iniſter⸗Präſidenten und dem Grafen von Thomar 
abgeſchloſſenen Uebereinkunft wurde feſtgeſetzt, daß 
die portugieſiſche Regierung den Mehrbetrag der Koſten 
zu entrichten habe, welche die Verſetzung der ſpaniſchen 
„Hülfs⸗Armee“ verurſacht. Das Haupt⸗Corps der 
„Hülfs⸗Armee“ wird gegenwärtig in Zamora zuſam⸗ 
mengezogen, wo auch der General Concha mit ſeinem 
Stabe und 5 Bataillonen am 2ten ankam. Er be⸗ 
ſchäftigt ſich damit, die erforderlichen Laſtthiere und 
Lebensmittel für die Truppen herbeizuſchaffen. Bei 
em großen Kornmangel unterliegt dies keinen geringen 
chwierigkeiten, und die Bewohner der dortigen Ge⸗ 
dend brechen in laute Klagen aus. In Badajoz find 
4600 Mann zuſammengezogen, die über Elvas und 
Eſtremoz in Portugal einrücken und Evora belagern 
ollen. Eine andere Divifion fol ſich in Jerez de los 
Caballeros (im füdlichen Eſtremadura) aufſtellen, um 
don dort aus in Algarbien einzurücken. (Allg. Pr. 3.) 
Belgien. 

Brüſſel, 12. Juni. Die Herzogin von Kent 
und der Fürſt von Leiningen ſind geſtern hier durch⸗ 
gereiſt. Sie begeben ſich nach Deutſchland. — Die 
Infantin Iſabella Fernanda von Bourbon, Gemahlin 

Grafen Gurowski, iſt geſtern hier von einer Toch⸗ 
ter entbunden worden. — (Nach telegraphiſchen Nach⸗ 
richten, die wir über Köln erhalten, ſoll das Miniſte⸗ 
dium entſchloſſen fein, ſich, in Folge des Ausgangs der 
Wahlen, zurückzuziehen. (Allg. Pr. 3.) 


Zokeles und Provinzielles. 


* Breslau, 16. Juni. Sonnabend am 19. wird 
bier, wofern nicht eine Prorogation des Termins erfolgt, 
die Wahl des Ehrenrathes für die Juſtiz⸗Kommiſſarien 
dem Departement des Oberlandesgerichtes, unter 
Leitung des Hrn. Präſidenten Hundrich, vor ſich gehen. 


Breslau, 10. Juni. warden Nacht um halb 
zwölf Uhr wurden die Bewohner Breslau's wiederholt 
dure en de der Thürmer, der Nachtwächter 
und des Militärs von dem Ausbruch eines Feuers in⸗ 
nerhalb der Stadt in Kenntniß geſetzt. Es brannte auf 
er Antonienſtraße Nr. 129, Eigenthum des Lohnkutſchers 
nechner. Durch ſchnell ein enn Hülfe gelang es, 
as Feuer lediglich auf ein Stallgebäude, auf deſſen 
nat Heu gefülltem Boden es ausgebrochen war, 2 be⸗ 
bhränken. Hauptſächlich in Gefahr waren die Schule 
er zweiten jüdiſchen Brüderſchaft und das an dieſe an⸗ 
krenzende Gebäude der Loge Friedrich zum goldnen Zep⸗ 
ſto ferner ein an das abgebrannte Stallgebäude an⸗ 
N 95 Bindwerks⸗ Hintergebäude. Muchmaßlich ift 
das Feuer durch Vernächläßigung herbeigeführt worden. 
ei Breslau, 16. Juni. Vor einiger Zeit wurden 
Tum Reiſenden folgende Gegenſtände geftohlen: einige 

nweiſungen auf Land in Teras, unterzeichnet vom 
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Präſidenten Heriſton, eine von Anton Jones, ehe⸗ 
mals Staats⸗Sekretair in Texas, ferner zwei amerika⸗ 
niſche Mantelſäcke von ſtarkem Leder, enthaltend Wä⸗ 
ſche, Kleidungsſtücke, eine kleine Sammlung mexikaniſcher 
Alterthümer, Andobons Werk über Ornithologie, Ste⸗ 
phens letzte Reiſe in Yukatan, eine Korreſpondenz zwi⸗ 
ſchen Herrn Bouligny und General Taylor und dem 
amerikaniſchen Sekretär für die indiſchen Angelegenhei⸗ 
ten, etwa 20 Stück Briefe (Manuſcript), mehrere 
Empfehlungsſchreiben für Belgien und England, ein 
in Silber gefaßter Toiletten⸗Kaſten, ein in London 
angefertigter Chronometer, und außerdem 1292 Dollars. 
(Bresl. Anz.) 


Breslau, 15. Juni. Zu der geſtern in Neiſſe 
abgehaltenen außerordentlichen General-Verſammlung 
der Neiſſe-Brieger Eiſenbahn⸗Geſellſchaft hatten 
ſich hieſige und auswärtige Aktionäre zahlreich gemeldet 
und — bis auf wenige — durch das ſchlechte Wetter 
von der Reiſe nicht abhalten laſſen, welche pom hieſi⸗ 
gen Bahnhofe der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn bis Grott⸗ 
kau vermittelſt eines Probezuges, Neiſſe⸗Brieger Ma⸗ 
ſchine und Wagen, erfolgte. Die weitere Fahrt bis 
Alt-Grottkau mußte unterbleiben, weil dort von der 
Bahn bis zur Chauſſee eine nach dem Regen ſehr un⸗ 
gemüthliche Fußpartie zu machen geweſen wäre. Die 
neuen von allen Klaſſen eingeſtellten Wagen fanden 
große Zufriedenheit und reiches Lob. Die Fahrt ging 
auf das Beſte von Statten, und zur beſtimmten Stunde, 
10 Uhr, konnte die General- Verſammlung in Neiſſe 
eröffnet werden. In einer Einleitung wies das Mit⸗ 
glied des Direktorii, Herr Regierungsrath Kuh, auf 
die glücklich vollendete Fahrt, welche ein lebendiges 
Zeugniß von dem Fortgange des Unternehmens ablege, 
und auf den in der General⸗Verſammlung am 5. Fe⸗ 
bruar 1844 gefaßten Beſchluß hin, demzufolge der 
heutigen Verſammlung der Vertrags-Entwurf wegen 
einer ſchon damals in Ausſicht genommenen Betriebs⸗ 
Vereinigung mit der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn vorge: 
legt ſei. Er berichtete ferner die zur Erlangung einer 
Zinſen⸗Garantie eingeſchlagenen Schritte und die dem 


Ausbaue der Strecke zwiſchen Bösdorf und Neiſſe Sei⸗ 


tens der Militär = Behörde gemachten Anſtände und 
Weiterungen, deren endliche Behebung nach einer Be⸗ 
merkung des anweſenden Staats-Kommiſſarius, Herrn 
Präſidenten Dr. Abegg, jetzt zu erwarten iſt, wonach 
der Bau ſofort in Angriff genommen werden wird. 


Hierauf trug Herr Ober-Ingenjeur Roſenbaum den 
Bau⸗Bericht vor; am 1öten Juli ſoll die Bahn bis 
Demnächſt 
kam die Haupt⸗Vorlage, der Entwurf des die Betriebs⸗ 
Uebergabe betreffenden Vertrages, zum Vortrage. Die⸗ 


Bösdorf dem Betriebe übergeben werden. 


ſer Entwurf war von den beiderſeitigen Geſellſchafts⸗ 
Vorſtänden mehrfach berathen und vereinbart und nach 


möglichſter Behebung namentlich der vom Neiſſer Aus⸗ 


ſchuſſe gezogenen Einwendungen als das Ultimatum 


der Oberſchleſiſchen Geſellſchaft zu erachten, wonach der 


Verſammlung im Grunde nur die Frage des Anneh⸗ 
mens oder Ablehnens und bei jedem etwa aufzuſtellen⸗ 


den Scrupel die einzige Erwägung oblag, ob von deſ— 


ſen Beſeitigung die Genehmigung oder Verwerfung des 
ganzen Vertrages abhängig zu machen fer Wir bei 
halten uns vor, die Hauptbeſtimmungen des Vertrages 
ſpäter mitzutheilen. Herr Kaufmann Kloß in Neiſſe 
erhob ſich, um das Anerkenntniß der Liberalität und 
Zuvorkommenheit der Oberſchleſiſchen Geſellſchaft, wie 


der bedeutenden, im Vertrage zugeſicherten Begünſti⸗ 
gungen und Vortheile für das Meiffe = Brieger Unter⸗ 
Andererſeits meinte er jedoch 


nehmen auszuſprechen. 
einzelne Beſtimmungen moniren und den Wunſch nach 
mehreren ſtärkeren Begünſtigungen unter der Voraus⸗ 


ſetzung ausdrücken zu müſſen, daß ſich die Oberſchleſi⸗ 
Ein von 
Herrn Kloß entwickeltes Amendement, die Benutzung 


ſche Geſellſchaft auch dazu verſtehen würde. 
des Neiſſe⸗Brieger Gleiſes vom Brieger Bahnhofe bis 


zur Paulauer Grenze Seitens der Oberſchleſiſchen Ge⸗ 


ſellſchaft anlangend, fand allſeitige Billigung, und wurde 


das Direktorium beauftragt, auf deſſen Bewilligung zu |. 


wirken, gegen andere aufgeſtellte und etwa noch aufzu⸗ 
ſtellende Wünſche, Vorſchläge und Amendements aber 
im Allgemeinen erinnert, daß man keine Modifikation 
des Vertrages als bis zu deſſen Ablehnung durchgrei⸗ 
fend anſehen könne. Demzufolge ward der Entwurf 
des mit der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn⸗Geſellſchaft über 
die gemeinſchaftliche Benutzung des Bahn⸗ 
hofes zu Brieg und die Betriebs-Vereini⸗ 
gung zu ſchließenden Vertrages genehmigt und mit 
großer Stimmenmehrheit, wobei ſich die anweſenden be⸗ 
theiligten Aktionäre der Abſtimmung enthielten, die 
Niederſchlagung der verwirkten Konventio⸗ 
nalſtrafen beſchloſſen. Die gegenwärtigen Direktoren, 
Herr Geheime Kommerzienrath von Löbbecke, Regie⸗ 
rungsrath Kuh und Dr. Schweitzer ſtellten anheim, 
ob die Verſammlung aus dem mit der Oberſchleſiſchen 
Geſellſchaft zu ſtipulirenden Vertrags⸗Verhältniſſe Ver⸗ 
anlaſſung nehmen wolle, zu einer anderweiken Wahl 
zu ſchreiten, da ſie reſp. Direktoren und Stellvertreter 
der letzteren Geſellſchaft und bereit ſeien, ihr Amt nie⸗ 
derzulegen. Die Verſammlung erſuchte jedoch obige 
Herren einſtimmig, als Direktoren der Neiſſe⸗Brieger⸗ 


Geſellſchaft zu bleiben, und wählte durch Akklamation: 
1) als Stellvertreter des Direktorii in Breslau die 
Herren Ober⸗Landes⸗Gerichts⸗Aſſeſſor Krug, Major 
Ravenſtein, Apotheker Hedemann; 2) als Stell⸗ 
vertreter des Ausſchuſſes in Breslau die Herren M. 
Hauſer und M. Oppenheim; J) als Stellvertre⸗ 
ter des Ausſchuſſes in Neiſſe die Herren Kaufmann 
Kloß und Bau⸗Inſpektor Illing, wonach die Ge⸗ 
fellfchafts = Vorſtände wiederum vollſtändig organi⸗ 
ſirt ſind. 


* Breslau, 16. Juni. Zu nachträglicher Ver⸗ 
vollſtändigung des Artikels über die hieſige Bürger⸗ 
Verſorgungs⸗Anſtalt vom 5. d. M. wird hinzugefügt, 
daß in der am 8. d. M. ſtattgefundenen Generalver⸗ 


ſammlung der bisherige Vorſtand ſammt Stellvertre⸗ 


tern aufs Neue gewählt worden; daß ferner in Betreff 
der Erwerbung des alten Seminargebäudes die Anſtalt 
bis heute nichts anderes weiß, als daß ſie daſſelbe durch 
Meiſtgebot erſtanden, auch deshalb ein Bittgeſuch an 
des Königs Majeſtät eingereicht habe. Definitiv kann 
daher jenes Gebäude bis jetzt keine andere Beſtimmung 
erhalten haben; ſonſt würde die Anſtalt bereits ab⸗ 
ſchläglich beſchieden worden ſein. Joh. 


* Schweidnitz, 13. Juni. Die letzte Sitzung 
der Stadtverpidneten war wegen einer Verhandlung ſeht 
merkwürdig. Der Magiſtrat halte an die Verfamm⸗ 
lung ein Schreiten des Inhalts ergehen erlaſſen, daß 
er feine Mißbilligung über das Verhalten des Land⸗ 
tags⸗Deputirten der Stadt Schweldnitz in Betreff der 
bekannten Verwahrung der 138 Mitglieder, deren Ten⸗ 
denz in den öffentlichen Blättern viel beſprochen wor⸗ 
den iſt, unverhohlen zu erkennen gab. Der Magiftrat 
erklärte, daß dem Landtags⸗Deputltten zwar kein Vor⸗ 
wurf daraus gemacht werden könne, daß er nach dem 
Standpunkt feiner politiſchen Ueberzeugung bei den Ver: 
handlungen ſeine Meinung frei dr indem er 
abet auf Veröffentlichung der Namen der Betheiligten 
gedrungen, gewinne es den Anſchein, als habe er durch 
ausdrückliche Anführung ſeines Namens bemerklich mas 
chen wollen, daß er dabei zugleich die Anſicht feiner 
Committenten _verttete. Gegen dieſe Wong 
meinte der Magiſtrat fi) verwahren zu müſſen; dle 
Kommune Schweidnitz hat durch ihren Gehorſam gegen 
die Anordnungen der Landes⸗Regierung ſich des Belfalls 
det Behörden zu erfreuen gehabt; man könne den Man⸗ 
gel an Vertrauen gegen die landes väterlichen Anordnun⸗ 
gen, die durch jenen bezüglichen „Proteſt“ bekundet 
werde, nicht thellen und fühle ſich zu einer offenen Er⸗ 
klärung dit Art gedrungen, daß die Kommune Schweid⸗ 
nitz in vorliegendem Falle die Anſicht des Landtagsdeputirten 
nicht als die ihrige anerkenne. Die Stadtverordneten wur: 
den nun aufgefordert zu bekennen, ob ſie als Committen⸗ 
ten mit der von ihrem Deputirten ausgeſprochenen Ueber⸗ 
zeugung ſich einverſtanden erklärten. Dieſe habe in ih⸗ 
ier Erwiderung das Anſinnen des Magiſtats auf Prü⸗ 
fung und Unterſuchung ihrer Geſinnungen und Mei⸗ 
nungen zurückgewieſen und ſich degnügt, auf die geſetz⸗ 
lichen Beſuummungen hinzuweiſen, denen zufolge jeder 
Landtagsdeputſrter, ohne ſich durch fremden Einfluß für 
gebunden zu erachten, das, was er nach feiner Indivis 
duellen Anſicht für Recht erkenne, aus zuſprechen habe; 
ſie habe auf die mißlichen Folgen des Verfahrens auf; 
werkſam gemacht, Männern, denen man das Vertrauen 
geſchenkt, daſſelde auf dieſe Weiſe zu verkürzen. — Es 
dürfte wohl ſehr wünſchenswerth ſein, wenn beide Akten⸗ 
ſtücke der Oeffentlichkeit übergeben würden. Der Ma: 
viſtrat hat auf die von den Stadtverordneten ihm ers 
theilte Antwort eine Erwiderung ergehen laſſen, die in 
der nächſten Sitzung zur Berathung kommen fol. — 
Es iſt dankenswerth anzuerkennen, daß der Vorftand der 
Stadtverordneten über die in der nächſten Sitzung zum 
Vortrage kommenden Gegenſtände die Bürger jetzt durch 
öffentliche Anzeige in den obelgkeitlichen Bekannt⸗ 
machungen in Kenntniß ſetzt. a 


Liegnitz, 15. Juni. Am 11. d., als am letzten 
Getreidemarkte, iſt, Gott ſei Dank, der Sack Getreide 
um 2 Thaler, ſage um zwei Thaler auf einmal ab⸗ 
geſchlagen. Daß dies nicht ſo bleiben konnte, war vor⸗ 
auszuſehen, wenn man die herrlichen Getreidefelder 
überall anſieht, und es war Zeit / daß der Wuchergeiſt 
ein Loch zurückſteckte, denn noch vor 8 Tagen einen 
Aufſchlag von faſt 2 Thaler und diesmal 2 volle Tha⸗ 
ler weniger pro Sack. Dieſer Tage find hier von Ham 
burg kommend 500 Wiſpel Getreide angelangt, und 
werden zu einem civilen Preiſe verkauft werden. De⸗ 
nen, die noch ſo Getreide von 5000 Sack Korn und 
2000 Sack anderes Getreide liegen haben, dürfte dieſe 
Nachricht keine wohlkringende fein, fie ſollen ſich auch 
ſchon mit ihren Vortathan, von denen fie," man ſagt 
bis 9000 Thaler verdienten, nach Breslau per Eiſen⸗ 
bahn gewandt haben, um dort ihr Geſchäft umzu⸗ 
ſetzn. Es wird ihnen indeſſen nichts helfen und ih⸗ 
nen gehen, wie es bereits ſchon vielen ergangen 
iſt, daß ſie in der Dinte ſitzen bleiben und wie⸗ 
der zuſetzen. — In der Nacht vom 13ten zum IAten 
brannte das dem Rittergutsbeſitzer Herrn Peisker gehö⸗ 


rende Schimmelwig gänzlich nieder. Entſtehungsurſa⸗ 
chen ſind bis jetzt noch nicht bekannt. 
(Liegn. Communal⸗ Bl.) 


Neiſſe, 14. Juni. In Nr. 35 dieſer Zeitung 


befindet ſich ein Referat aus Neiſſe, und am Schluſſe 
deſſelben eine Notiz, deren ganze Faſſung die höchſt 
beſchränkten Anſichten des Verfaſſers, Religion und 
Handel betreffend, deutlich bekundet. Der Referent er⸗ 
zählt in erwähntem Berichte einen Vorfall auf hieſigem 
Markte ganz falſch, wie aus Folgendem hervorgehen 
dürfte. Die Polizei hat nämlich weder einen Wagen 
Butter confiscirt noch verkauft, ferner iſt der „Jude 
B.“ kein Aufkäufer von Butter, ſondern ein Kauf⸗ 
mann, der ſeine Einkäufe in ſeinem Hauſe und nicht 
auf den Märkten macht, und endlich wird das But⸗ 
tergeſchäft hier nicht allein von dem B., ſondern auch 
von dem chriſtlichen Kaufmann J., ſowie überhaupt 
ſeit 20 Jahren in vielen andern Städten der Provinz 
betrieben. 


Breslau, 16. Juni. Der heutige Waſſerſtand der 

Oder war am hieſigen Oberpegel 19 Fuß 1 Zoll und 
am Unterpegel 8 Fuß 4 Zoll und ſtieg das Waſſer bis 
Mittag am erſteren um 4 Zoll und am letzteren um 
5 Zoll. 
33 16. Juni. Der Waſſerſtand der Oder war 
am 15. Juni früh 6 Uhr am Oberpegel 21 Fuß 5 
Zoll, am Unterpegel 20 Fuß 9 Zoll; Mittags 12 Uhr 
am Oberpegel 21 Fuß 7 Zoll, am Unterpegel 21 Fuß 
1. Zoll, Abends 6 Uhr am Oberpegel 21 Fuß 6 Zoll, 
am Unterpegel 20 Fuß 11 Zoll; am 16. Juni früh 
6 Uhr am Obenpegel 21 Fuß, am Unterpegel 20 Fuß 
4 Zoll. Die Oder beginnt mäßig zu fallen. 

Oppeln, 15. Juni. Der Wafferftand der Oder 
am 15. Juni Morgens 6% Uhr war am hieſigen 
Ders Pegel 16 Fuß 6 Zoll, am Unterpegel 15 Fuß 
4 Zoll; Mittags 12 Uhr am Oberpegel 16 Fuß, am 
Unterpegel 15 Fuß 11 Zoll; Nachmittags 4 Uhr am 


Ober⸗Pegel 16 Fuß 6 Zoll, am Unterpegel 16 Fuß 


Zoll. 

Oppeln, 16. Juni. Der Waſſerſtand der Oder 
war am 15. Juni 4 Uhr Nachmittags am hieſigen 
Oberpegel 16 Fuß 6] Zoll,, am Unterpegel 16 Fuß 6 Zoll; 
Abends 8 Uhr am Oberpegel 17 Fuß 3 Zoll, am Un: 
terpegel 17 Fuß 3 Zoll, um 11 Uhr am Oberpegel 
17 Fuß 7 Zoll, am Unterpegel 17 Fuß 7 Zoll; am 
16. Juni früh 6 Uhr am Oberpegel 17 Fuß 6 Zoll, 
am Unterpegel 17 Fuß 6 Zoll. Höchſter Stand bie 
Nachts 2 Uhr, von da ab fällt das Waſſer. 

Brieg, 16. Juni. Der Waſſerſtand der Oder war 
am 15. Juni Morgens 6 Uhr am Oberpegel 19 Fuß 
5 Zoll, am Unterpegel 14 Fuß 1 Zoll; am 16. Juni 
früh 8 Uhr am Oberpegel 20 Fuß 9 Zoll, am Unter⸗ 
pegel 17 Fuß 5 Zoll. Ten 

Mannigfaltiges. 

— Da Madame Köfter vor Kurzem in Breslau 
die Valentine (Hugenotten) gefungen und gegen Ende 
d. M. hier einen Cyclus von Gaſtrollen geben wird, 
fo dürfte es für viele unſerer Leſer von Intereſſe fein, 
einige Notizen über das Gaſtſpiel der genannten Künſt⸗ 
lerin in Berlin zu leſen. L. Rellſtab berichtet über 
ihre Valentine: „Eine ſo günſtige Meinung Frau 
Schlegel⸗Köſter überhaupt für ſich hatte, und fo 
ſehr ſie dieſe in der Darſtellung des Fidelio neuerlichſt 
beſtätigte, ſo übertraf ſie doch als Valentine bei wei⸗ 
tem unſere, und wir dürfen hinzuſetzen, die Erwartung 
des Publikums, welches ſie zu enthuſiaſtiſchen Beifalls⸗ 
ſpenden hinriß. Sie faßt die Rolle im Ganzen in der 
Weiſe auf, wie Mad. Schröder⸗Devrient, folgt auch, 
und wir könnten ihr nichts Erfolgreicheres rathen, in 
einzelnen wichtigen Momenten entſchieden dem Wege, 
den die große Künſtlerin angegeben hat. Allein ſie 
verſchmilzt den Charakter auf das innigſte auch mit 
ihrer befonderen Eigenthümlichkeit, die fie überall in 
der reinen Grenze des Schönen, der edlen, ſeelenvollen 
Weiblichkeit erhält. So iſt ſie in jedem Augenblick 
ihres Erſcheinens wohlthuend, oft feſſelnd, bis zur an⸗ 
geregteſten Spannung. Ohne eben ſchöpferiſch in der 
Darſtellung zu ſein, prägt ſie doch jede Forderung des 
Drama's an den Charakter zur vollen Genüge aus. 
Auch das ſchwierige Vacuum im vierten Akt, während 
der Verſchwörungsſcene, wußte ſie in den Hauptmo⸗ 
menten bezeichnend, und nicht ohne Abwechſelung, aus⸗ 
zufüllen. — Ganz dieſem natürlich gebornen Spiel, 
ſchloß ſich der Geſang an; er war überall eine Wahr⸗ 
heit, oft eine Schönheit, und eine ſeltene Schönheit. 
Das Duett im dritten Akt ſang die Künſtlerin mit 
ſeelenvollſtem Hauch, die immer wieder tief ergreifende 
Stelle: „Ach Marcell, ich bin ein Mädchen das ihn 
liebt“ anfangs mit jungfräulicher Schüchternheit, dann 
mit dem plötzlich zur hellen Flamme aufſchlagenden He⸗ 
roismus. Wir bekennen indeß, daß die erſte, leiſe Fär⸗ 
bung uns noch die wohlthuendere geweſen. Rein mus 
ſikaliſch aber leiſtete die Sängerin ganz Ausgezeichnetes, 
durch die unvergleichlich ausgebende Fülle ihres Organs, 
welche diesmal bei ſtärkſter Kraftanwendung nie den 
Charakter ſanften Adels einbüßte. Das dreigeſtrichene 
e hielt und ſchwellte ſie ſo leicht, daß das Ohr, die 
ſeltene Schwierigkeit der Aufgabe erwägend, nur mit 


Ferd. Hahn aus Tſa icherzig Wein 


189: —- 


Vorſicht daran ‚glaubte; fie fang. fpäter noch, irren wie 
nicht, bis d. Aehnliche hochliegende muſikaliſche Phra⸗ 


f ſen wußte ſie ganz in gleicher Weiſe leuchtend heraus⸗ 


zuheben. So wurde ihr ſchon der dritte, ſpäter noch 
mehr der vierte Akt zu einer Kette von ſchönſten Wir⸗ 
kungen. Sie brachte Alles zur Geltung, was der an 
tiefen Schönheiten ſo außerordentlich reiche Akt Schwie⸗ 
riges, aber dankbares fordert oder vielmehr darbietet. 
Es konnte nicht ausbleiben, daß die Darſtellung der 
Künſtlerin die vollſte Wirkung im Publikum erzeugte. 
Schon nach dem Duett mit Marcell anhaltend hervor⸗ 
gerufen, ſteigerte ſich der Beifall im vierten Akt hoher 
und höher, und beſchloß ſich mit ſtürmiſchem Her⸗ 
vorruf.“ 

— * Aus Hayti meldet man, daß bei den Sa: 
lutſchüſſen bei der Begräbnißfeier des vorigen Praſi⸗ 
denten Riche am 23. Mai das ſalutirende Dampfboot 
„der Präſident“ mit der ganzen Mannſchaft und 80 
Strafgefangenen in die Luft flog. 


Wiederſchleſiſch Märliſche Eiſenbahn. 

Auf der Niederſchleſiſch⸗Markiſchen Eiſenbahn be⸗ 
trug die Frequenz in der Woche vom 30. Mai bis 
5. Juni 1847 13715 Perſonen und 33055 Rtir. 
12 Sgr. 5 Pf. Geſammt⸗Einnahme für Perfonenz, 
Güter⸗ und Vieh⸗Transport ꝛc., vorbehaltlich ſpäterer 
Feſtſtellung durch die Controle. 

0 Werz elch ui 
derjenigen Schiffer, welche am 15. Juni Glogau ſtrom⸗ 

aufwarts paflırten. 
Schiffer oder Steuermann: Ladung von- nach 
Grünberg Breslau, 


Friedr. Kuſche und Wuttig 


as Koben Seeſalz Stettin dito. 
Chriſtl. Hahn aus Tſchicherzig Würer duo dito. 
George Hahn dito dito Steltin d. to. 
Friedrich Hain dito dito dito dito. 
Gottlieb Kerſch dito Seeſalz Stete in dito. 


Ernſt Hache aus Köben dito dito dito. 
Ver Waſſernond am pegel der großen Oderbrücke iſt heute 
4 Fuß 5 Zoll. Windrichtung: Den. 


Wollbericht. 
Stettin, 14. Juni. Der Markt nahm geſtern 
Morgen feinen Anf ng, nachdem in aller Frühe die Wollen 
abgeladen worden waren. Der hieſige Plaß macht, in Be: 


zug auf Marktordnung, eine rühmeiche Ausnahme vor an⸗ 


dein Städten; vor dem Idten namlich durften die Willen 
nicht zur Stadt gebracht werden, und diejenigen felbit, weiche 
am Abend des vorherigen Tages eingeführt wurden, mußten 
auf dem Wagen bleiben. Sonntag früy war daher plotzlich, 
wie mit einem Zauberſchlage, der große Raum ganz mit 
Wolle belegt, und bald fanden ſich auch Kaufer dazu ein. 


In der eren Halfte des Tages wurde das Geſchaft ein 


wenig animirt betrieben, indem ein jeder der Kaufer ſich 
beeilte, die oft gehadten und ihm liebgewordenen Stämme 
wieder an ſich zu bringen; nachdem dies zum Theil geſche⸗ 
hen war, ſo nahm das Geſchaft einen viel ruhigeren Gang 
an, worm es auch verblieb. Der hieſige Markt ſcheint ſich 
in ſeinem Reſultate üb rhaupt den ungunfiigen auswärtigen 
Verhaltniſſen des Wollhandels mehr als die vorhergegange⸗ 
nen Markte anzuſchtießenz obgleich dieſen nach, ſelbſt die hier 
angelegten Preiſe noch zu hoch ſind. 

Man zahlıe hier für gut gewaſchene und gut behandelte 
Wollen im Durchſchniit 4 bis 6 Ati, über die vorjahrigen 
Preiſe und koanen bis heute Abend von dem hier zu Markt 
geſtellten Quantum von circa 24,000 Centner wohl zwei 
Drittel bis drei Viertel als verkauft betrachtet werden. 
Haupikaufer waren die Kämmer, einige engliſche Fa: 
oritanten und Berliner Wollhändler. Viele Spe⸗ 
kulanten, die zu hitzige hohe Preiſe bei ihren Vorkäufen 
angelegt, haben ihre Wollen noch nicht apſetzen können, und 
iſt es licht moglich, daß ſie bei Realiſirung derſelben einen 
Verluſt erleiden muſſen. — Es iſt nicht zu verkennen, daß 
das Ende des Marktes flau ſich herausſtellte, und eine 
nicht kleine Neigung zum Herabgehen zeigte. So follen 
denn auch Vertaufe mit nur ſehr geringer Preiserhöhung 
gegen voriges Jahr vorgekommen ſein. 

„Die Wollen hatten auch hier größtentheils eine gute 

Wäſche, aber auch hier ſollen im Allgemeinen einige Pro⸗ 
zente weniger geſchoren worden ſein. 
Das Geſchick des Berliner Wollmarktes, der dem hieſi⸗ 
gen folgt und als Haupttreffen angeſehen werden kann, iſt 
bis jetzt keinesweges geſichert. Die Handelsverhältniſſe in 
England gewähren durchaus noch keine Beruhigung, beſon⸗ 
ders ſtört die Furcht vor der Kartoffel⸗Krankheit, 
von weicher ſich leider ſowohl in England, wie in Irland 
wieder unzweiteutige Symptome gezeigt haben ſollen, eine 
jede kaufmanniſche Unternehmung großerer Art. 

Leipzig, 14. Jun. (Wollbericht.) Man fchläat 
das bes jetzt eingeführte Quantum Wolle auf 50 00,000 
Stein an. Waſche und Qualitat laſſen im Ve gleich zu 
ſchleſiſchen Wollen im Allgemeinen Manches zu wünſchen 
ubrig. — Obgleich ſich nun die Produzenten, bei einer er: 
hohten Forderung gegen voriges Jahr, von 1 bis 2 Trlr. 
pr. Stein, willig zum Verkaufe zeigen und die zum Verwie⸗ 
ven aufgeſtellten 7 Waagen auch von 9 uhr Morgens an 
vollig beſchaftigt waren, ſo ließ ſich bisher doch eine ziem ich 
allgemeine Zurückhaltung der Käufer, welche nach ihrem 
Vorgeben durch die jetzigen ZBeitverhältniffe beſonders gebo: 
ten würden, nicht vertennen. Indeſſen tellte ſich im Ver: 
laufe der Zeit doch etwas Leben ein, und man dürfte kaum 
irren, wenn das bis jetzt (5 uhr Nachmittags) verkaufte 
Quantum nicht mindeftens ½ der Einfuhr betragen ſollte. 
— Der beutige Markttag fuloß mit einer Preiserböhung 
von 3%, bis 1½ Thlr. pr. Stein gegen voriges Jahr, und 
das Mebrſte wurde heute von Englandern, Ni derlandein 
und Be giern gekauft. 

Deſſau, 13. Juni. Zu dem am 11. und 12. Juni 
d. J. hier abgehaltenen Wollmarkte wurden 90% Stein 
Mole eingeführt, meiſt verkauft und der S.ein durchſchnitt⸗ 
lich mit 1 Thir. etwa höher bezahlt als im vorigen Jah e. 
— Die Wälhe war, wie gewohnlich in hi ſiger Gegend, 
ausgezeichnet. N n 


Verantwortlicher Redakteur Dr. J. Nimbs. 


Einladung. 

ſchleſiſchen Veteranen aus dem 

Militair⸗ und Civil⸗ Stande, welche bereits unter 

König Friedrich dem Großen im Staatsdienſte ſich 

befunden haben, werden zu der den 27. Juni © 

Vormittags 11 Uhr ftattfindenden feierlichen Ent 

büllung des bier ſelbſt errichteten Denkmals Fried, 

richs des Großen mit dem Erſuchen eingeladen, de 

Karten zum Eintritt in das Innere des Hua wei 

rei dem Rathraus⸗Inſpektor Herrn Klug bi 

Sonnabend den 28. Juni c. in Empfang nehmen 

u wollen. 

r Der vollziehende Ausſchuß des Schleſiſchen 
Vereins zur Errichtung eines Dentmals 
für Friedrich den Großen in Breslau. 

A. ali eee 


Ein Wort über die Ausbreitung des 
Deutſch⸗Katholiesmus und der freien 
Gemeinden. . 
Der Abfall der Deuiſchtathouken von der römiſchen 
Kirche fiadet ſeine Erklärung nicht bloß in jenen tuch⸗ 
lichen Leu ren, weiche die Proteuanten länyft von ſich 
entfernt haden, ſondern auch in Lehren, weiche dieſe 
noch beibegieiten, und, bei Bieten wenignens, in dem 
anſegen der deiligen Schriſt ff. Denn, warum git 
zen die Eiſtern nit zu den Proteſtanten über, # 
warum vireimiyen fin jeg, tretz der damit verknüpften 
vürgeilichen Nachtgeile, fo ville Proteſtanten mit tonel, 
ober bilden eigene freie Gemeinden? Es iſt auch dei die? 
fen nicht bloß die unfreie kirchliche Ver ſaſſang, N 
d.h die Lehre von ſtellvertretender Geuugihuung, von 
Rechtfertigung durch den bioßen Glauben oder von 
gerbift mmung, welche ihnen als ſchriftwidrig erſchienen, 
londern Viele von ihnen find an der Grundlage me 
Hufiimen Religion felsft irre geworden. All, in 
dem bloßen Mieoerreißen der alte. Kere iſt noch feine 
neue gebaut, und ohne pıfitwin und göttichen Geund 
kann keine Kirche dauernd erhalten werden; auch iſt e 
nicht die Vernunft, welche die chriſtuche Offendarung 
verwirft, ſondern die Unvernunft, welche dier ſchmähl, 
was fie nicht verſteht. Der chreſtiichen Kirche kann in 
igren jetzizen Wirren und Nörgen nut dadurch gehel' 
ſen werden, daß durch einen deſonders von Gott 
leuchteten und Geweihten die Goitlichkeit der Scht ſt 
im Einzelnen hetausgeſtellt ur d ihr Jahalt in den rich⸗ 
tigen Leordegriff zuſammengefaßt wıro. Nun kann 
ieder Vorurtgensfrere, der die Waorgeit um ihrer ſeldſt 
willen ſucht und liedt, ſehr leicht ſich Überzeugen, 
dies ſchon Länyft geſchehen iſt in Schr fen, welche, nun“ 
mehr lange genug theus undekannt geblieben, theils von 
Unwiſſenden und blinden E.terern oder Nachſprecherſ 
verſchmäht, entſteut und verkehrt worden find, wi. wo 
in neueſter Zeit iger dober Werih auch von andersden“ 
kenden Theologen aneskannt worden iſt, nämlich 
Swedendorgs Schriften. So dekannte vor Kurzem ela 
decühmter proteſtantiſcher Profeffer offen: „Es ıft gat 
teine Frage, daß Swedendorzs Werke das teinſte C. 
ſtentzum enthallen;“ und ſchon Irüper ſchried e ner del 
eiſrigſten und geiſtreichſten Katholiken, „tag (ſeloſt) die 
Beſſeten unter den proteſtantiſchen Tyeoloyen Sweden 
dorg ganz ungerecht und unverſtändig beyandeln, 
rend doch feine Reyre die einzise aus dem Schooß 
Pecoleſtaatismus hervorgegangene fei, auf welche Ein 
eine Gemeinde .. möslcherweiſe bauen ließe.“ * 
berühmter Prof. ſſor gad als Meſuftat feiner unn 3 
chung über ten: „Entweder war S edenborg ein gr . 
licher Geſandter, oder das größte Genie, das bie Bu 
je geſeden hat.“ Sämanliche Enwürfe gegen ion 1 — 
yrünolich widerlegt worden von Dr. Tafel in Tu ben 
in diſſen Schriften: „Vecgleichende Darftelum 35 
Beurteilung der Leyrzegenſätze 20.” Tübingen Ta⸗ 
und: „Swedendorg und feine Gegner, 3 Theile. 
bingen 1838 — 41. Beſonders aber möchte zu on 
wärtiger Zeit nicht nur den D uıfchkarholiten aul 
ſceunden, ſondern den Coriſten überhaupt & ach dienen 
ihter Vereinigung auf einerlel Leore a ges Wirk 
ja ſogat notdwendig fein Swedenbor , 1771, in wei, 
Vera christiana Religio, Ane uſammendang 
chem er ſeine Ledren in ſpſtema , uud dieſer Schrift 
vebra ht dat. Für den hoden ſranzöſiſcen und eng⸗ 


(pe cht auch, daß außer mebreren, . 
3 Uederſetzunzen ſchon den beutiche beſchienen find, 


. dann (von einem ſächſiſchen 
Tasten 1408 . Bald unter dem Titel: „Die ganze 
Teo. oe der n. uen Kltche, und end. in 1831 — 32 
zu Tübingen, die von Hofacker. Die von 1795 iſt 
jedo b aus vielen Geünden weit vorzugieben und mößle 
bel Anıiquaren und aus Privatdid.iotheken noch zu de⸗ 
Pe betete einige Kenntniß über dieſen intereſſan“ 
ten Menn, über feine Lehten und über die Gtaubm 
eis teu derselben zu erlangen, dient das von Dr. #0 
in Tüdingen aus dem Engliſchen üderſeh'e Schuch 
betiteit — „Antwocten auf de Fraye, warum nimmt 
du das Zeuyniß Smwedentor,s an? Tübingen 1 
Preis 24 Ke. Dr. R. 


Diejenigen 


x ar 
Mit zwei Beilagen. 
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ee (Eingefandt) 

Es muß ein beglückendes Gefühl fein, ſich des 
Reichthums zu erfreuen, zumal in einer Zeit, wie die 
ı itgige ift, in welcher der größte Theil der Menſchheit 
an Nahrüngsmitteln leidet und in welcher ganz allein 
das Geld im Stande iſt, eigentlich zu helfen. Dieſen 
Kummer der Armen nach beſten Kräften zu lindern, 


gufwande Se. Hochgeboren der freie Standesherr Herr 
Graf von Reichenbach⸗Goſchütz auf Goſchütz bemüht. 
eden Donnerſtag empfangen "mehrere Hun⸗ 
derte von Bedürftigen in ſeinem Schloßhofe eine 
Gabe an Kartoffeln, wobei der geringſte Satz ein 
Viertel iſt. Dieſe Vertheilung findet bereits ſeit ſechs 
Wochen ſtatt und wird wohl noch eben ſo lange fort⸗ 
geſetzt werden, Es iſt wohl einerſeits ein ſchmerzliches 
Gefühl, die Armuth zu ſehen, es iſt aber auch um fo 
mehr ein beglückendes Gefühl, auf den Geſichtern der⸗ 
ſelben den Dank zu leſen, welcher ſich für die empfangne 
Unterhaltung ihres Lebens auf ſelbigen ausprägt. Die 
Summe der bereits vertheilten Kartoffeln beläuft ſich 
auf 700 Scheffel und die Summe der noch zu ver⸗ 
theilenden auf 500 Scheffel. Dieſe ſäͤmmtlichen 1200 
Scheffel ſind keinesweges von den Gütern der Stan⸗ 
desherrſchaft geerntete, ſondern ſämmtlich für baares 
eld erkauft, und das will viel ſagen, da die Wirth⸗ 
ſchaften ſelbſt zur Saat kaufen mußten. Um nun zu 
dieſer beträchtlichen Quantität Kartoffeln zu gelangen, 
erließ der Herr Graf von Reichenbach eine Aufforde⸗ 
kung in den Kreisblättern, wonach er den Schfl. Kar 
toffeln in Goſchütz mit 1 Rthl. 5 Sgr. bezahle, und 
auf dieſe Art war es demſelben möglich, ſich dieſe Maſſe 
zu verſchaffen. Se. Hochgeboren beſchließt aber mit der 
Kartoffelvertheilung ſein wahrhaft ſchönes, wohlthätiges 
Werk nicht, ſondern er giebt auch den Inwohnern ſei⸗ 
ner Herrſchaft Gelegenheit, ſich wöchentlich ihre übri⸗ 
gen Lebensbedürfniſſe durch Tagearbeit zu verdienen. 
Alle Arbeitsluſtigen empfangen Arbeit und fo werden 
denn täglich viel über hundert Menſchen beſchäftigt, 
ungerechnet diejenigen, welche als feſtſtehend Jahr aus 
Jahr ein in den verſchiedenen Oekonomien zur Beſtrei⸗ 
bre t n dfeheisen überwieſen ſind. — Dies Alles 
aber iſt ein ſo wahrhaft chriſtliches Werk des Mitleids 
und der Nächſtenliebe, für welches der Segen, des All⸗ 
mächtigen nicht ausbleiben wird, daß ſich Schreiber 
dieſes nicht enthalten konnte, es zur öffentlichen Kennt⸗ 
niß zu bringen, als nachahmungswürdiges Beiſplel für 


noch ſo viele Reiche, deren Schleſien noch manche be⸗ 


bt, ihnen rufe ich zu: Geben iſt ſeliger denn nehmen! 
Auch iſt ja ſo belohnend, ſich der Armen anzunehmen, 
denn der Herr ſagt: Was du Einem unter dieſen Ge⸗ 
eingen gethan haſt, das haft du mir gethan! Nun, 
o möge denn der Allmächtige dem Herrn Grafen von 
Reichenbach dieſes Wohlthun zeitlich durch ein recht 


.. 5 R bs h 4 
Theater- Repertoire. N 
Donnerstag, zum . Male: „Eine Familie.“ 
Original- Schauſpiel in 5 Akten und einem 
Nachſpiele von Charlotte Birch⸗Pfeiffer. | ' 
Eduard Baron v. Brunnſtädt, Herr Emil 
Devrient, vom k. Hoftheater in Dres⸗ 
den, als löte Gaſtrolle. 
12 H. IS, V 8. R., U. I. 
Verbindungs⸗ Anzeige. 
Meine am 10. Juni zu Dammer vollzogene 
Verbindung mit Fräulein Lin a v. Spiegel 
Beige ich ergebenſt an. 5 , 
* v. Heydebrand und der Laſa 
17 auf Naſſadel. 8 a 


0 
a.” 
—— — Art Eiicheae‘ Feichnd 


Donnerstag den 


| 


iſt mit ächt chriſtlicher Liebe und mit namhaftem Geld: 


Ft 


Entbindungs⸗Anzeige. 

Heute wurde meine geliebte Frau, Ma⸗“ 
thilde, geb. Paul, von einem 
Mädchen glücklich entbunden. 

Nimptſch, den 14. Juni 1847. 
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Etrſte Beilage zu e 138 der Breslauer Zeitung. 


12. Juni 1842. 


langes, glücklich zufriedenes und geſundes Leben ſegnen 
und ewiglich vergelten. Dies iſt ſowohl mein aufrich⸗ 
tiger Wunſch, als wie der von allen, durch ihn dem 
Kummer Entzogenen und aller Menſchenfreunde, die 
eine ſolche Handlungsweiſe zu würdigen im Stande 
ſind. l N E. 


Bojanewo, 12. Juni. In der erſten Bilage zu 
Nr. 126 der Breslauer Zeitung ⸗ b findet ſich ein Aufſatz aus 
Bojanowo, datirt 29. Mai, in welchem es ſich ein Unberu⸗ 
fener herasen.mmt, das Verfahren bei der Bürgermeifter: 
Wahl von zwei Drittel der Stadtverordneten zu krit ſiren 
und bezieht ſich derſelbe ſogar auf den Einfluß des größern 
Theils der Bürgerſchaft, die mit den Anſichten dieſes 23 der 
Stadtverordneten nicht einverſtauden geweſen ſei. Der Ver⸗ 
faſſer muß wenig mit den Geſetzen bekannt ſein, ſonſt würde 
er wiſſen, daß nach der Städte-Ordnung die Stadtverordne⸗ 
ten, als mit dem Vertrauen der Bürgerſchaft beehrt, nicht 
derſelben, ſondern nur ihrem Gewiſſen Rechenſchaft zu geben 
ſchuldig ſind; denn wäre dies anders, ſo würde das Wün⸗ 
ſchen und das Wollen in der Bürgerſchaft faſt keine 
Grenzen finden und hat dies gewiß der weiſe Geſetzgeber 
berückſichtigt. — Warum diefes 2 der Stadtverordneten 
dem früheren Bürgermeiſter Arendt, welcher 11 Jahre hier⸗ 
ſelbſt rühmlichſt amtirt hat, (denn, aus welcher Urſache der: 
felbe vor 12 Jahren bei Einführung der Städte-Ordnung 
entſetzt und der Kämmerei⸗Kaſſe dadurch mit Zulaſſung der 
königl. Regierung eine Mehrausgabe von jährlich 191 Rthl. 
aufgebürdet worden, können die damals gewahlten Stadt⸗ 
verordneten bis heute nicht angeben,) den Vorzug bei der 
Wahl gab, möge hier une örtert bleiben. Warum die kgl. 
Regierung denfelben für Bojanowo aufs Neue nicht beſtäti⸗ 
gen will, trotz dem derſelbe als Bürgermeiſtkr zur Zeit noch 
in Obornik fungirt und neuerdings dort wieder einſtimmig 
gewählt worden iſt, wiſſen wir nicht, doch glauben wir, daß 
auch die königl. Regie rung dem Verfaſſer des Nufſatzes und 
feiner Partei die Gründe nicht angegeben habe.“ Daß aber 
eine gewiſſe Partei hierſelbſt kein Mittel unverſucht gelaſ 
fen, um Hrn. Franke zu rühmen und Hrn. Arendt zu ver: 
dächtigen, wozu auch die ganz ungeſetzliche Stimmenſamm⸗ 
lung in der Bürgerſchaft, welche vor der Bürgermeiſter⸗ 
Wahl geſchah, gehört, iſt uns mehr als zu ſehr bekannt. 


Wir wiſſen eben ſo gut wie der Verfaſſer, welche Vor⸗ 
züge der Bürgermeiſter Fr anke beſitzt, wir kennen aber auch 
die des Bürgermeiſters Arendt, welche der Verfaſſer wahr: 
ſcheinlich nicht kennt, und wenn wir uns nicht ebenfalls in 
Lobhudeleien einlaſſen, ſo erwiedern wir ihm nur: daß das, 
was er an Hrn. Franke rühmt, viele feiner Kollegen ſchon 
zu bewerkſtelligen ſuchten, noch ehe dem Hrn. Franke dies 
zu thun kaum vielleicht in den Sinn gekommen iſt, und zäh: 
len wir dies zu den Pflichten eines jeden Bürgermeiſters, 
nach Kräften für das Beſte der Kommune, die ihn beſoldet, 


wir uns wohl nicht irren, entſchuldigt wegen unberufenen 
Urtheils über uns nur das, daß er mit unſern bürgerlichen 
Verhältniſſen nicht bekannt iſt und dieſelben daher nur ein⸗ 
ſeitig beurtheilt. Er möge daher Zeit und Kräfte lieber 
Beſſerem widmen, als die Vertreter der Stadt bei ihren 
Vollmachtgebern zu verdächtigen. f 


Das zwei Drittheil der Stadtverordneten. 


—— 


wi ns 


zu wirken. — Den anonymen Verfaſſer, in deſſen Perfon | 


u 


x 


275955 Dau k. 

Bei der Theitnahme an dem Schickſale der Bewohner 
unſers Ortes, deren Ecwerbszweige größtentheils dar⸗ 
niederliegen, deren Sorgen und Anſtrengungen um die un⸗ 
entbehrlichſten Lebensbedarfniſſe feit den letzten ſechs Mona ben 
immer allgemeiner und drück nder wurden, halten wir es für 
unſere unerläßlichſte Pflicht dankbar die Wohlthaten und Uns 
terſtützungen anzuerk tunen, die in Rückſicht auf die unläug⸗ 
bare Noth, und ſteigende Theurung der Lebensm'ttel unſern 
Gemeinden zugefloſſen ſind. Ihre mitleidsvolle Aufmerkſam⸗ 
keit haben uns zunächſt zugewendet die edlen Herren Baron 
v. Biſſing suf Niederfaulbrück und v. Dresky auf Kreis 
ſau, deren Güte und einflußreicher Wirkſamkeit wir die nam⸗ 
hafte Zuſendung von 14 Zentner Reis zur Vertheitung an 
die Armen hierſelbſt verdanken. An ihre Vermittelung ſchloſſen 
ſich wohlwollend an die wohllöblichen Dominien Pilzen, 
Schwengfeld, Obergräditz, Goglau, Birkholz, Zülzendorf, und 
ein wohllöblicher Magiſtrat zu Schweidnitz als Grundherr⸗ 
ſchaft unſers Ortes, wodurch dieſelben insgeſammt einen blei⸗ 
benden Anſpruch auf unſere Verehrung und Dankbarkeit uns 
ſerer Gemeinden gegründet haben. Weſentliche Aushülfe lei⸗ 
ſteten uns ferner die gefalligen und höchſt uneigennügigen 
Ueberweifungen von Hülſenfrüchten und Kartoffeln aus vex⸗ 

ſchiedenen Gegenden unſers Kreiſes, wodurch den Bedürfti⸗ 
gen der böchſt dankenswerthe Vortheil geboten wurde, weit 
unter der Höhe der gangbaren Preiſe Nahrungsmittel zu 
erwerben. Eadlich aber werden wir ſtets in dankbarer Er⸗ 
innerung tragen den thatkräftigen Entſchluß der Geſammt⸗ 
heit der hochverehrlichen Stande unſers Kreiſes, namentlich 
unſern verafmten Ortsgenoſſen durch den Bau der Straße 
von hier nach Ludwigsdorf, Unterhalt und Brod zu verſchaf⸗ 
fen. Es geſchieht viel für uns und wir erkennen mit inni⸗ 
ger Ueberzeugung und dem lauterſten Gefühl der Dankbar⸗ 
keit die Opfer an, welche der Kreis noch täglich im In⸗ 
tereſſe unſeres Ortes aufzubieten veranlaßt iſt, aber wir 
getröſten und freuen uns auch in der väterlichen Fürſorge 
des königlichen Landraths Herrn v. Gellhorn eine eben fo 
wohlmeinende als das wirkliche Verhältniß unſers Ortes rich⸗ 
tig beurtheilende Vertretung gefunden zu haben. Mit vollem 
Vertrauen überlaſſen wir uns der Hoffnung, daß die bisher 
uns ſo wohlthuende Aufmerkſamkeit des königlichen Herrn 
Landraths uns bis zu den entſcheidenden Tagen der Ernte 
nicht vorlaſſen werde. An Zeit und Mühe haben die Herren 
Polizei⸗Diſtrikts⸗Kommiſſarien Thiel und Habel für die 
Unterſtützung unſerer Armen fortdauernde Opfer gebracht, ſo 
daß wir nur unſere Pflicht erfüllen, wenn wir hiermit im 
Namen unſerer Gemeinden den tiefempfundenen Dank aus⸗ 
ſprechen, den unſere menſchenfreundlichen Nachbarn, den die 
thätig ſorgenden Behörden mit hohem Recht um uns ver⸗ 
dienen. Selbſt unter der Beſorgniß die beſcheiden chriſtliche 
Geſinnung unſerer Wohlthäter zu verletzen, wählten wir 
dennoch dieſen Weg der Veröffentlichung, um dankbar die 
Wahrheit zu ſagen, und uns ſelbſt zu ehren. . 
Leutmannsdorf, den 12. Juni 1847. 
3 Kobelt. Hepche, Paſtor. Scholz, Pfarradm. 


3 (Ein geſand t.) 9 
Breslau. Einer unſerer Mitbürger, Hr. Stu⸗ 
benmaler L. Heintze, Kupferſchmiedeſtraße Nr. 25, 
wendet jetzt eine neue Art der Fußböden⸗Malerei an, 
worauf die Herren Bau⸗Unternehmer mit Recht auf⸗ 
merkſam zu machen ſind. Es iſt nämlich ein Oelan⸗ 
ſtrich, welcher ganz die Parketboden erſetzt und dieſe 
ſo täuſchend nachahmt, daß ſolcher bei dem billigen 
Preiſe den erſteren bei Weiten vorzuziehen iſt. 


% 


Bei Otto Wigand, Verlags buchhändler in Leipzig, erſcheint und iſt durch jede Bucht andlung zu beziehen: ! 


0 A B 2 7 2 ; 
and's Converſations-Lexikon. 
e Stände. — Von einer Geſellſchaft deutſcher Gelehrten bearbeitet. vi 
Vollſtändig in 12 Bänden gr. 8. — Jeder Band in 12 Heften (60 Bogen). — Jedes Heft 5 Bogen in umſchlag geh. 2% Sgr. 


Vorräthig bei Graß, Barth und Comp. in Breslau und Oppeln, in Brieg bei Ziegler. 


roße Vo 
geſunden 


Haſſe, k. Kreis ⸗ Secretair. 


Heute und morgen bei guter Witterung. 
ellung der akrobatiſchen 
ünſtlergeſellſchaft im Scheitniger Park. 
Anfang 6 uhr, wozu ich ergebenft einlade. 
Carl Stark, Direktor. 
nigen Dank 
allen den verehrten Freunden und Bekann⸗ 


Güter ⸗ Verkauf. 


Eine Herrſchaft in der preuß. Oberlauſitz, 
beſtehend aus drei Rittergütern in einem 
Complex, mit circa 4 Morgen Areal, 
ſehr bedeutenden ſchlagbaren Holzbeſtänden, 


Heinrichau, den 15. Juni 1847. 


Breslau. 


Brau- und Brennerei, gegen 200 


Morgen 


* EEE 3 2 PET 7 Torflagern ausgezei 
| Die- = . 8 hr 8 ten, welche mir in der Nacht vom 11. zum ag one Dee en 
drama c Entbindung meiner gelieb⸗ ere n 5 be (6 beretwillg Salſe gepähır 5 erg FE 0 ge Sehlde w.. e 
ten Frau Zofepha, geb. Herrmann, von Schwarts, welches fatt jeder Meldung an- ge Breslau, den 10. Jun 1841. Haben. ehr fine Gebäude u. f. w. 2 
einem gefunden Mädchen, beehre ich mich ent⸗ 0 en die tie ſbetrütten Kinder: 8 Breslau, . 10. Juni Be ramm, * e In der ſächſ. Oberlauſitz, 
| ſernten Freunden, ſtatt beſonderer Meldung, Eduard Schwarts, Wundarzt 1. Kl. Rache Kallulalor. ein Leh 6 70, thlr. im Werthe; 
hiermit ergebenſt anzuzeigen. Emilie Schwarts. ehngut in der preuß. Oberlauſig, mit 


Franz Lucas, Lehrer. 


>. Entbindungs- Anzeige 
Die am löten d. erfolgte glückliche Ent⸗ 
Bindung feiner Frau, geb. Germer shau⸗ 
en, von einem geſunden Knaben, beehrt ſich, 
datt beſonderer Meldung, hierdurch erge⸗ 
denſt anzuzeigen 5 
. L. Mathis auf Denkwitz. 
Entbindungs Anzeige. 
Heute Morgen 3 uhr wurde meine Frau 
Bianca, geb. Lein ing, von einem Mädchen 
glücklich entbunden. Dies zeige ich nahen und 
lernten Verwandten und Freunden, fatt 
Leſonderer Meidung, hiermit an. 
Halbau, am 14. Juni 1847. ’ 
8 Fr. Gaebel, Apotheker. 
Berichtigung. In der geſtrigen Zeitung 
ot es in der Dankſagung mit der unterſchrift 
fr start und. Frau heißen: den menſchen⸗ 
reundlichen Mannern, ſtatt: menſchlichen. 


bene f 


ZodeösAnzeige, 
- (Berfpätet.) 

Den am 10ten d. M., Nachts 1 Uhr, nach 
Itägigem ſchweren Krankenlager erfolgten Tod 
unſeres innigſt geliebten Gatten und Vaters, 
des Gaſthausbeſitzers Herrn Salomon Un- 
ger, zeigen wir tief betrübten Herzens Ver⸗ 
wandten und Freunden, um file Theilnahme 
bittend, bierdurch an. 

Oppeln, den 15, Juni 1847. 
Die Hinterbliebenen. 


10086 Paris, 

ein koloſſales Nundgemälde, 
iſt von Morgens 9 Uhr bis Abends, fo lange 
es Tag iſt, zu ſehen. Eintritt 5 Sgr. 
u F 
| Freitag den 18. d. M. muſikaliſche Abend» 


Unterhaltung der Geſchwiſter Ehnert. 
Schweidnitzerſtraße im grünen, Adler. 


— 


Haus⸗Verkauf. 


Das zu Goldberg am Ringe und einer der 
lebhafteſten Straßen belegene Haus Nr. 154, 
worin ſich ein Verkaufs⸗ Laden, vier Stuben 
nebſt einer Alkove, ein Gewölbe, mehre Kam: 
mern, hinlänglicher Boden und Kellergelaß 
befinden, will der Beſitzer deſſelben unter ſo⸗ 
liden Bedingungen veränderungswegen ver: 
kaufen. In dem dazu gehörenden bedeuten⸗ 
den Hofraum befinden ſich ein Garten, ſo wie 
eine ganz maſſive Feuerwerkſtätte, worin ſeit 
längeren Jahren die Kupferſchmiede⸗Profeſſion 
betrieben worden, und eignet ſich dieſes Grund⸗ 
ſtück zu jedem Geſchäft. 

Herr Rendant Tſchentſcher zu Goldberg 
wird das Nähere beſtens nachweisen. 


u. ſ. w.; 


zeichneter 
ten Straß 


kunft G. 
Oberlau 


In einer lebhaften Kreisſtadt Oberſa leſiens 
iſt eine Liqueur⸗ und Eſſigfabrik mit vollſtän⸗ 
digen Utenſi'ien und öffentlichem Verkaufslokal 
bald zu verpachten. Näberes ertheilt a 

Zencominerski, Gartenſtraße 21. 


— — — 


erbeten: G. 


> 


Ein junger Menſch ſucht zu Zohanni ein 
Unterkom men als Schreiber in einem Bureau 
oder einer Kanzlei. Gefällige Adreſſen werden 


Areal, ſehr fhönen Wieſen und Feldern 


ein Gaſthofs⸗Grundſtück in der ſächſ. Ober⸗ 
lauſitz, mit circa 200 Morg. Areal, ausge⸗ 


Qualität, an einer ſehr frequen⸗ 
e (Chauſſee), mit neuen maſſiven 


Gebäuden, Brennererci u. |. w.; 
ein Steinkohlen⸗Gut bei Zwickau, welches zur 
Zeit jährl. 1800 tl. rer gewährt, mit 
ſehr bedeutenden bis jetzt noch 
fenen Kohlenfeldern, ſchönem 
eingerichteten Wohnhauſe, 
ift zu verkaufen beauftragt und ertheilt auf 
portofreie Anfrage nahere und ſpeziellere Aus⸗ 
G. A. Rößler, Dominiaipädıter. 
Klein⸗Radmeritz bei Löbau in der 


unangegrif⸗ 
herrſchaftlich 


ſächſiſchen 


ſit, im Juni 1847. 


Z. Breslau poste restante. 


Eoiktdl-Gitation, 


Von dem unterzeichneten fönigl. Oberlan⸗ wegen Verdingung von Naturalien 


des⸗ Gerichte werden die unbekannten Erben: 
J) der am 27. Februar 1838 zu Jauſchendorf 
bei Namslau mit einem Nachlaſſe von 
2 Ktlr. 20 Sgr. 6 Pf. verſtorbenen ver: 
wittweten Grzeid, Johanna geborenen 
Kokottz 
des am- 24. Mai 1841 mit einer Verlaſ⸗ 
ſenſchaft von 2 Rtlr. 5 Sgr. 7 Pf. ver: 
ſtorbenen Soldaten Paul Kopka aus 
Erdmannshein, Kreuzburger Kreiſes; 
der am 19. Januar 1842 zu Rackſchütz 
bei Neumarkt mit einer Verlaſſenſchaft 
von 11 Rtlr. 28 Sgr. 1 Pf. verstorbenen 
verwittweten Anna Roſina Hecker; 
der am 13. Oktober 1841 zu Deutſch⸗ 
Marchwitz, Namslauer Kreiſes, mit ei⸗ 
nem Nachlaſſe von 36 Rtlr. 14 Sgr. 2 Pf. 
verſtorbenen unverehelichten Dienſtmagd 
Bertha Ey; 5 
der im Jahre 1813 in Namslau mit ei: 
nem Nachlaſſe von 4 Rtlr. verſtorbenen 
verwittweten Häusler Scup in; 
6) der verwittweten Maria Zielonkowsky, 
welche am 19. Januar 1841 zu Wallen⸗ 


2 


. 


3 


— 


4) 


5) 


dorf bei Namslau, mit einer Verlaſſen⸗ 


ſchaft von 3 Relr. 16 Sgr. 6 Pf. ver: 
ſtorben iſt; ; 8 
der am 6. Dezember 1844 zu Dziedzitz, 
Namslauer Kreifes, mit einem Nachlaſſe 
von 6 Rtlr. 23 Sgr. 9 Pf. verſtorbenen 
verwittweten Juliane Patriock; 5 
der unverehelichten Thereſia Ka sp er, 
welche am 24. Dezember 1344 mit einer 
Verlaſſenſchaft von circa 60 Rtlr. zu 
Hermsdorf, Glatzer Kreiſes, verſtorben iſt; 
9) der am 15. Januar 1835 zu Raudten, 
mit einem Nachlaſſe in Forderungen, zum 
Nominal⸗ Betrage von 4970 Rtlr. beſte⸗ 
hend, verſtorhenen verwittweten Genera⸗ 
lin von Linſtow, Henriette, geborenen 
Freiin von Lütt witz, früher verwittwet 
geweſenen Landräthin v. Skrbenskyz 
des am 29. Mai 1844 hierſelbſt mit eis 
nem Nachlaſſe von 13 Rtlr. 3 Sgr. 6 Pf. 
verſtorbenen Fräuleins Marie Ottilie 
Helene von Heims; 
des penſionirten Lieutenants Heinrich 
Adolph Wilhelm von Stutterheim, 
am 28. März, und ſeiner Ehefrau Eli⸗ 
ſabet, geborenen Nowack, am 6. April 
1843 mit einem gemeinſchaftlichen Nach⸗ 
laſſe von ungefähr 20 Rtlr., zu Kabel: 
ſchwerdt verſtorben; 1 3 
der am 14. März 1945 hierſelbſt mit ei: 
ner Verlaſſenſchaft von circa 24 Rtlr. 
verſtorbenen verwittweten Kreis⸗Sekre⸗ 
tär von Michaelis, Johanna, gebo⸗ 
renen Conrad, und 
13) des am 6. Januar 1845 zu Rothſchloß, 
Kreis Nimptſch, mit einem Nachlaſſe von 
97 Rtlr. 23 Sgr. verſtorbenen Auszüg⸗ 
lers Johann Gottlieb Hagedornz 
hierdurch aufgefordert, ſich binnen 9 Monaten 
ſpäteſtens aber in dem auf 
den 16. September 1847 Vormit⸗ 
tags 10 Uhr t 
vor dem königl. Oberlandes⸗Gerichts⸗Referen⸗ 
darius Friederici in dem Parteienzimmer 
Nr. 2 des hieſigen Oberlandes⸗Gerichts an⸗ 
ſtehenden Termine zu melden und ſich als 
Erben zu legitimiren, widrigenfalls der Nach⸗ 
laß dem ſich meldenden und legitimirenden 


7 


80 


12 


— 


Bekanntmachung 


und Transporten ꝛc. 


— 2 
Behufs Sicherſteung der Verpflegung fur Aneseseteseeeeseseseseeseeseseee 
In Commffffons⸗Verlage von Graf, Barth und Comp. in Breslau und Oppeln 


die Linien⸗Truppen des ten Armee: Corps 
während der diesjahrigen Herbſt⸗Uebungen 


und zwar: 5 

der Ilten Diviſion bei Oels und * 

der I2ten Dioiſton bei Neiſſe und Ott⸗ 
machau . 


iſt die Lieferung und Leiſtung der nachb. nann⸗ 
ten Gegenſtande an mindeſtfordernde Unter: 
nehmer zu verdingen, namlich: 

1) Die Licſerung und direkte Verabreichung 
der rauhen Fourage an die Truppen aus 
den in Oels und reſp. in Ottmachau zu 
errichtenden Kantonnements⸗ Magazinen; 

2) die Lieferung und direkte Verabreichung 
des füt die Bioouaks der Truppen be: 

nothigten Lagerſtrohes und we.dhen Brenn: 
holzes, ebenfalls an den gedachten beiden 
Orten; 

3) die Anfuhr des Commisbrodes und des 
Hafers aus dem königlichen Magazine 
zu Breslau in das Kantonnements⸗Ma⸗ 
gazin zu Oels und aus dem koönigl. Ma⸗ 
gazine zu Neiſſe in das Kantonnements⸗ 
Mogan zu Octmachau, und 

4) die Viſtribution des aus den vorgedach⸗ 
ten königlichen Magazinen in die Kan⸗ 
tonnements⸗Magazine geſchafften Hafers 
aus den letzteren an die Truppen. 

Wegen dieſer Verdingungen wird auf den 
21. Juni d. J. in dem Büreau der unter: 
zeichneten Intendantur hierſelbſt ein öffent⸗ 
licher Termin abgehalten werden, der jedoch 
nicht auf den folgenden Tag ausgedehnt werd. 

vieferungslaſtige werden hiermit eingeladen, 
an dem genannten Tage Vormittags 9 Uhr 
perſonlich im Termin zu erſcheinen und ſchrift⸗ 
liche Lieferungs- und Leiſtungs⸗Anerbietungen 
für jede der beiden Diviſionen beſonders vor⸗ 
zulegen, worin die Preisforderungen für die 
direkte Lieferung von 1 Centner Heu und 1 
Schock Fourage⸗Stroh, 1 Schock Lagerſtroh 
und 1 Klafter weiches Brennholz, ſo wie das 
Fuhrlohn 
pel Hafer, à 24 Scheffel, pro Meile, und 
endlich die Diſtributions⸗Koſten für die an die 
Truppen aus den Kantonnements-Magazinen 
zu bewirkende Verausgabung des königlichen 
Magazin⸗Hafers pro Wispel a 24 Scheffel 
anzugeben iſt. 

Bei der Preisforderung für das Lagerſtroh 
iſt darauf zu rückſichtigen, daß daſſelbe nach 
gemachtem Gebrauche auf den Bivouaks⸗ 
plätzen von den Truppen zuſammengetragen, 
zur Dispoſition des Lieferungs⸗Unternehmers 
verbleibt. . 

Mit den mindeftfordernden Submittenten 
wird im Verdingungs⸗Termin der Intendan⸗ 
tur⸗Rath Gardt in mündliche Unterhandlung 
treten, und bei Erzielung annehmbarer Preiſe 
wegen der in Rede ſtehenden Lieferungen und 
Leiſtungen, vorbehaltlich der höheren Geneh⸗ 
migung, mit dem Mindeſtfordernden fofort 
abſchließen. 

Nachgebote bleiben unter allen Umftänden 
unberückſichtigt. k | 
Die ſpeziellen Lieferungs⸗ und Leiſtungs⸗ 
Bedingungen werden im Verdingungstermine 
zu Jedermanns Einſicht offen liegen. Aus 
denſelben wird hier nur Nachſtehendes an⸗ 


Erben, beim Ausbleiben eines ſolchen aber, gefuͤt 


dem königlichen Fiskus oder dem ſonſt dazu 
Berechtigten verabfolgt werden wird. 
Breslau, den 31. Oktober 1846. 
Königliches Oberlandes⸗ Gericht. 
N Erſter Senat. 


Naothwendiger Verkauf. b 
Das von der Herrſchaft Schmiedeberg ab⸗ 
getrennte, im Landeshuter Kreiſe belegene 
Dittersbacher Forſtrevier, zu welchem mehrere 
egen Erbzins ausgethane Wieſen, und die 
nnerhalb des Forſtreviers liegenden Zinsacker⸗ 
ſtücke, ſo wie das Jagdrecht auf dem zum 
Dittersbacher Forſtrevier gehörigen Terrain, 
desgleichen der im Hirſchberger Kreiſe bele⸗ 
gene Hohenwaldauer Forſt gehören, und wel⸗ 
ches laut der nebſt Hypothekenſchein in un⸗ 
ſerer Regiſtratur einzuſehenden Taxe auf 
21,501 Rihlr. 2 Sgr. 5 Pf. abgeſchätzt wor: 
den ift, ſoll auf 
den 28. Oktober d. J. 
an ordentlicher Gerichtsſtelle ſubhaſtirt werden 
Breslau, den 23. März 1847. 
Königliches Ober : Landes » Gericht. 
Erfter Senat, 
Hundrich. 


Auktions⸗Anzeige. 

Der Nachlaß des Prefeſſor Dr. Succow, 
beſtehend in Uhren, Silber, Porzellan, Glä⸗ 
ern, Kupfer, Leinenzeug und Beiten, Mö⸗ 

In, Kleidungsſtücken, Gemälden und Zeich⸗ 


nungen, circa 100 Flaſchen Wein, ſo wie in 


einer Sammlung Bücher und Mineralien, ſoll 
in Nr. 18 u. 19 Karlsſtraße (der Hofkirche 
genüber) auf den 18. d. Mis. Nachmittags 
Uhr gegen baare Zahlung verſteigert wer⸗ 
den. Der gedruckte Katalog über die Bücher 
und Mineralien, deren Verſteigerung auf den 
21. d. Mts. Nachmitt. 3 uhr anfangen wird, 
iſt bei dem Unterzeichneten und in der Buch⸗ 
druckerei des Herrn Lucas, Schuhbrücke 
Nr. 32, und beim Unterzeichneten gratis zu 

haben. Breslau, den 1. Juni 1847. 

Hertel, Kommiſſtonsrath. 


—.: I 
Bierlokal zu den 4 Löwen, 
Schmiedebrücke Nr. 27, 
heute Abend muſikaliſche Unterhaltung. 
N 


’ 
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eführt: 

1) Die Zeit der Lieferung und Verabreichung 

der Naturalien in Oels und Ottmachau 

an die Truppen, ſo wie die Anfuhr des 

Brodes und des Hafers, reſp. aus Bres⸗ 

lau und Neiſſe nach den vorgedachten 

Magazin⸗Orten findet nach den vorläus 

figen Beſtimmungen: 

„. für die Alte Diviſion vom 7ten bis 
24. September, 

b. für die 12te Diviſion vom 2ten bis 

20. September d. J. 

ſtatt. — Die Einlieferung der rauhen 

Fourage, des Lagerſtrohes und Brenn⸗ 

holzes in die Kantonnements⸗Magazine 

muß jedoch ſchon 12 Tage, vor dem Be: 

ginn der Verabreichungen erfolgen. 

Die Bedarfs⸗ Quantitäten, welche nach 

Vorſtehendem reſp. direkt zu liefern oder 

zu transportiren ſind, betragen ungefähr 
für die Ilte Diviſion: 

2,127 Stück Brodte a 6 Pfd., 

225 Wispel Hafer, 

730 Centner Heu, 

80 Schock Fourageſtroh. 

130 Schock Lagerſtroh, 

70% Klaftern weiches Brennholz; 

1 für die I2te Divifion: 

9,180 Stück Brode à 6 Pfd., 
190 Wispel Hafer, 4 

6065 Centner Heu, 

80 Schock Fourageſtroh, 
56 Schock Lagerſtroh. 

Im Falle bei dieſen Quantitäten be⸗ 
deutende Veränderungen eintreten ſollten, 
werden dieſelben im Verdingungstermine 
näher angegeben werden. 

Die Truppen holen ſämmtliche Verpfle⸗ 
gungs⸗ und Bivouaks⸗Bedürfniſſe mittelſt 
requirirter Vorſpann⸗Wagen aus den 
Kantennements⸗Maga zinen ab. 2 
Die im Verdingungs⸗Termine erſcheinen⸗ 
den Lieferungsluſtigen haben ſich Behufs 
ſofortiger Kautions Beſtellung mit Pfand⸗ 
briefen oder Staats-Schuldſcheinen zu 
verſehen. 3 
Breslau, den 7. Juni 1847. 
Königliche Intendantur des 6. Armee⸗Corps. 
\ Wey mar. 
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— 
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— 


4 
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Lieferungen | 


für 1 Centner Brod und 1 Wis: |- 


— 


gegen eee eee A 


Die HreslauerKunstnussteifung ist von 9 Uhr früh bis Abends 


6 Uhr im Börsenhause am Blücherplatz geöffnet. Eintrfit 5 Ser. 


iſt erſchienen und in allen Buchhandlungen zu haben, in Brieg bei Ziegler: 


Repertorium der preußiſchen 


Bau⸗ und Feuer⸗Polizeigeſetze 


nebſt Anhang. 


Ein Handbuch für Polizei- und Communalbeamte, Bauhandwerker, 


Nach alphabetiſcher Materienfolge zuſammengeſtellt von 


M. F. Vogt, 


königl. Polizei⸗Kommiſſarius und Regierungs⸗Reſerendar. \ 
8. Geh. 11 Sgr. 


Das neue Arete von Breslau 


ür 1847, 


herausgegeden vom königl. Polizei⸗-Commiſſarius Heren Reg.⸗Ref. Vogt, 
(Verlag von Graß, Barth u. Comp.) * 
wird Ende Juli d. J. ausgegeben werden. N 
Inſer te für den Geſchäfts⸗Anzeiger des Adeeßbuches werden fi 
den Preis von 2 Sgr. pro Perit:Zeite oder deren Raum angenommen in 


Buchhandlung von Graß, Barth u. Comp. 


In allen Bud: und Kunſthandlungen ift zu haben, in Breslau und Oppeln del 
Graß, Barth u. Comp., in Brieg bei J. Ziegler: 


Das neueſte und billigſte Prachtwerk: 
Die Erde, 
Natur und Kunſt in treuen Farbenbildern. 


Buntdrud von der lithographiſchen Anſtalt 
von E. Sachſe. 
Text vom Oberlehrer A. Heinze. 


D 
0 


gen, die, dem Oelgemälde durchaus ähnlich (vergleichbar), naturgetreu ihren Gegenſt 
veranſchaulichen, fo weit dies von der Kunſt nur irgend beanſprucht werden kann, 1 
e angemeſſener, die Wiſſenſchaft und Unterhaltung gleich berückſichtigender 

nitte. 7 x 

Zu je 12 Heften, die einen Band bilden, wird mit der letzten Lieferung ein 19 05 
beres Titelblatt beigegeben. — Die Unterzeichnung verpflichtet zur Annahme eines 
ganges oder Bandes. 8 { . 

Das ſo eben erſchienene erſte Heſt, welches in allen Buch⸗ und Kunſthandlungen eing⸗ 
ſehen werden kann und das die Anſichten: , 


1 


2 


Käsmark und das Tatra⸗Gebirge von der Südfeite, 1 
3. 


Anſicht des Kriwan von der Südfeite, 

die Propyläen in Athen l ine 
8 5 beften Beweis geben, daß in dieſem Werke nichts Gewöhnl 

geboten wird. 0 

i E. Sachſe's Kunftverlag in Görlitz 


Die uns zur Besorgung der neuen Coupons übergebenen 
polnischen Pfandbrieſe liegen zur Abholung bereit. 1 


2 
* 


Eichborn und Comp. 


Königsplatz Nr. 4, in der Kleutſcher Bier halle 


findet heute Donner ſtag eine Abendunrerhaltung von den berühmten Harfeniſten ſtatt. r 


Eine Buchdruckerei 7 


mit einer ſoliden eiſernen Preſſe und einem bedeutenden Sortiment moderner Brot? 
Titelſchriſten, dieſe und ſämmtliche Utenfilien erſt vor 1½ Jahr neu angeſchafft, 

einer Kreishauptſtadt Schleſiens (mit 7000 Einwohnern) zum baldigen Verkauf. D. 
hat für 400 Rthlr. contractlich feſte Arbeit jährlich und viele Geſchäfts⸗Verbindun 
Nachbarſtädten. Nähere Auskunft beim Herrn Kaufmann Aebert, Schmiedebrü 


Etabliſſements⸗Verkauf, mu 


Ich beabſichtige das mir eigenthümllich gehörige, in Zduny 1 Meile von — 

2 Meilen von Militſch belegene Kaffeehaus, nebſt dazu gehörigen Wirthsſchaftsgebau 5 freier 

geben von einem 20 Morgen großen mit ſchönen Anlagen verſehenen Garten, au m 

Hand ohne Einmiſchung eines Dritten, unter annehmbaren Bedingungen zu ve . ſo 

In dieſem Etabliſſement find 3 Piecen, 1 Billard⸗Zimmer und 1 Tanzſaal vorhands “ 

wie dabei 1. Kegelbahn befindlich. in porto⸗ 
Diejenigen, welche dieſes Etabliſſement und zu kaufen wünſchen, belieben ſich en Bedin⸗ 

freien Briefen an den unterzeichneten Beſitzer zu wenden, welcher ihnen die näheren. ZZ 

$ Gafetier: 


ungen bekannt machen wird. 
K 2 Carl Schinfe 


Zduny. f 
600 Brackſchafe und Schöpſe 
ſtehen auf der Herrſchaft Falkenberg zum ſofortigen Verkauf. 


— . 


* 


NZ 


Vom Beſitzer beauftragt, ftelle ich das hier N 
in der Taſchenſtraße unter — 6 ae SM, 
aus zum Verkaufe und werde in einem auf of 1 
Na 6 Juli d. J., Nachmittags 4 Uhr, in hr 99 . von einem ga 
meinem Bürcau, ae 5 Nr. hr ans beſegten un ‚erh 25 L De 1 
beraumten Termine Gebote entgegennehmen. | i „ An . 
einlade. F. Sauer, Kloſterſtr. Nr. 10. 


Erfolgt ein annehmliches Gebot, ſo kann der 
Trompeten⸗Konzert 


Inſtr 


Kaufvertrag ſofort abgeſchloſſen werden. 
Der Juſtizj⸗Kommiſſarius, Juſtijrath 
Fraenkel. 


Liiebichsgarten. 


Freitag den I8. Juni 


großes Militär⸗ 
5 Doppel ⸗Concert. 


Abends 8 Uhr Pe 
großes Artillerie, Schlage Manöver 
mit bengaliſcher Brillant⸗Belcuchtung. 

Näheres die Anſchlagezettel. 


17. Juni, wozu ergebenſt einladet: j 
F. Neumann, Kloſterſtr. Nr. 2 


l Ritterguts⸗Kauf. 


Ein Rittergut in Sczleſien, im Preiſe von 
50 bis 70,000 Rtir., jedoch mit werde 
den, wird zu kaufen geſucht, 1 are 
diesfällige Offerten portofrei erbete Klob, 
der Adreſſe: an den Dberamtmong ale 
abzugeben an Hrn. Rirtergutebeſſtz lau. 
auf dem Rittergute Görlitz bei Br 


2 
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Grundeigen⸗ 
thümer ꝛc. Enthaltend ſowohl die allgemein geltenden als auch ſpeziell für Breslau 
und den Breslauer Regierungsbezirk erlaſſenen bau⸗ und feuerpolizeilichen Vorſchriſten. 


Dieſes Bilderwerk erſcheint in monatlichen Heften zu 10 Sgr., jedes mit 3 Abbi = 


. 4 
Hanke Garten! 


rumental⸗Konzert 


im Römiſchen Kaiſer, Donnerstag den 


Hotsbeän 


* 


x 


Herr Kandidat Young, früher in Thier: 
garten bei Falkenberg, wird behufs beſonderer 
Mittheilungen um ba!d gefällige Anzeige ſei⸗ 
nes Sahra bctgen Aufenthalts hiermit erſucht. 
Brie 
>, ” J. F. Ziegler's Buchhandlung. 
Nach Oberſchleſien wird ein Kandidat der 
angel. Theologie für einen Knaben von 11 
Jahren geſucht; der Muſikunterricht wird mit 
Bedingung geſtellt und bei freier Station 
Lin jährliches Gehalt von 80 Rtl. gewährt. 
here Auskunft ertheitt Herr Hoſpital Wund⸗ 
Arzt Hodann, Burgfeld Nr. 7, früh zwiſchen 
und 10 uhr. 


Gaſthof⸗Verkauf. 


ITch beabſichti ge, meine zu Jerſchendorff be⸗ 
findtihe Gaſtwirthſchaft, nebſt Fleiſcherci. 
Fram⸗ und Brennerei: Gerechtigkeit und 36 
Morgen Acker und Wieſe, im Ganzen oder 
guch getheilt zu verkaufen. Die Gebaude find 
g im Jahre 1843 von grundaus neu gebaut, 
en mtlich maſſiv, Kuh- und Pferdeſtall, fo wie 
der Gaſtſtall zu 24 Pferden Raum, find ge⸗ 
wölrt, das Wohnt ſaus iſt mit 5 geräumigen 
ellern verſchen. Jerſchendorff liegt an der 
trafe von Neumarkt nach Striegau und 
nach Schweidnitz, wo die Eiſenbahn keinen 
‚ Nachtkeil verurſacht, und iſt nur eine Schank⸗ 
Stätte am Orte; das Schanklokal iſt mit 
jahrlich 170 Rthlr. verpachtet. Die Beſitzung 
ſſt robot⸗ und laudemialfrei, und erhält all: 
jährlich 24 Scheffel Roggen vom Dominium 
unentgeltlich. Das Nahere iſt bei Unterzeich⸗ 
netem zu erfahren. 
FJerſchendorff bei Koſtenbluth, 15. Juni 1847. 


u D 
Gaſtwirth und Fleiſchermeiſter. 


Ein &eifenfieter, ſowohl praktiſch als 
teoret ſch gebüdet, und mit den neuern Ver⸗ 
fabrungs⸗Methoden vertraut, ſucht als Wert: 
führe in einer Fabrik des In⸗ oder Auslan⸗ 
des ein Engagement. Näheres in Breslau, 

Schweidnitzer Straße Nr. 7, im Tabaksgewölbe. 


Offener Dienſt. 


Der Poſten eines hieſigen Förſters iſt durch 
den Tod des feitherigen erledigt worden. Zur 
Wiederbeſetzung des erſtern können ſich ver: 
heirathete Sub jecte, aber ohne große Familie, 
entweder perſönlich, oder in frankirten Brie⸗ 
fen mit guten abſchriftlichen Atteſten, hier 
melden. 
Oſſeg bei Grottkau, den 14. Juni 1847. 


ö 1. ² bU— ET TREE FT FE 

— Gleiwiger Kochgeſchirre, 

- eiferne Pferdekrippen, Raufın, Küchen⸗Aus⸗ 
güſſe, Ofenwannen, Keffel für Seifenſieder ꝛc. 
empfehlen zu Hüttenpreiſen: 5 
ö 5 u. Sohn, Ring 35, 1 Treppe. 

Eine gebrauchte, Jedoch noch in gutem Zus 

ſtande befindliche 8 N 

Stern wird zu kaufen geſucht. Näheres beim 

Drechslermeiſter Ehrmann, Seminarg. 10. 


— — 


Zwel Paar faſt neue Arbeitsgeſchirre 
für Pferde (Kummte) ſind zu verkaufen: Klo⸗ 
dterſtraße Nr. 3. 


— Du DREH 1 PR HERE EEE; 
Ein Oekonomiebeamter, welcher von mehren 
allgemein als ausgezeichnet bekannten Land⸗ 
wirthen die beſten Empfehlungen beibringen 
nn, Sucht unter mäßigen Anſprüchen ein bal⸗ 
ges Unterkommen. Geneigte Anträge be⸗ 
be man unter Adreſſe IL. O. Breslau poste 
Testante einzuſenden. 


Sdggodenees 8 


Von heute den 17. Juni an tft wies 
der das ſo vorzüglich ausgezeichnet 
ſchöne Fleiſch von dem Zweiten, am 8. 8 
d. zur Schau geſtellten Ochſen zu ha⸗ © 
ben bei A. Lange, Hummerei 16 u. 
G. Unverricht, Matthiasſtraße 87. 
Dongendesgggesgoder 
Zu verkaufen: ein G⸗oktaviger Flügel noch 
neu, von prächtigem Ton, ein großer Glas⸗ 
ſchrank, ein kleines Pult und ein Paar Bett: 
ſtellen; Näheres Nikolaiſtraße Nr. 3 im Ge⸗ 
wölbe. f 
Ein gebrauchter Flügel wird zu kaufen ge: 
ſucht Karlsſtraße Nr. 16 im Gewölbe. 

Die erwarteten 1847 r 


Brabanter ⸗Sardellen 


empfingen und offer men: 
Lehmann und Lange, 
Oblauerftr. Nr. 80. 
290999890820000900020 
Das Baus und Garten Tauenzien⸗ N 
K Straße Nr. an, am früher Zahnſchen 8 
Kaffeehauſe iſt an eine oder 2 Familie 
noch von Johanni oder Michaelf ab zu 4 
N vermiethen. Näheres daſelbſt. 


Sadness 


N Billig zu verkaufen 

0 ſind Stockgaſſe Nr. 31, zweites Gewölbe vom 
Ringe links: Rokoko⸗Kommoden, gute Ge: 
mälde und ein Bureau. Welſch. 
Ein neuer weißlackirter Küchenſpind mit vier 
‚Süren ſteht zu verkaufen an der Ohlauer 
Straße im Seitenbeutel Nr. 20. 


d rel ſtarke Bretiwagen und zwei Pferde 
N En zu verkaufen auf dem Holzhoſe Oder⸗ 
ſrorſtadt, Mehlgaſſe Nr. 1; Naheres zu er⸗ 
Tagen beim Faktor. g 
\ ; Ein Hausladen y 
iR Ring ee Nr. 48 zu vermiethen; 
gleichen Stallung für drei Pferde und 
Nagenpiag. 5 


— 


1 eleganter Tuch⸗Oberrock 6 ½, 7 Rthl. 
1 dito mit fen m Orlin von feinem Tuch 


1 Weſte für 20 Sgr., Sommer⸗Heſe von 


ue gos m /@ n bee 


1539 
2 Meine Herren! Ein Wink für Sie, hier iſt nichts zu verlieren, nur zu gewinnen! 


Nachdem wer unfer Lager durch bedeutende neue Zuſendu gen aus Bertin wiederum aufs Beſte compfettirt, empfehlen ſämmt⸗ 
liche fertige Kleidungsſtücke einem geehrten hieſigen und auswärtigen Pablikum zur gütigen Beachtung. Meine Herren! unfer Auf⸗ 
enthalt hierorts iſt nur noch von kurzer Dauer, benutzen Sie demnach dieſe günftige Gelegenheit zum ſpottbilligen Einkauf fertiger 
Garderobe und bemühen Sie ſich gefälligſt nach dem Commiſſione⸗Lager des erſten N 

National⸗Landes⸗ und Haupt⸗Garderobe⸗Magazins zum „preuß. Adler“ aus Berlin, 


in Breslau, Schweidnitzer Straße Nr. 5, 1 Treppe, zum 


daſelbſt wird Ihnen der Beweis geliefert, wie wir jeder Konkurrenz die Spitze bieten, als: 
1 ganzer Sommer-⸗Anzug, Rock, Hofe und Weſte für 3Y,, 4½, 


1 dito extra fein niederl. auf Seide 10, 12 bis 15 Rthl. 
1 Jagd-, Phantafie: oder Leibrock auf Seide, von 8—14 Rthl. 
1 Tuch⸗ oder Bukskings⸗Hoſe 2 3 bis 6 Rthl. 


7¼, 8, 9 Kthl. 5 ½ Rttl. 


20 Sgr. an. 


dito in Wolle, extrafein 6½ bis 10 Kthl. 0 

dito in engl., franz., oder niederl. Stoffen, das Nobelſte 

jIesige Gaifen, 11, 12 bis 15 ie R 

1 Tuch⸗Anzug für 12 bis 14 Rtl. cxtrafein niederl. bis 20 Rtl., 
ſuperfein bis 23 Rtl. j 


goldnen Löwen, 


für die 


Schweidnitzerſtraße 5, im goldn. Löwen. 


N. Auswärtige Beſtellangen mit Beifügung des Betrages oder gegen Poſt⸗Vorſchuß werden reel und prompt ausgeführt. 
— — * — —— — — 2 ——.ů 


Während der Dauer des Marktes ift Karls⸗ 
Straße Nr. 12 (in großes Gewölbe nebſt 
Comtoir zu vcxmietbhen & 

Ein Gewölbe und daranſtoßende 
Wohnung, beides zuſammen oder ge⸗ 
theilt, ſind von Michaeli ab zu vermie⸗ 
then neue Schweidnitzer Straße Nr. 1 
beim Haushälter. Bi 
Stockgaſſe Nr. 13, eine Stiege vorn her⸗ 
aus, iſt eine große oder auch cine kleine Stube 
zum 1. Juli zu vermiethen. . 


Veränderungshalber iſt eine freundliche 
Wohnung, in der erſten Etage vorn heraus, 
zu Termin Jo anni zu beziehen Friedrich⸗ 
Wilhelmsſtraße Re 
Bea Ju vermiethen 9 
und bald oder Michaeli zu beziehen die zweite 
Etage, aus 2 freundl hen Zimmern, 1 Kabi⸗ 
net, Küchenſtube und Beigelaß beſtehend. 
Eliſabetſtraße Nr. 8, im König von Preußen. 
Sandſtraße Nr. 15 iſt der erſte Stock zu 
vermiethen und zu Johenni zu beziehen. 
. ee a 
Zu Johanni zu beziehen iſt Junkeinſtraße 
Nr. 35 (in der Nähe des Blücherplatzes) 
ein Comtoir nebft Nemiſe. 
Näheres daſelbſt rechts zu erfahren. 


5 Zu vermiethen 

und Johanni d. J. zu beziehen ſind Tauen⸗ 
zien⸗Platz Nr. 9b im Hinterhauſe drei neu: 
renovirte Wohnungen, eine jede zu 4 Piecen, 
nebſt Küche, Kammer und Holzremiſe, und 
im Vorderhauſe zu Termin Michaeli d. J 
eine Wohnung im hohem Parterre von vier 
Piecen, Bodenkammer, Keller ꝛc. Nähere 
Auskunft ertheilt der Haushalter. 


In dem Hauſe Nr. 3 C. auf 
der Neuen Schweidnitzer Straße 
iſt zu Johanni der erſte Stock ge⸗ 
theilt oder ungetheilt zu vermiethen. 


Desgleichen ſind Stallungen und — 1 


Remiſen zu vermiethen. Das Nä⸗ 
here iſt in der Kanzlei Ring 20 
zu erfragen. 


Ein großes Geſchäftslokal 
in der erſten Etage des erſten Viertels der 
Ohlauer Straße, nahe am Ringe, iſt zu 
Michaeli d. J. zu vergeben. Zu Comtoir⸗ 
Geſchäften wäre daſſelbe beſonders geeignet. 
Nähere Auskunft hierüber ertheilt Herr Hein⸗ 
rich Richter, Altbüſſerſtraße Ne. 6. 


Gut möblirte Zimmer ſind auf Tage, Wo⸗ 
chen und Monate zu vermiethen Ritterplatz 
Nr. 7, bei J. W. Fuchs. 

Altbüſſerſtraße Nr. 60, 
neben dem weißen Adler, iſt die erſte und 
zweite Etage, ganz oder getheilt, ſofort zu 
vermiethen und zu beziehen. Näheres im 
Hotel zum weißen Adler. 3 
Ein kleines Gewölbe, 


nahe am Ringe, iſt zu vermiethen und Jo⸗ 
hanni zu beziehen Stockgaſſe Nr. 28. 


Wohnungs⸗Anzeige. 

Ein freundliches Quartier von 4 Stuben, 
Entree, Küche und Beigelaß nebſt Gartenbe⸗ 
nutzung iſt Ohlauer Vorſtadt, Paradies⸗ 
gaſſe Nr. 2, bald oder Termin Michaeli für 
100 Relr. pro Anno zu vermiethen. Das 
Nähere Ohlauerſtraße Nr. 55, im Gewölbe. 
— — — 

Odervorſtadt, Kohlenſtraße Nr. 2, ſind 2 
Stuben, 1 Kabinet, mit dem nöthigen Bei⸗ 
gelaß zu Termin Johanni zu vermiethen. 


Kupferſchmiedeſtraße AG iſt eine möblirte 
Stute nebſt Alkove im eıften- Stock zu ver: 
miethen, auch kann eine kleine Stube dazu 
gegeben werden. 1 


Zu vermiethen 

und Termin Michdeis zu beziehen iſt Neu- 
markt Nr. 32 (Sonnenſeite) die 2. Etage. 
.. — 

- Zu vermiethenn 
und Michaeli zu beziehen ſind am Schweid⸗ 
nitzer Stedtgraben Nr. 13, äußere prome⸗ 
nade, nahe der Brücke, zwei Wohnungen 
zwei Treppen hoch, jede von 2 Stuben, Al: 
kove, Küche, Keller, Bodenkammer und Zu⸗ 
behör. 


„ 


ingefommene Fremde. 

Den 15. Juni. Hotel zum weißen 
Adler: Oberſt v. Prittwitz a. Lampersdorf. 
Sutsbeſ Hille a Locen, dorf, v. Lieres a. 
Paſterwitz, Freiherr v. Hildprandt a. Prag. 
Wergwerlsbeſ. v Koſchembahr a. Beuthen. 
Part. Troloff und Kaufl. Herzog a. Dresden, 
Turton aus England Holberg aus Leipz'g, 
Launhard a. Lübeck, Cohn a. Warſchau, Mo⸗ 
ras, Zimmermann u. Muſikalienverleger Bock 
a. Bertin. Spediteur Steinmann u. Rauch⸗ 
waarenhändler Ziegner a, Mittelwalde. Leib: 
arzt Dr. Weigel a. Edlanengie. — Hotel 
zur goldnen Gans: Gutsbeſ. v. Sal ſch 
a. Jeſchütß, Gr. v. Szembeck a. Szimianice, 
v. Thiedemann a. Ruſſo in. Major v. Eick⸗ 
ſtedt a. Suberkopf. Lieut. Gr. v. Nayhaus 
a. Ohlau. Frau Oberſtlieut v. Tiedemann 
aus Danzig. Ingen. Milch aus Dresden. 
Kaufm. Wehrde a. Elberfeld. Hofbeamter 
Pohl aus Wien. — Hotel de Sileſie: 
Kammerhelr Bar. v. Münchhauſen a. Schwe⸗ 
delsdorf. Lieut. Stahn genannt Bax a. Ber: 
lin. Landesäſt. Graf a. Pfeil a. Jobnsdorf. 
Gutsbeſ. Bar. v. Seherr Thoß a. Moſchen, 
Kluge a. Schlibientzen. Fr. Talbot a. Lau⸗ 
rahütte. Oberamtm. Hollmann a. Branden⸗ 
burg. — Hotel zum blaven 
Gutsbeſ. v. Trzebinski a. Großherz. Poſen. 
Oberamtm. Pauli v. Peuke. Lieut. Murring 
a. Schwiebus. Generalpächter Schneider a. 
Naumburg. Brauereibeſ. Becker a. Tracher⸗ 
berg, Müller a. Laskowitz. Kaufl. Kraſchner 
a. Ratibor, Wenzig a. Berlin. Uhrmacher 
Hentſchel aus Frankfurt. Eiſenbahnbeamter 
Willamowski u. Königshütte. — Hotel zu 


Hirſch: 


den drei Bergen: Kaufl, Büſcher a. Iſer⸗ 


lohn, Jantze a. Bielefeld, Polly a. Braun⸗ 
ſchweig, Reimann a. Bromberg, Mandl a. 


Wien, Roſenkronz a. Leipzig, Freund a Ber⸗ 
iin. Kart. Karnbach a. Schlawe, ®eorgens 
fe.d a. Hamburg. Zettlitz's Hotel: Kfm. 
Legee a. Lyen. Fr. Kaufm. Ifteiber, Kapi⸗ 
tän Daragan u. Beamter Penkalski ay War⸗ 
ſchau. Gutsbeſ. Pohl a. Lorenzberg, v Hey: 
debrand a. Naſſadel. Geh. Rath Cubelius 
a. Berlin. — Hotel de Gare: Clerikus 
Matecki aus Goſtyn. Gutsbeſ. Böhm aus 
Speicherhoff. Kaufm. Bier a. Nams'au. — 
Rohnelt's Hotel: Kaufm. Capellen aus 
Kierſteminde. Kommiſſtonar David a. Ko⸗ 
penhagen. - Zwei goldene Löwen: Kaufl. 
Schweitzer a. Neiſſe, Altmann a. Wartenberg. 
Gutsbeſ. Teichmann a. Bunzlau. — Deuts 
ſches Haus: Part. Baum a. Poſen, Sieg⸗ 
fried a. Schweidnitz. Geh. Juſtizrath Böck 
a. Polen. Kaplan Forelle aus Reichenſtein. 
Inſp. Schöbel a. Schollendorf. Kunſtgärtner 
Saukup a. Geiersberg. — Weißes Roß: 
Kauf. Fäbndrich a. Kofel, Tannhäuſer a. 
Raudten, Cohn a. Haynau. Part. Paul a. 
Grottkau, Schneider a. Weimar. — Weißer 
Storch: Handl.⸗Reiſender Glaſer a. Berlin. 
Kaufl. Henſchel a. Kempen. Fränkel a. Zülz, 
Hülſe a. Bunzlau. or 


Privat: Logis. Kupferſchmiedeſtr. 21: 
Kaufm. Wagner a. Wirſchkowig. 3 


fir. 26: Kommerzien⸗ und Admiralltätsrath 


Abegg a. Danzig. — Ritterpl. 8: Fräul, v. 
Raven a. Poſtelwitz. — Friedrichs⸗Wilhelmſtr. 
24: Hüttenbeamter Böhmer a. Lublinitz. 


S 


Breslauer Gonrs: Bericht vom 16. Junt 1847. 


Fonds- und 


Holl. u. Kaiſ. ollw. Duk. 05 % Gld. 
Friedrichsd'or, preuß. 113 ½ ld. . 
Louisd'or, vollw. 111¾% Gd.“ 


Geld ⸗ Cours. 
Kae. Pfandbrieſe 3¼½ % 93 Br. 
leſ. dito 3% % 95% Br. 
dito dito 4% Litt. B. 102% Br. 


dito dito 3½ % dito 95% Br. 


Oeſter. Banknoten 103% Br. Poln. Pfdbr., alte 4% 95 ½% Br. 
Staataſchuldſcheine 3 , „% 921 10 Br. dito dito neue 4% 95 /, Br. 
eh. Pr.⸗Sch. a 50 pl. 15 / Gib. 95%; Br. dito Part.“e. a 300 Fl. 90 Gl. 
l. Stadt⸗ Ob tgat. 2% % — dito dito a 500 Fl. 50 Gib. 
dite Serechtigkeite 4 ½ % 96%, Br, dito P. B.-G. à 200 Fl. 17 Sr. g 
Poſener Pfandbriefe 4% 10% Br. Mſf.-Pln.-Sch. Obi. 1 BR. 4% 81 / Br. 


Eiſenbahn⸗Aetien. 


Oberſchleſ. Last. A. 4% Volleingez. 104 ½ Br. Rheiniſche 4% — a 
dito Pu: St. Zuſ.⸗Sch. 4% - 
‚Kölns Minden 


dits Prior. 4% 96% Br. 

dito Litt. u. 4% 98 ½% Gld. 
Bresl. Schw. ⸗Freib. 4% WI Br. 

dito dito Prior. 4% 96 Br. 
Niederſchleſ.⸗Märk. 4% 88 Br. 
dito dito 

dito Zwab. (Gl.⸗Sag.) — 
Wilhb. (Koſel Oderb.) 4% — 


— 


Zuſ.⸗Sch. 4% 93 Br. 
8 Du an nsil-E, 4% 100 Sb. 


„Brieg. Zu Sch. 4% 64% u. ½%b u. G A 
) e 5 10 j 
Prior. 5% 102 5 Br. Fe. Wb. 9 


76% Br. 
uſ.⸗Sch. 4% 84 Br. 


W b. Zuſ.⸗Sch. 4% 72 Gld. 


Berliner Eiſenbahn⸗Aetien⸗Cours⸗Bericht vom 15. Zuni 1847, 


Breslau⸗Freiburger 4% 101 bez. 
Niederſchleſiſche 4% ds Br. 873, Gld. 
dito Prior. 4% 91% Gld. 
dito dito 5% 102 Sid. 
Niederſchl. Zweigb. 4% — 

dito dito Prior. 4% 
Oberſchleſ. Litt. A. 4% 104% Br. 

dito Kit. B. 4% 983, Gld. 
Wilhelmsbahn 4% — 
Krakau⸗Oberſchl. 4% 70% Br. 

Quittungsbogen. 

Rhbeiniſche Prior.⸗St. 4% 89%, Br. 


Köln⸗Minden 4% 93 bis 93 % bez. u. Gid. 
Nordb. (Frdr. Wilh.) 4% 72% bez. u. Gid. 
Poſen⸗Stargarder 4% 84 Br. 83% Gld. 
Sächſ.⸗Schleſiſche 4% 100 G bd. 


Fonds Courſe. 


Staats ſchuldſcheine 3 ¼ % 92% Gld. 
Poſener Pfandbriefe 4% 102 % etw. bez. u. Br. 


dito dito neue 3½ 52% bez. 
Polniſche dito alte 4% 95% ld. 
| dite dito neue 4% 95 ½ Gld. 


Breslauer Getreide: Preiſe vom 16. Juni 1847. £ 


Beſte Sorte. 


Mittle Sorte. Geringſte Sorte. 


Weizen, weißer 5 Mi. 17 Sg. — Pf. DA. 7 Sg. 6 pf. 5 Kil. — Sg. — Pf. 
dito me in u 5 6 0 — Mr 98 * nd j 
Bruch „Weizen. D nein 4. 92 " BEE Sen a, 6 
Rog enn .. are B ee 4 „ 20 . a 4 „ i , 
Se 3 25 e 7 „ „ Ber — .. 
Hafer I u 23 „ e Ge l 1.2 18 „ — „ 
AUniverſitäts⸗Steruwarte. 
5 1 Thermometer Hr 1 * 
14. und 18. Juni. Barometer m re Winb. 
N euchtes Wewölk. 
. inneres. außeres. Inte ger. f 2 


Bunde 10 uh. 27 592 f 11 75 HD, 9, 0% 9 1, S. aterwelkt 
Morgens 6 Ur. f 04 + 11 2% 8 10 3 3⸗ S Nebel 
Nachmitt. 3 uhr. 5 780 1 10 ＋ 1 7 5 0 ode Des] heiter 
Minimum 5 60% L 11 20 7 8 0. 3 0 . 
Martmum 6 + 1 2 4 19, 7 5, 0 3. g ö 


0 Temperatur der Oder + 10, U 


x 


* 


Zandtans-Ungelenenbeiten. 
Entwurf einer Verordnung, 
die Verhältniſſe der Juden betreffend. 
Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, 
König von Preußen ꝛc. ꝛc. 

Nichdem Wir zur Herſtellung einer allgemeinen 
und gleichmäßigen Geſetzgebung über die Verhältniſſe 
der Juden die beſt henden Vorſchriften ſowohl über die 
jüdiſchen Ku tus⸗ und Unterrichts⸗Angeleg nheiten, als 
auch hinſichtlich des bürgetlichen und Rechtszuſtand s, 
insbeſondere die für das Großherzogthum Poſen er⸗ 
gangene Verordnung vom 1. Juni 1833, einer Revi⸗ 
ſion haben unterwerfen laſſen, und in Betracht, daß 
die eigen hümlichen Verhältniſſe der jüdiſchen Bevölke⸗ 
rung in der Provinz Poſen eine gänzliche Aufhebung 
der dort ge ſetzlich beſtehenden Verfaſſung des Judenwe⸗ 
ſens zur Zeit noch nicht geſtatten, verordnen Wir auf 
den Antrag Uaſeres⸗Staatsm'niſteriums und nach An: 
hörung Unſerer getreuen Stände des vereinigten Land⸗ 

tages, wie folgt. 


5 Abſchnitt J. - 

Ueber die Verhältniffe der Juden in allen 

Landestheilen Unferer Monarchie, mit Aus: 
ſchluß des Großherzogthums Poſen. 

$ 1. Die Juden, welche in den vorbezeichneten Pan: 
destheilen ihren Wohnſitz haben, genießen, fo weit. die: 
ſes Geſetz nicht ein Anderes beſtimmt, neben gleichen 
Pflichten gleiche bürgerliche Rechte mit Unſeren ch iſtli⸗ 

chen Unterthanen, und ſollen nach den füe dieſe daſelbſt 
geltenden geſetzlichen Vorſchriften behandelt werden. 

$ 2. (Bildung von Judenſchaften.) Die 
Juden ſollen, nach Maßgabe der Orts- und Bevölke⸗ 
rungs⸗Verhältniſſe, dergeſtalt in Judenſchaften vereinigt 
werden, daß alle innerhald eines Judenſchafts- Bezirks 
wohnenden Juden demſelben angehören. 

$ 3. Die Bildung dieſer Judenſchaften erfolgt durch 
die Regierungen nach Anhörung der Beth iligten in der 

Art, daß jede Judenſchaft eine Stadt zum Mitelpunkt 

erhält, nach welcher fie benannt wird, und mit der die 

jüüdiſchen Einwohner der umliegenden Städte und Dör⸗ 
fer oder anderer ländlichen Befigungen verbunden mer: 
den. — In gleicher Weife find: die Regierungen cr: 
mächtigt, nach dem Bedürfniß Abänderungen der Ju⸗ 

denſchaſts⸗ Bezirke vorzunehmen und die hierauf bezüg⸗ 
lichen Verhältniſſe, unter Zuziehung der Betheiligten, 
eiaſchließlich der etwa vorhandenen Gläubiger, zu 
ordnen. 

9 4. Die einzelnen Judenſchaften erhalten, in Bes 
zug auf ihre Vermögensverhältniſſe, die Rechte juriſti⸗ 
ſcher Perſonen. Der Verband der Judenſchaſten bezieht 
ſich lediglich auf die ihnen durch dieſe Verordnung aus⸗ 
drücklich überwieſenen Angelegenheiten. 
§ 5. Jede Judenſchaft erhält einen Vorſtand und 
eine angemeſſene Zahl von Repräſentanten. 

6. Der Vorſtand beſteht aus mindeſtens 3, 
höchſtens 7 Mitgliedern, welche ihr Amt unentgeltlich 
verwalten. l 

$ 7. Die Zahl der Repräſentanten der Juden: 
ſchaft ſoll mindeſtens 9 und höchſtens 21 betragen. 

$ 8. Sämmtliche männliche, volljährige, unbeſchol⸗ 
tene Mitglieder der Judenſchaft, welche entweder ein 
Grundſtück befigen, oder ein Gewerbe felbftftändig be⸗ 
treiben, oder ſich ſonſt ohne fremde Unterſtützung ſelbſt⸗ 
ſtändig ernähren und mit Entrichtung der Abgaben für 
die Judenſchaft während der letzten 3 Jahre nicht in 
Rückſtand geblieben ſind, wählen die Repräſentanten 
und dieſe den Vorſtand der Judenſchaft auf 6 Jahre. 
Die Wahl iſt überall zugleich auf eine entſprechende 
Zahl von Stellvertretern zu richten. * 

9. Das Wahlgeſchäft wird durch einen Abge⸗ 
ordneten der Regierung geleitet. Nach Ablauf der er⸗ 
ſten 3 Jahre ſcheidet die Hälfte der Vorſtands⸗Mit⸗ 
glieder und der Repräſentanten nach dem Looſe, dem⸗ 
nächſt jedesmal die ältere Hälfte aus. 


8 10. Die Wahlen der Vorſteher unterliegen der 
Genehmigung der Regierung, welche die ganze Wirk 
ſamkeit des Vorſtandes zu beauffichtigen hat und be⸗ 
ſugt iſt, einzelne Mitglieder wegen vorſätzlicher Pflicht⸗ 
widrigkeit oder wiederholter Dienſtvernachläſſigungen 
durch Beſchluß zu entlaſſen. ; 


$ 11. Der Vorſtand hat die gemeinſamen Ange: 
legenheiten der Judenſchaft zu leiten und die Befchlüffe 
der Repräſentanten zur Ausführung zu bringen. Er 
vertritt die Judenſchaft überall gegen dritte Perſonen, 
insbeſondere in allen Rechtsgeſchäften, ſie mögen die 
Erwerbung von Rechten oder die Eingehung von Verbind⸗ 
lichkeiten betreffen. Das Verhältniß der Vorſteher und 
Repräſentanten gegen einander und gegen die Juden⸗ 
ſchaft iſt, fo lange und fo weit nicht das Statut ($ 13) 
ein Anderes feſtſetzt, nach den Beſtimmu gen der revis 


dirten Städteordnung vom 17, März 1831 über die S 


Rechte und Pflichten des Magiſtrats und der Stadt⸗ 
verordneten zu beurtheilen. N 

$ 12. Ueber die Verwaltung des Vermögens der 
Judenſchaſten ſteht den Regierungen das Recht der 
Ober⸗Auſſiht in demſelben Maße zu, wie nach der re⸗ 
vidirten Städteordnung vom 17. März 1831 über die 
Vermögens⸗Verwaltung der Stadtgemeinden. 
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$ 13. Ueber die Wahl des Vorſitzenden in dem 
Vorſtande und des Vorſtehers der Repräſentanten⸗Ver⸗ 
ſammlung, fo wie über deren Beſugniſſe, ferner über 
die Zahl der Mitglieder des Vorſtandes und der Re⸗ 
präfentanten = Verfamnilung, der Stellvertreter derſelben, 
ſo wie darüber, ob die Wahl in den Vorſtand auf jü⸗ 
diſche Einwohner der zum Mittelpunkt der Judenſchaft 
beſtimmten Stadt beſchränkt bleiben, und welche Reiſe⸗ 
koſten⸗Entſchädigung im anderen Falle den Gewählten 
gewährt werden ſoll, endlich Über das Verhältniß der 
Vorſteher und Repräſentanten gegen einander und ges 
gen die Judenſchaft ſind die erforderlichen Beſtimmun⸗ 
gen in ein beſonderes, der Beſtätigung des Ober-Prä⸗ 
ſidenten unterliegendes Statut aufzunehmen. — Die 
erſte Wahl des Vorſtandes und der Repräſentanten er: 
folgt nach Vorſchriſt der Regierungen. Dieſe haben 
auch nach ſtattgefundener Wahl wegen Abfaſſung der 
Statuten binnen einer feſtzuſetzenden Friſt das Erſor⸗ 
derliche anzuordnen. Sofern die Abfaſſung innerhalb 
der geſetzten Friſt nicht erfolgt, iſt von den Regierun⸗ 
gen über die dem Statute vorbehaltenen Beſtimmen⸗ 


gen ein die Judenſchaft bindendes Reglement zu er; 


laſſen. \ 

§ 14. Der Vorſtand iſt das Organ, durch wel: 
ches Anträge oder Beſchwerden der Judenſchaſt an die 
Staatsbehörde gelangen. Er hat über alle die Juden: 
ſchaft betreffenden Angelegenheiten und über einzelne zu 
ihr gehörige Mitglieder den Staats- und Kom nunal⸗ 
behörden auf Erfordern pflichtmäßig und unter eigener 
Verantwortlichkeit Auskunft zu ertheilen. 

$ 15. (Vertretung der Judenſchaften in 
Stadtgemeinden.) Wenn in einer Stadt, in wel⸗ 
cher eine der beiden Städte- Ordnungen gilt, ſich ſo 
viele wahlberechtigte Bürger jüdiſchen Glaubens befin⸗ 
den, daß ſie mindeſtens diejenige Zahl der ſtädtiſchen 
wahlberechtigten Bürgerſchaft erreichen, welche eine Thei⸗ 
lung der Geſammtzahl der letzteren durch die Zahl der 
Stadtverordneten ergiebt, ſo kann auf den Grund einer 
zwiſchen den ſtädtiſchen Behörden und dem Vorſtande 
der Judenſchaſt unter Zuſtimmung der Repräſentanten 
ſtattfindenden Einigung den jüdiſchen wahlberechtigten 
Bürgern geſtattet werden, einen oder nach dem ange: 
gebenen Verhältniſſe auch mehrere Verordnete nebſt 
Stellvertretern aus ihrer Mitte zu wählen, welche in 
der Stadtverordneten⸗Verſam mlung in allen, nicht das 
chriſtliche Kirchen- und Schulweſen betreffenden Ange⸗ 
legenheiten Sitz und Stimme haben; dagegen ſcheiden 
alsdann die Juden bei den Wahlen der übrigen Stadt⸗ 
verordneten, deren Zahl ſich nach Maßgabe der ein⸗ 
tretenden jüdiſchen Verordneten vermindert, als Wähler 
and Wahl: Kandidaten aus. — Das Ergebniß einer 
ſolchen Vereinbarung unterliegt der Beſtätigung der Regie⸗ 


rung und iſt in das ſtädtiſche Ortsſtatut aufzunehmen. — 


— Bei der ſeitens der Juden ftattfindenden Wahl von 
Verordneten aus ihrer Mitte finden die Vorſchriften 
und Bedingungen Anwendung, welche für die Stadt⸗ 
verordneten⸗Wahlen überhaupt an dem betreffenden Orte 
maßgebend ſind. rue 

-$ 16, (Kultusweſen.) Die auf den Kultus be⸗ 
züglichen inneren Einrichtungen bleiben der Verein ba⸗ 
rung jeder einzelnen Judenſchaft, reſp. deren Vorſtehern 
und Repräſentanten überlaſſen. Die Regierung hat 
von dieſen Einrichtungen nur inſoweit Kenntniß zu 
nehmen. und Entſcheidung zu treffen, als die öffent⸗ 
liche Ordnung ihr Einſchreiten erfordert. ö 

8 17. Dem Statute einer jeden Judenſchaft bleibt 
die Beſtimmung darüber vorbehalten, ob Kultusbeamte 
angeſtellt und wie dieſelben gewählt werden ſollen. Bis 
dahin behält es wegen dieſer Wahlen bei demjenigen, 
was in den einzelnen Judenſchaften herkömmlich iſt, 
und in Ermangelung eines feſten Herkommens bei den 
allgemeinen geſetzlichen Vorſchriften wegen der Wahl 
von Geſellſchaftsbeamten fein Bewenden. Die gewähl⸗ 
ten Kultusbeamten dürfen in ihr Amt nicht eher einge⸗ 
wieſen werden, bis die Regierung erklärt hat, daß ge⸗ 
gen ihre Annahme nichts zu erinnern iſt. Die Regie⸗ 


rung hat bei dieſer Erklärung außer den Förmlichkeiten 


der Wahl nur darauf Rückſicht zu nehmen, daß die 
gewählten Kultusbeamten unbeſcholtene Männer find: 
$ 18. Entſtehen innerhalb einer Judenſchaft Strei⸗ 
tigkeiten über die inneren Kultus⸗Einrichtungen, welche 
auf Bindung einer neuen Synagoge abzielen, fo find 
die Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten und des 
Innern ermächtigt, auf den Antrag der Intereſſenten 
eine Begutachtung der obwaltenden Differenzen durch 
eine zu dieſem Zweck einzuſetzende Kommiſſion eintreten 
zu laffen, Kann durch den Ausſpruch der Kommiſſion 
der Konflikt nicht ausgeglichen werden, ſo haben die 


Miniſter unter Benutzung des von der Kommiſſion ab⸗ 


gegebenen Gutachtens darüber Anordnung zu treffen, ob 
und mit welcher Maßgabe die Einrichtung eines abgeſon⸗ 
derten Gottesdienſtes oder die Bildung einer neuen 
ynagoge zu geſtatten iſt; zugleich haben dieſelben mit 
Ausſchluß des Rechtsweges zu beſtimmen, welcher 
Theil im Beſitz der vorhandenen Kultus⸗Einrichtungen 
verbleibt. 1 

$ 19. Dieſe Kommiſſion ſoll, fo oft das Bedürfniß 
es erfordert, unter der Aufſicht eines Regierungs⸗Ab⸗ 
geordneten in Berlin zuſammentreten und aus neun 
Kultusbeamten oder anderen Männern jüdiſchen Glau⸗ 


intereſſe Gründe dazu vorhanden find, die Abſot 


bens beſtehen, die das Vertrauen der Judenſchaft, wel⸗ 
cher ſie angehören, beſitzen. er Te 
§ 20. Die Mitglieder der Kommiſſion mit einer 
angemeſſenen Zahl von Stellvertretern werden von den 
Miniſtern der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten und des 
Innern auf den Vorſchlag der Ober⸗Präſidenten, welche 
dabei die Anträge der Judenſchaften ihres Verwaltungs 
Bezirkes beſonders zu berückſichtigen haben, auf dit 
Dauer von ſechs Jahren ernannt. : . 
.$ 24. Die durch den Zuſammentritt der Kommife 


ſion erwachſenden Koſten werden von den ſämmtlichen 


Judenſchaften des Staats nach Verhältniß des Koſten⸗ 
betrages ihrer geſammten Bedürfniſſe ($ 23.) aufge⸗ 
bracht. f 

$ 22. Die Kommiſſion beſchließt über die ihr zur 
Begutachtung vorgelegten Gegenſtände nach abſoluter 
Stimmenmehrheit und hat die zu erſtattenden Gutach⸗ 
ten unter Beifügung von Gründen vollſtändig auszu⸗ 
arbeiten. a I 

§ 23. Die Koften des Kultus und der Übrigen, 
die Judenſchaft betreffenden Bedürfniſſe, zu welchen 
auch die Einrichtung und Unterhaltung. der Begräbniß⸗ 
plätze gehört, werden nach den durch das Statut. einer 
jeden Judenſchaft näher zu beſtimmenden Grundſaͤtben 
auf die einzelnen Beittagspflichtigen umgelegt und, 
nachdem die Heberollen von der Regierung für vol 
ſtreckbar erklärt worden ſind, im Verwaltungswege «un? 
gezogen. Der Rechtsweg ift wegen ſolcher Abga 
und Leiſtungen nur inſoweit zuläſſig, als Jemand au 
beſonderen Rechtstiteln die gänzliche Befreiung von 
trägen geltend machen will, oder in der Beſtimmung 
ſeines Antheils über die Gebühr belaſtet zu ſein 
hauptet. — Ob und inwieweit einzelne, zerſtreut und 
von dem Mittelpunkte der Judenſchaft entfernt 
nende Juden zu den von der Judenſchaft aufzu 
genden Koſten, insbeſondere zu den Kultus⸗Bedürfniſſen, 
beizutragen haben, iſt von den Regierungen nach M 
gabe der Vortheile feſtzuſetzen, welche jenen Juden d 


die Verbindung mit der Judenſchaft zu Theil werden, 


— Von neu anziehenden Juden darf ein ſogenann 
Eintrittsgeld von der Judenſchaft auch an denjenig 
Orten, wo ſolches bisher üblich geweſen, künftig ni 
mehr gefordert werden. 


5 


1 
$ 24. (Armen und Krankenpflege.) Uebe 


die der befonderen Armen⸗ und Krankenpflege jüdiſchtk 

Glaubensgenoſſen gewidmeten Fonds und Anſtalten 

ſteht dem Vorſtande der Judenſchaft, ſofern ihm nicht 

die Verwaltung bereits ſtiftungsmäßig übertragen 

die Aufſicht zu, vorbehaltlich jedoch des Ober⸗Aufſichts⸗ 
* 


rechts der Regierungen. 


§ 25. (Unterrichtsweſen.) In Bezug auf de 
öffentlichen Unterricht gehören die ſchulpflichtigen Kinde 
der jüdiſchen Glaubensgenoſſen den ordentlichen Elemen⸗ 
tarſchulen ihres Wohnorts an. 4 
9 26. Die jüdischen Glaubensgenoſſen find schul 
dig, ihre Kinder zur regelmäßigen Theilnahme an De 
Unterrichte in der Ortsſchule während des geſetzlich vor 
geſchriebenen Alters anzuhalten, ſofern fie nicht vor | 
Schulbehörde ſich ausweiſen, daß ihre Kinder anderwe 
tig durch häusliche Unterweiſung oder durch ordentlichen 
Beſuch einer anderen vorſchriftsmäßig eingerichteten a 
fentlichen oder Privat⸗Lehranſtalt einen regel 
und genügenden Unterricht in den Elementarkenn 
erhalten. a 
$ 27. Befinden ſich an einem Orte mehrere 
liche Elementarſchulen, ſo bleibt den Regierungen . 
laſſen, die jüdiſchen Einwohner nöthigenfalls nach 2 
gabe der Ortsverhältniſſe entweder einer von dieſen & ch 
len ausſchließlich zuzuweiſen oder unter dieſelben 
einer beſtimmten Bezirks⸗Abgränzung zu vertheil Reli⸗ 
$ 28. Zur Theilnahme an dem chriſtli ſlich⸗ 
gions⸗Unterrichte find die jüdiſchen Kinder nicht verp (de: 
tet; eine jede Judenſchaft iſt aber verbunden, fol 
Einrichtungen zu treffen, daß es keinem jüdiſchen ichen 
während des ſchulpflichtigen Alters an dem leh⸗ 
Religions⸗Unterrichte fehlt. Als beſondere en, welche 
rer können nur ſolche Perſonen zugelaf ee 
zur Ausübung eines Lehramtes vom S 5 
niß erhalten haben. Bi x 
$ 23 Zur ee, der n haben die 
jüdiſchen Glaubensgenoſſen in ; 
gleichem Verhältniſſe mit Aryl 5 
degliedern den Geſetzen und erfaſſung 
N 30 C nderung von den ordentlichen Orts⸗ 
5 jüdiſchen Glaubensgenoſſen der Re⸗ 
ſchulen können die a € 
1 icht verlangen; doch iſt den Juden geſtattet, 
gel nach nicht e auf G a inba⸗ 
in eigenem Intereſſe ar rund diesfälliger Vereinb 
rungen unter ſich mit Genehmigung der Schulbehörden 
Privat⸗Lehranſtalten nach den darüber beſtehenden allge? 
meinen Beſtimmungen einzurichten. Iſt in einem 2 
oder Schulbezirke eine an Zahl und Vermögens mitte 
hinreichende chriſtliche und jüdische Bevölkerung vorhe 8 
den, um auch für die jüdiſchen Einwohner ohne e 
Ueberbürdung eine beſondere öffentliche Schule auen 
zu können, ſo kann, wenn ſonſt im ale weine rung 
der jüdiſchen Glaubenegenoffen zu einem eigenen Schu⸗ 
(Fortſetzung in der zweiten Beilage.) g 


e die Erlaubs | 


sicher Weiſe und in 


derbande auf den Antrag des Vorſtandes der Judenſchaft 
angeordnet werden. 3 
$ 31. Die Regierung hat in ſolchem Falle über 


die deabſichtigte Schultrennung und den dazu entworfe⸗ 


nen Einrichtungsplan die Kommunal⸗Behörde des Orts 
und die übrigen Intereſſenten mit ihren Erklärungen 
und Anträgen zu vernehmen. 
$ 32. Ergiebt ſich hierbei ein allſeitiges Einver⸗ 
ſtändniß über die Zweckmäßigkeit der Schul⸗Abtrennung 
und über die Bedingungen der Ausführung, ſo iſt die 
egierung befugt, die entſprechenden Feſtſetzungen und 
inrichtungen unmittelbar zu treffen. — Im Falle ob⸗ 
waltender Differenzen bleibt die Entſcheidung dem Mi⸗ 
niſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten vorbehalten. 
$ 33. Eine ſolche, nach $$ 30—32 errichtete jü⸗ 
diſche Schule, in welcher die Unterrichts⸗Sprache, die 


deutſche fein muß, hat die Eigenſchaften und Rechte 


einer Octsſchule. Insbeſondere gelten dabei folgende 
nähere Beſtimmungen: 
a) Die Errichtung und Unterhaltung dieſer Schule 
liegt in Ermangelung einer anderweitigen Verein⸗ 
barung den jüdiſchen Einwohnern des Schul⸗Be⸗ 
zirks allein od. Die Aufbringung der erforder⸗ 
lichen Koften wird nach Maßgabe der Beſtim⸗ 
mung des § 23 bewirkt. 2 
Wo die Unterhaltung der Orts⸗Schulen eine Laſt 
der bürgerlichen Gemeinde iſt, haben die jüdiſchen 
Glaubensgenoſſen im Falle der Errichtung einer 
eigenen öffentlichen Schule eine Beihülfe aus 
Kommunalmitteln zu fordern, deren Höhe, unter 
Berückſichtigung des Betrages der Kommunal: 
Abgaben der jüdiſchen Einwohner, der aus den 
Kommunal⸗Kaſſen für das Ortsſchulweſen ſonſt 
gemachten Verwendungen und der Erleichterung, 
welche dem Kommunal⸗Schulweſen aus der Ver⸗ 
einigung der jüdiſchen Kinder in eine beſondere 
jüdiſche Schule erwächſt, zu bemeſſen und in Er⸗ 
mangelung einer gütlichen Vereinbarung von den 
Miniſtern der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten und 
des Innern feſtzuſetzen iſt. 
Die jüdiſchen Glaubensgenoſſen werden, wenn ſie 
eine öffentliche jüdiſche Schule unterhalten, fo: 
wohl von der Entrichtung des Schulgeldes, als 
auch von allen unmittelbaren, perſönlichen Leiſtun⸗ 
gen zur Unterhaltung der ordentlichen Ortsſchu⸗ 
len frei. 
Der Beſuch der öffentlichen jüdiſchen Schulen 
bleibt auf die jüdiſchen Kinder beſchränkt. 


$ 34. (Einwirkung auf den Lebens beruf 
jüdiſcher Knaben.) Nach vollendeter Schulbildung 
der jüdiſchen Knaben haben die Vorſteher der Juden: 
ſchaft unter eigener Verantwortlichkeit dafür zu ſorgen, 
daß jeder Knabe ein nützliches Gewerbe erlerne, oder ſich 
auf wiſſenſchaftlichen Lehranſtalten einem höheren Bes 
rufe widme, und daß keiner derſelben zum Handel oder 
Gewerbebetriebe im Umherziehen gebraucht werde. Sie 
haben ſich deshalb zunächſt mit den Vätern oder Vor⸗ 
mündern zu vernehmen; wenn aber auf dieſem Wege 
der Zweck nicht erreicht wird, ſo haben ſie ihre Anträge 
an den betreffenden Magiſtrat, reſp. an den Kreis⸗Land⸗ 
rath zu richten, welcher die Väter oder Vormünder, 
Letztere unter Vernehmung mit der oberen vormund⸗ 
ſchaftlichen Behörde, anzuhalten hat, daß den Knaben 
die erforderliche Vorbereitung für einen wiſſenſchaftlichen 
oder künſtleriſchen Beruf, oder für den Betrieb des 


0 


— 


d) 


Landbaues oder eines anderen ſtehenden Gewerbes zu 


Theil werde. 

835. (Zulaſſung zu öffentlichen Aemtern.) 
Zu unmittelbaren Staats⸗Aemtern ſollen die Juden in: 
ſoweit zugelaffen worden, als fie ſich durch den Dienft 
im ſtehenden Heere verfaſſungsmäßig Civil⸗Verſorgungs⸗ 

nſprüche erworben haben und mit den ihnen zu über⸗ 


tragenden Civil- und Militairdienſten nicht die Ausü⸗ 


bung einer obrigkeitlichen Autorität verbunden iſt. — 
Inwiefern die Juden mittelbare Staats: und Kommu⸗ 
nal⸗Aemter bekleiden können, iſt nach den darüber ergan⸗ 
genen beſonderen geſetzlichen Vorſchriften zu beurtheilen. 
Es findet jedoch deren Eintritt auch in ſolche Aemter 
nur dann ſtatt, wenn mit demſelben die Ausübung 
einer obrigkeitlichen Autorität nicht verbunden iſt. — 
Behufs Schlichtung ſtreitiger Angelegenheiten unter 
ihren Glaubensgenoſſen können Juden zu Schieds⸗ 
männern gewählt werden. — An denjenigen Univer⸗ 
täten, auf denen nicht die Ausübung des Lehramts 
tatutenmäßig an das Bekenntniß einer beſtimmten chriſt⸗ 
lichen Konfeſſion geknüpft iſt, können Juden als Pri⸗ 
vat⸗Docenten und außerordentliche Profeſſoren der ma⸗ 
thematiſchen, naturwiſſenſchaftlichen und mediziniſchen 
ehrfächer zugelaſſen werden. — Außerdem bleibt die 
uſtellung der Juden als Lehrer auf jüdiſche Unterrichts⸗ 
nſtalten beſchränkt. 

36. (Ständiſche Rechte, Patronat x.) 
In Betreff der ftändifchen Rechte verbleibt es bei ber 


Zweite Beilage 
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beſtehenden Verfaſſung, und ſo weit deren Ausübung 
mit dem Grundbeſitz, zu deſſen Erwerbung die Juden 
nach § 1 überall berechtigt ſind, verbunden iſt, ruhen 
dieſelben während ihrer Beſitzzeit. Die Verwaltung der 
Gerichtsbarkeit, wie des Patronats, desgleichen die Aufz 
ſicht über die Kommunal⸗ Verwaltung und über, das 
Kirchen-Vermögen wird, wo eine ſolche Aufſicht der 
Gutsherrſchaft zuſteht, von der betreffenden Staats- und 
kirchlichen Behörde ausgeübt. Die Staats-Behörde 
hat den Gerichtshalter und den Verwalter der Polizei: 
Gerichtsbarkeit zu ernennen. Der Beſitzer bleibt zur 
Tragung der damit verbundenen Koſten und ſonſtigen 
Laſten verpflichtet. — Wo das Patronat einer Kom: 
mune zuſteht, können die jüdiſchen Mitglieder derſelben 
an deſſen Ausübung keinen Theil nehmen; fie müſſen 
aber die damit verknüpften Real⸗Laſten von ihren Be⸗ 
ſitzungen gleich anderen Mitgliedern der Kommune tra⸗ 
gen, auch find fie als anfäffige Dorfs- oder Stadtge⸗ 
meinde⸗ Mitglieder verpflichtet, von ihren Grundſtücken 
ſowohl die darauf haftenden kirchlichen Abgaben als 
auch die nach Maßgabe des Grundbeſitzes zu entrich⸗ 
tenden Beiträge zur Erhaltung der Kirchen-Syſteme zu 
tragen. g 

$ 37. (Gewerbebetrieb.) Die für den Ge: 
werbebetrieb im Umherziehen in Betreff der inländiſchen 
Juden beſtehenden Beſchränkungen werden aufgehoben. 
— Auch der Betrieb der in den $$ 51. 52. 54 und 
55 der Gewerbe-Ordnung vom 17. Januar 1845 ge⸗ 
nannten Gewerbe wird den Juden fortan freigegeben; 
jedoch finden auch hier die Vorſchriften des $ 35 An: 
wendung, wenn mit dem Gewerbebetriebe ein Staats: 


"oder Kommunal⸗Amt verbunden iſt. 


$ 38. (Familien-Namen. Führung der 
Handelsbücher ꝛc.) Die Juden ſind zur Führung 
feſt beſtimmter und erblicher Familien⸗Namen verpflich⸗ 
tet. Sie haben ſich bei Führung ihrer Handelsbücher 
entweder der deutſchen oder der ſonſtigen, unter der Be— 
völkerung ihres Wohnorts üblichen Landesſprache und 
deutſcher oder lateiniſcher Schriftzüge zu bedienen. 
Handlungsbücher, in welchen gegen dieſe Vorſchrift ver— 
ſtoßen iſt, haben für den Juden keine Beweiskraft. 


zu J 138 der Breslauer Zeitung. 


Donnerstag den 12. Juni 1842. 


ſen Vorſchriften entgegen, eine Trauung zwiſchen einer 
fremden Jüdin und einem inländiſchen Juden oder zwi⸗ 
ſchen einem ausländiſchen Juden und einer inländiſchen 
Jüdin vollzieht, verfällt in die § 40 angedrohte Strafe. 

$ 42. (Niederlaſſung und Aufenthalt 
fremder Juden.) Zur Niederlaſſung ausländiſcher 
Juden bedarf es vor Ertheilung der Naturaliſations⸗ 
Urkunde der Genehmigung des Miniſters des Innern. 
— Ausländiſche Juden dürfen ohne eine gleiche Ge⸗ 
nehmigung weder als Rabbiner und Synagogen-Be⸗ 
amte, noch als Gewerbs-Gehülfen, Geſellen, Lehrlinge 
oder Dienſtboten angenommen werden. Die Ueberſchrei⸗ 
tung dieſes Verbots zieht gegen die betreffenden Inlän⸗ 
der und den fremden Juden, gegen letzteren, ſofern er 
ſich bereits länger als 6 Wochen in den dieſſeitigen 
Staaten aufgehalten hat, eine fiskaliſche Geldſtrafe von 
20 bis 300 Rthlr. oder verhältnißmäßige Gefängniß⸗ 
ſtrafe nach ſich. — Fremden Juden iſt der Eintritt in 
das Land zur Durchreiſe und zum Betrieb erlaubter 
Handelsgeſchäfte nach näherem Inhalt der darüber bes 
ſtehenden polizeilichen Vorſchriften geſtattet. In Betreff 
der Handwerksgeſellen bewendet es jedoch bei den Be⸗ 
ſtimmungen der Ordre vom 14. Oktober 1838 (Ge⸗ 
fegf. S. 503) und den mit auswärtigen Staaten be 
ſonders geſchloſſenen Verträgen. 
S 43. (Schuldverhältniſſe und beſondere 
Abgaben.) Die über die Schuldverhältniffe einzelner jü⸗ 
diſcher Corporationen ergangenen Vorſchriften und beſon⸗ 
ders getroffenen Anordnungen bleiben bis zur Tilgung die⸗ 
fer Schulden in Kraft. Ueber die Aufhebung und Ablöfung 
der noch beſtehenden perſönlichen Abgaben und Leiſtungen der 
Juden an Kämmereien, Grundherren, Inſtitute ꝛc., bei denen 
es zur Zeit fein Bewenden behält, wird weitere Be— 
ſtimmung vorbehalten. 

Abſchnitt II., f 
betreffend die Verhältniſſe der Juden im 
Großherzogthum Poſen. ö 

'$ 44. (Judenſchaften.) Die Vorſchriften des 
Abſchnitts J. 85 2 bis 14 wegen Bildung von Juden: 
ſchaften finden auf das Großherzogthum Poſen, woſelbſt 
den Juden bereits Corporationsrechte geſetzlich beigelegt 


Bei Abfaſſung von Verträgen und rechtlichen Willens | find, mit folgender Maßgabe Anwendung: 


Erklärungen, wie bei allen vorkommenden ſchriftlichen 
Verhandlungen, iſt ihnen nur der Gebrauch der deut⸗ 
ſchen oder einer anderen lebenden Sprache und deut⸗ 
ſcher oder lateiniſcher Schriftzüge geſtattet. Im Ue⸗ 
bertretungsfall trifft ſie eine fiskaliſche Geldſtrafe von 
50 Rthlrn, oder ſechswöchentliches Gefängniß. 

$ 39. (Zeugen-Eid.) Was die Verpflichtung 
zur Ablegung eidlicher Zeugniſſe und die dieſen Zeug⸗ 
niſſen beizulegende Glaubwürdigkeit betrifft, ſo findet 
ſowohl in Civil⸗ als Kriminal⸗Sachen zwiſchen den Ju⸗ 
den und Unſeren übrigen Unterthanen kein Unter⸗ 
ſchied ſtatt. 8 aim 

$ 40. (Ehe zwiſchen Juden.) So lange ein 
Anderes nicht verordnet wird, vertritt unter Juden die 
Zuſammenkunft unter dem Trauhimmel und das feier⸗ 
liche Anſtecken des Ringes die Stelle der Trauung; 
das Aufgebot erfolgt durch Bekanntmachung in der 
Synagoge. Der die Trauung vollziehende Jude iſt ver⸗ 
pflichtet, zu prüfen, ob derſelben ein geſetzliches Hinder⸗ 
niß entgegenſteht und, inſoweit von ihm hierbei den 


1) Die Regierungen ſind ermächtigt, Ortſchaften, 
welche bisher zu keiner beſtimmten Judenſchaft 
gehört haben, nach näherer Vorſchrift des § 2 
einer ſolchen einzuverleiben. 
Die nach §§ 5 bis 7 der Verordnung vom 
1. Juni 1833 eingeſetzte Verwaltungs-Behörde 
bildet den Vorſtand der Judenſchaft. 
Zur Aufnahme von Schulden, zur Anſtellung 
von Prozeſſen und zur Abſchließung von Ver⸗ 
gleichen über Gerechtſame der Corporationen oder 
über die Subſtanz des Vermögens der Juden⸗ 
ſchaft, wie zur Aufſtellung des Verwaltungs⸗Etats 
und zu außeretatsmäßigen Ausgaben, iſt die Ge⸗ 
nehmigung der Regierung erforderlich. 

$ 45. (Kultus: und Schulweſen. Armen: 
und Krankenpflege ic.) Desgleichen finden die 
Vorſchriften der 56 16 bis 34 Abſchnitt I. über das 
Kultusweſen, über die Armen⸗ und Krankenpflege, fo 
wie über die Schul⸗Angelegenheiten und wegen der Vor: 
bereitung jüdiſcher Knaben zu einem nützlichen Berufe 


2) 


3) 


beſtehenden Vorſchriften zuwidergehandelt wird, verfällt auch hier Anwendung. Diejenigen jüdiſchen Schulen, 
derſelbe in 50 Rthlr. fiskaliſche Geld- oder 6 wöchent- welche nach § 10 der Verordnung vom 1. Juni 1833 
liche Gefängnißſtrafe. Für den Fall, daß vorhandene als öffentliche jüdiſche Schulen errichtet worden ſind, 
Ehe⸗Hinderniſſe ihm vor der Trauung bekannt geweſen] bleiben als ſolche beſtehen, fo lange nicht eine ander⸗ 


ſind, wird dieſe Strafe verdoppelt. — In den zum 
Bezirk des Ober⸗Appellationsgerichts zu Köln gehörigen 
Landestheilen bewendet es bei den über das Aufgebot 
und die Vollziehung der Ehe geſetzlich vorgeſchriebenen 
Förmlichkeiten. 

$ 41. Ausländiſche Jüdinnen erlangen durch die 
Verheirathung mit inländiſchen Juden die Rechte, welche 
das gegenwärtige Geſetz giebt, jedoch nur auf vorgän⸗ 
gigen Nachweis darüber, daß die Verheirathung dies⸗ 


ſeitiger Jüdinnen mit Juden des betreffenden Auslands 


dort ebenfalls geſetzlich zugelaffen iſt. Bis dahin iſt 
die Trauung unterſagt. Die ausnahmsweiſe Geſtattung 
des Aufenthalts im Inlande vor Führung dieſes Nach⸗ 
weiſes hängt von der Genehmigung des Miniſters des 
Innern ab. — Die Trauung eines ausländiſchen Ju⸗ 
den mit einer Inländerin darf nur dann erfolgen, wenn 
neben den durch die beſtehenden Geſetze bereits vorge⸗ 
ſchriebenen Erforderniſſen auch noch zuvor ein gehörig 
beglaubigtes Atteſt der Orts-Obrigkeit feiner Heimath 
beigebracht und der Polizei⸗Obrigkeit des Wohnorts der 
inländiſchen Jüdin vorgelegt worden, nach welchem es 
ihm, ſeinen Landesgeſetzen zufolge, erlaubt iſt, eine gül⸗ 
tige Ehe mit der namentlich zu bezeichnenden Braut 
in dieſſeitigen Landen zu ſchließen, ſo daß bei ſeiner 
Rückkehr in die Heimath der dortigen Mitaufnahme 
feiner Ehefrau und der in der Ehe etwa erzeugten Kin⸗ 
der nichts im Wege ſteht. — Der Jude, welcher, die⸗ 


weitige Einrichtung von den Regierungen für nothwen⸗ 
dig erachtet wird. 

$ 46. Die bisherige Unterſcheidung der jüdiſchen 
Bevölkerung des Großherzogthums Poſen in naturali⸗ 
ſirte und nichtnaturaliſirte Juden, ſo wie die daraus 
hervorgehende Verſchiedenheit der Rechte beider Klaſſen, 
bleibt zur Zeit noch beſtehen. 


$ 47. (Naturaliſirte Juden.) Zu den all⸗ 
gemeinen Erforderniſſen der Naturaliſation gehört: 

1) ein feſter Wohnſitz innerhalb des Großherzog⸗ 

thums Poſen, 

2) völlige Unbeſcholtenheit des Lebenswandels, 

3) die Fähigkeit und Verpflichtung, ſich in allen 
öffentlichen Angelegenheiten, Willens⸗Erklärungen, 
Rechnungen und dergleichen ausſchließlich der 
deutſchen Sprache zu bedienen. Von dieſem Er⸗ 
forderniß kann der Ober-Präſident auf den An⸗ 
trag der Regierung dispenſiren, 

4) die Annahme eines beſtimmten Familien⸗Namens. 

$ 48. Unter dieſen Vorausſetzungen follen in die 
Klaſſe der naturaliſirten Juden nur diejenigen aufge⸗ 
nommen werden, welche den Nachweis führen, daß ſie 
entweder 

einer Wiſſenſchaft oder Kunſt ſich gewidmet haben, 

und ſolche dergeſtalt betreiben, daß ſie von ihrem 
Ertrage ſich erhalten können, 
oder ein ländliches, Grundſtück von dem Umfange 


beſitzen und ſelbſt bewirthſchaften, daß daſſelbe 
ihnen und ihrer Familie den hinreichenden Unter⸗ 
halt ſichert, 
oder in einer Stadt ein nahrhaftes ſtehendes Ge⸗ 
werbe mit einiger Auszeichnung betreiben, 2 
oder in einer Stadt ein Grundſtück von wenigſtens 
2000 Rthlr. an Werth ſchuldenfrei und eigen: 
thümlich beſitzen, 
oder daß ihnen ein Kapital⸗Vermögen von wenigſtens 
5000 Rehlr. eigenthümlich gehört, 
oder daß ſie ihrer Heerespflicht als einjährige Frei⸗ 
willige, reſp. durch dreijährigen Dienſt wirklich 
genügt und gute Führungs⸗Atteſte erhalten, 
oder durch patriotiſche Handlungen ein beſonderes 
Verdienſt um den Staat ſich erworben haben, 
oder endlich diejenigen, welche aus anderen Provin⸗ 
zen Unſerer Monarchie ihren Wohnſitz in das 
Großherzogthum Poſen verlegen. 
§ 49. Die Juden, welche den im § 48 verlang⸗ 
ten Nachweis führen, ſollen von der Regierung des 
Bezirks, in welchem fie wohnen, mit Naturaliſations⸗ 
Patenten verſehen werden. 


$ 50, Ehefrauen nehmen an den Rechten, welche 
ihre Ehemänner durch die Naturaliſation erlangt haben, 
Theil. Dieſe Rechte verbleiben ihnen auch nach Auf⸗ 
löſung der Ehe bis zur etwa eintretenden Verheirathung 
mit einem nicht naturaliſirten Juden. Geſchie dene, fir 
den ſchuldigen Theil erklärte Ehefrauen verlieren die le⸗ 
diglich durch ihre Verheirathung erworbenen Rechte der 
Naturaliſation. f 

$ 51. (Nicht naturaliſirte Juden.) Die 
mit der Naturaliſation verbundenen Rechte gehen ohne 
Weiteres verloren, wenn der Richter gegen einen natu⸗ 
raliſirten Juden auf Verluſt der National-Kokarde er⸗ 
kannt hat. Außerdem können jene Rechte der Natura⸗ 
liſation durch Plenarbeſchluß der Regierung entzogen 
werden, ſobald das Naturaliſations⸗Patent auf Grund 
wider beſſeres Wiſſen gemachter unrichtiger Angaben er⸗ 
langt iſt, desgleichen in allen denjenigen Fällen, in wel⸗ 
chen nach §§ 16 und 20 der revidirten Städte-Ordnung 
vom 17. März 1831 das Bürgerrecht entzogen wer⸗ 
den muß oder von den Stadtbehörden entzogen wer⸗ 
den kann. Gegen das die Entziehung feſtſetzende Re⸗ 
ſolut det Regierung iſt der Rekurs an den Miniſter 
des Innern zuläffig, derſelbe muß jedoch binnen einer 
10tägigen präkluſiviſchen Friſt nach Eröffnung des Ne: 
ſoluts bei der Regierung angemeldet werden. 

§ 52. Ueber diejenigen jüdiſchen Einwohner der 

Provinz Poſen, welche ſich zur Aufnahme in die Klaſſe 
der Naturaliſirten noch nicht eignen, ſind, wie bisher, 
vollſtändige Verzeichniſſe zu führen. 
§ 53. Auf den Grund derſelben iſt von der Orts⸗ 
Polizeibehörde jedem Familien⸗Vater oder einzelnen voll⸗ 
jährigen und ſelbſtſtändigen Juden ein mit der Num⸗ 
mer des Verzeichniſſes verſehenes Certifikat zu ertheilen, 
welches, inſofern es Familien umfaßt, die Namen der 
ſämmtlichen Mitglieder derſelben enthalten muß und 
nach der jährlichen Reviſion mit einem Viſa verſehen 
oder berichtigt wird. 3 

§ 54. Alle noch nicht naturaliſirten mit Eertifi⸗ 
katen verſehenen Juden find folgenden beſonderen Be: 
ſchränkungen unterworfen: 

a) Vor zurückgelegtem 24ſten Jahre iſt ihnen die 
Schließung einer Ehe, wenn nicht der Ober⸗ 
Präſident in dringenden Fällen dazu beſondere 
Erlaubniß ertheilt hat, nicht zu geſtatten. 

p) Sie füllen ihren Wohnſitz in der Regel und, mit 
Ausnahme der weiter unten unter c, angegebenen 


Fälle, nur in Städten nehmen. Zu Gewinnung 


des ſtädtiſchen Bürgerrechts ſind ſie nicht fähig. 

e) Auf dem Lande dürfen fie nur dann ihren Wohn: 
fig nehmen, wenn fie entweder einen Bauerhof 
erwerben oder pachten und bdenfeiben ſelbſt ber 
wirthſchaften, oder wenn fie ſich bei ländlichen 
Grundbeſitzern als Dienſtboten oder zum Betriebe 
einzelner Zweige des landwirthſchaftlichen Ger 
werbes, z. B. als Brenner oder Brauer, ver⸗ 
miethen; x 

d) das Schankgewerbe darf ihnen nur auf den Grund 
eines beſonderen Gutachtens der Orts-Pol'zeibe⸗ 
hörde hinſichts ihrer perſönlichen Qualifikation 
von der Regitrung, jedoch niemals auf dem 
Lande, geftattet werden. Der Einkauf und Ver: 
kauf im Umherziehen iſt ihnen undedingt unter⸗ 


ſagt; ! 

e) Darlehnsgeſchäfte dürfen fie nur gegen gerichtlich 
aufgenommene Schuld⸗ Urkunde, bei Strafe der 
Ungültigkeit, abſchließen; 

Schuld⸗Anſprüche derſelben für verkaufte berau⸗ 
ſchende Getränke haben keine rechtliche Gül⸗ 
tigkeit. b 
55. Zu ihrer Verheirathung bedürfen nicht na⸗ 
turaliſicte Juden eines Trauſcheins, der ihnen von Geiz 
ten des Landraths ſtempel⸗ und koſtenfrei ertheilt wer⸗ 
den ſoll, ſobald ſie ſich darüder ausweiſen, daß ſie das 
24ſte Lebensjahr erreicht haben, oder die Dispensation 


1 


des Ober Präfideriten von dieſer Beſchränkung bei⸗ 


bringen. N 
5 56. Von den im Abſchnitt I. in Betreff der 
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bürgerlichen Verhältniſſe der Juden gettoffenen Beſtim⸗ 
ar finden diejenigen des g 

$ 35 wegen Zulaſſung zu unmittelbaren und mittel: 

baren Staats-, Kommunal: und akademiſchen 
Lehr-Aemtern ꝛc. und des 

§ 37 wegen des Gewerbedetriebes 
auf die naturaliſirten Juden des Großherzogthums Po⸗ 
ſen, dagegen die Beſtimmungen der 

§ 36 wegen der ſtändiſchen Rechte, des Pa:ronats ꝛc., 
wegen der Familjen⸗Namen, Führung der Han⸗ 
delsbücher ꝛc., A 
wegen der jüdiſchen Zeugen = Eide, 
wegen der bei Trauungen unter den Juden zu 
beobachtenden Vorſchriften, 
wegen der Ehen zwiſchen inländiſchen und 
fremden Juden, g 
wegen der Niederlaſſung und des Aufenthalts 
fremder Juden, 8 
auf alle dortigen Juden Anwendung. 

$ 57. Die naturaliſirten Juden bedürfen, behufs 
ihrer Ueberſiedelung aus dem Großherzogthum Poſen in 
eine andere Pro oinz Unſerer Monarchiz, künftig nicht 
mehr einer beſondeten Genehmigung Unſeres Miniſters 
des Innern. Dagegen bleiben die bisherigen Beſchrän⸗ 
kungen in Betreff des Umzugs der nicht naturaliſirten 
Juden in andere Provinzen und ihres zeitweiſen Aufent⸗ 
halts daſelbſt beſtehen. N 

§ 58. In Betreff der Schulden der jüdiſchen Kor⸗ 
porationen und deren Tilgung, wie hinſichtlich der Ver⸗ 
beindlichkeit zur Ablöſung der Korporations⸗Verpflichtung, 
verbleibt es überall bei den beſtehenden Vorſchriſten und 
Anordnungen. Das feſtgeſtellte Ablöſungs⸗Kapital kann 
von den Regierungen im Wege der adminiſtrativen 
Exekution beigetriebin werden. 

$ 59. (Allgemeine Beſtimmungen.) In 
Betreff der Perſonenſtands⸗Regiſter find die beſtehenden 
Verordnungen in Anwendung zu bringen. 

$ 60. Alle von den vorſtehenden, im Abſchnitt 1. 
und II. enthaltenen Beſtimmungen abweichenden allge⸗ 
meinen und befonderen Geſetze werden hiermit außer 
Kraft geſetzt. 

$ 61. Unſere Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angeles 
genheiten und des Innern haben wegen Ausführung 
dieſer Verordnung das Erforderliche zu veranlaſſen. 

Gegeben den N 


— — 


§ 38 
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Sitzung der vereinigten Kurien am 11. Juni. 
(Schluß.) 

Marſchall: Wir kommen nun zu der zweiten der 
vorhin angedeuteten Fragen und zuvor zu den Bemer⸗ 
kungen, die noch darüber erforderlich ſein könnten. Es 
hat in dieſer Beziehung der Referent das Wort. 

Referent von Marwitz: Der königl. Herr Kom⸗ 
miſſar hat eine zweite Frage in Bezug auf das Prin⸗ 
zip vorgeſchlagen. Wenn einmal darüber abgeſtimmt 
werden ſoll, ſo geſtatte ich mir dieſe zweite Frage noch 
etwas allgemeiner zu formuliren, und zwar dahin: 
„Erklärt ſich die Verſammlung mit dem Prinzip der 
Aufhebung der Mahl- und Schlachtſteuer und Erſetzung 
derſelben durch eine direkte Steuer einverſtanden.“ Es 
iſt der Unterſchied nur der, daß dieſe Frage, welche frü⸗ 
her auf die Einkommenſteuer gerichtet war, jetzt allge⸗ 
meiner auf eine direkte Steuer gerichtet iſt. Ich werde 
zunächſt fragen, ob der königl. Herr Kommiſſar damit 
einverſtanden iſt. 

Abgeordn. Freih. von Vin cke: Ich wollte mir zu⸗ 
nächſt die Bemerkung erlauben, daß die Frageſtellung 
des Herrn Referenten mir weſentlich verſchieden zu ſein 
ſcheint von der des königl. Kommiſſars. Es iſt die 
Frage von dem Referenten vorgelegt worden, ob ſich 
die Verſammlung mit dem Prinzip der Mahl- und 
Schlachtſteuer und dem Erſatze derſelben durch eine di⸗ 
rekte Steuer einverſtanden erkläre? Das würde, wenn 
man ſich an die Worte hielte, meiner Anſicht nach, 
dazu führen, daß die Steuer nur in den Städten er⸗ 
hoben würde, welche die Mahl- und Schlachtſteuer bis⸗ 
her hatten. Mindeſtens könnte es fo verſtanden wer⸗ 
den. Soll die Frageſtellung in dem Sinne des Herrn 
Kommiſſars, die allerdings“ ſpezieller war, beibehalten 
werden, ſo möchte ich mir erſt eine nähere Interpreta⸗ 
tion von Seiten des Herrn Landtags-Kommiſſars er⸗ 


bitten, was darunter verſtanden werden ſoll. Soll un⸗ 


ter der Einkommenſteuer verſtanden werden, daß alle 
direkten Steuern, die Grund- und Gewerbeſteuer, mit 
in dieſer Steuer begriffen werden, ſo würde ich ſie be⸗ 
jahen; iſt das nicht der Fall, fo würde ich ſie vernei⸗ 
nen. Alſo bitte ich erſt, uns aufzuklären, ob die di⸗ 
rekte Steuer, welche an die Stelle der Schlacht⸗ und Mahl⸗ 
ſteuer treten ſoll, diejenige ſein ſoll, die hier in dem Ge⸗ 
ſetze vorgeſchlagen iſt, oder ſoll ſie in dem Sinne, wie 
ich fie bevorwortet habe, die einzige Steuer fein, die 
an die Stelle der Klaſſen-, Grund = und Gewerbeſteuer 
tritt? Darüber bitte ich mich erſt zu belehren. 
Landtags⸗Kommiſſar: Ich habe mich in die 
Frageſtellung eigentlich nicht zu miſchen, deshalb auch 
der Verſammlung nur einen Vorſchlag gemacht, deſſen 
Annahme oder Nichtannahme ich lediglich anheimſtelle. 
Was aber die Frage, die der geehrte Deputirte der 
Grafſchaft Mark an mich gerichtet hat, betrifft, ſo 


erreicht werden ſollte, nämlich eine praktiſche 


kann 15 fie ganz einfach dahin beantworten, daß es 
nicht meine Abſicht geweſen iſt, darüber die Meinung 
der hohen Verſammlung zu vernehmen, ob ſie an die 
Stelle ſämmtlicher direkten Steuern eine Einkommen 
ſteuer treten laſſen wolle. Ich halte ein ſolches Pro 
jekt für fo weit ausſehend, daß es durch feine Unaus⸗ 
führbarkeit in ſich zerfallen müßte. Unſere direkten Stew 
ern tragen ungefähr 23 Millionen Rthlr. ein, die jebt 
proponirte Einkommenſteuer ift auf etwas über 32 E 
lionen veranſchlagt. Wenn daher ſämmtliche direkte 
Steuern durch eine Einkommenſteuer erſetzt werden 
ſollten, ſo würden ſtatt 2 reſp. 3 pCt. des Einkom⸗ 
mens alsdann 14 reſp. 21 pCt. erhoben werden mul? 
ſen. Ein ſolcher Vorſchlag würde eine ſo totale Ver⸗ 
änderung in unſerem Steuer = Verhältniß begre fen, 
daß ich davon keinen reelen Erfolg ſehe. Der Vor 
ſchlag, welcher von der Regierung ausgegangen iſt, 
und der in feinen Details, wie die Abſtimmung erge⸗ 
ben, die zureichende Unterſtützung in der Verſammlung 
nicht gefunden hat, ging von der Anſicht aus, daß 
eine Steuer, die, wie die Mahl- und Schlachtſteuer, 
wenigſtens mehr als andere auf den unteren olks⸗ 
klaſſen haftet, durch eine Steuer erſetzt werden ſoll 
welche vorzugsweiſe die wohthabenderen Klaſſen LE" ° 
Die Mahl- und Schlachtſteuer ſtammt aus einer Zeit 
der finanziellen Bedrängniß her, und ich glaube, daß 
nür dieſe es hat motiviren können, die ſtädtiſche Aceiſe, 
wie ſie in den älteren Provinzen beſtand, modifizirt 
und vereinfacht auf die größeren und mittleren Städte 
des ganzen Staates zu übertragen. Ich habe nie be' 
zweifelt, daß ein Zeitraum von 27 Jahren in vie r 
Beziehung mit dieſer Steuer ausgeſöhnt hat, daß ſich 
die Verhältniſſe ihr angepaßt haben; mehr aber, als ich 
es erwartet, hat ſich die hohe Verſammlung in dieſem 
Sinne ausgeſprochen, indem namentlich die meiften Ver 
treter der größeren, fo wie auch viele der mittleren 
Städte ſich für Beibehaltung der Mahl- und Schlacht 
ſteuer erklärt haben. Nichtsdeſtoweniger habe 
perſönlich die Ueberzeugung, daß die ärmere Klaſſe 
durch die Mahl⸗ und Schlachtſteuer haͤrter getroffeh 
wird, als durch die Klaſſenſteuer, und daß es gers 


— 


then bleibt, auf die Abſchaffung einer Steuer Hinzl 


wirken, welche auf den unentbehrlichſten Leben 
mitteln ruht und daher ſtets eine gehäſſige Steu 
bleiben wird, eine Steuer, welche das einzige not 
übrige Hemmniß des inneren Verkehrs der Monarchie 
bildet, welche die Immorälität des Schmuggelns, die 
wir leider an den Gränzen des Zollvereins noch wer 
den dulden müſſen, auch in das Innere des Landes 
verpflanzt. Nach dem Voto der hohen Verſammlung 
muß ich annehmen, daß der Zeitpunkt ihrer Aufhebung 
noch nicht gekommen ſei; für wünſchenswerth aber halte 
ich es allerdings, daß dieſelbe ſich darüber ausſpreche! 
ob dieſe Steuer ſeiner Zeit vertauſcht werden moge 
mit einer Einkommenſteuer, welche die wohlhabende 
Klaſſen nach Verhältniß ihrer Beitragsfähigkeit 

— Nur in dieſem Sinne habe ich mich für eine zien? 
Frageſtellung ausgeſprochen, ohne indeſſen Ihrer Ent 
ſchließung vorgreifen zu wollen. 

Graf Arnim: Nach der erfolgten Abſtimmung 
über die bisher zur Diskuſſion geſtellte Frage wi“ 
uns auch die Abſtimmung über die Frage, die r 
tens des königlichen Kommiſſars geſtellt iſt, wie 1 
aus deſſen eigenen Worten vernehme, immer I. 
jetzt nicht zu dem Zweck, zu dem Ziele führe 
das, wie ich glaube, uns Allen als wünsche 
werth vorſchwebt. Wir werden bis zu einer Zeit, 
ein anderes Geſetz auf Grund der Prinzipien, 2 
wir heute ausgeſprochen haben, dem Landtage a 
legt werden kann, dasjenige nicht erreichen, was uf 
in gewiſſer Weiſe durch den vorliegenden Ge 


rung an das Ziel, was wir gewiß Alle als das hr 
tige einer Steuer⸗Geſetzgebung anerkennen, welche 
Steuer fähigkeit als die Grundlage hinſtenſ rin⸗ 
Steuer laſt, für die Beſteuerung. Ueber Dr 
zip bedarf es, a0 ich, keiner Diskuſſton z uns Allen 
nigſten einer Abſtimmung; denn es iſt geche Anwen⸗ 
als richtig gegenwärtig. Seine pee Schwierigkeit, um 
dung und Ausführung iſt die achdem eine bereits 
deren Löſung es ſich handelt, und usgearbeitete Einkom⸗ 
in ihren Grundlagen vollkommen aklang gefunden hat, 
111 
um zum Geſe ei ü a 

2 — Zukunft überlaffen ie Wa an nn 
völlig modifizirten V 115 vorzubereiten, dahin, wie 0 
langen zu laſſen. edentlich alle Amendements, die wir in 
99 85 re vernommen haben. Ich glaube nun, 
een Bas, wonach die Steuerfähigkeit der 


daß dieſer Grun 5 in 
die Beſteuerung fein ſoll, nicht allein 1 
Nußſtor ka lachtſteuerpflichtigen Städten jetzt noch nicht 


Lund sch noch ni 
me ele Geltung erfahten hat, ſondern daß Dieflbe e 


ee noch höherem Maße auch in den klaſſenſteutar 
tigen Ortſchaften, in den kleinen Städten un 1911 
dem platten Lande der vollen Geltung entbehrt. 1 5 
ich gegen den Vorſchlag der Regierung eftimmt 
fo. iſt, neben anderen Gründen, fuͤr mi auch u, 15 
tend geweſen, daß, wenn einmal das ganze Land 
neue und, wie wir nicht verkennen kennen, eine 
Art der Erhebung unwillkommene Steuer ut nur 
foll, ein größerer Zeck erreicht werden muß, als 


handelt, jedenfalls etwas Größeres erreicht werden. Ich 
be den Vortheil, den man den Klaſſenſteuerpflichtigen 
hat bieten wollen, nicht als genügend anerkennen können; 
der bloße Wegfall der dritten Perſon in den Haushal⸗ 


tungen, die die Kopffteuer zahlen, ſcheint mir zu uner⸗ 


heblich. Ich glaube, wenn wir wünſchen, daß die wohl: 
habenderen Klaſſen eine ſtärkere Beſteuerung überneh⸗ 
men, wir dann auch wünſchen müſſen, daß gerade den 
ärmeren alen der klaſſenſteuerpflichtigen Bevölkerung 
eine größere Erleichterung zu Theil werde, als diejenige, 
welche in dem Geſetz⸗ Entwurf beabſichtigt wird. Es 
giebt nun zwei Wege, eine höhere, direkte Beſteuerung 
der wohlhabenderen Klaſſen zum Nutzen und zur Er⸗ 
leichterung der ärmeren Klaſſen herbeizuführen; der eine 
ſt der der Einkommenſteuer, unter welcher man nichts 
Anderes verſtehen kann, als eine Steuer, die jedes ein⸗ 
zelne Individuum nach ſeinem Einkommen trifft; 
ob die Abſchätzung von ihm ſelbſt oder von der Behörde 
Wente das iſt eine Modifikation der Einkommenſteuer. 
Wenn wir aber von einer Klaſſifikation der Einwohner 
nach dem Vermögen und von einer Beſteuerung der 
Klaſſen nach verſchiedenen Stufen und Merkmalen des 
ermögenszuſtandes ſprechen, ſo nennt man dies keine 
inkommenſteuer, ſondern, zur Unterſcheidung von die⸗ 
fer, eine Klaſſenſteuer. — Eine ſolche höhere Klaſſen⸗ 
euer würde der andere Weg ſein, der eingeſchlagen wer⸗ 
den könnte, um eine Erleichterung der ärmeren und eine 
ärkere Heranziehung der höheren Klaſſen zu bewirken. 
elchen don beiden Wegen die Regierung verfolgen kann 
und darf, mit Zuſtimmung des Landes, iſt eine Frage, 
die, ich geſtehe es, mir für jetzt ſchwer zu beantworten zu 
ſein ſcheint. Ich will aber durch dies Urtheil nicht 
vorgreifen, ich halte aber die Beantwortung deshalb für 
ſchwer, weil alle diejenigen, die meiner Anſicht beipflich⸗ 
ten, daß dieſe Einkommenſteuer jedenfalls anders erreicht 
werden müßte, als fie durch dieſes Geſetz erreicht werden 
würde, nicht eher für eine Einkommenſteuer ſich aus⸗ 
ſprechen würden, als bis ſie wiſſen, wie viel durch die⸗ 
ſes Opfer für das Land erreicht wird und namentlich 
auch für die kleineren Städte und für das platte Land. 
Ich glaube alſo, daß dies in ſeinen Reſultaten mit dem 
zuſammenfällt, was der königliche Herr Kommiſſar ſelbſt 
gusgeſprochen hat, nämlich: daß er in der Werle 
tung jener Frage nur für die Zukunft eine Direktion 
erkennen könnte, daß aber aus ſolcher Beantwortung der 
rage für den Augenblick kein praktiſcher Erfolg zu er⸗ 


dielen fein wird. Ichsleugne aber auch nicht, daß gerade 


aus dem Grunde, den das geehrte Mitglied aus Weſt⸗ 
En geltend gemacht hat, es wohl der allgemeine 
unſch iſt, daß wir dem Lande in dieſer Zeit der Noth 
durch wirkliche faktiſche Erleichterung der ärmeren Klaſ⸗ 
en nützlich werden mögen. Ich erlaube mir daher, 
nicht fürchtend, durch einen ſolchen Vorſchlag die Ge⸗ 
duld der Ver ammlung zu ermüden, einen ſolchen we⸗ 
nigſtens der Beurtheilung derſelben anheim zu geben. — 
Ich glaube, daß ſchon bis zu dem Zeitpunkte, wo die 
Regierung dem wiedervereinigten Landtage ein Geſetz 
vorlegen könnte, ſei es in der 9 8 der Einkommen⸗ 
euer, ſei es im Gebiete der Klaſſenſteuer oder in wel⸗ 
er Richtung nach dem Prinzip der größeren Steuer⸗ 
usgleichung ſie ſonſt wolle, es ſchon möglich ſein wür⸗ 
e, wenigſtens die ärmeren Klaſſen in der Weiſe zu er⸗ 
leichtern, daß die 1Ite und 12te Klaſſenſteuerſtufe eine 
Erleichterung erführe. Dieſe IIte und 12te Stufe bringt 
zuſammen die Summe von ungefähr 3 Millionen Tha⸗ 
ler auf, die beiden höchſten Klaſſen, die ſich in der Denk⸗ 
ſchrift Seite 19 bezeichnet finden und welche die ſechs 
erſten Stufen in ſich begreifen, bringen enen 
1,469,000 Rthlr, auf, alſo ungefähr 1% Millionen. 
ch glaube, es könnte, nachdem der Landtag das Ein⸗ 
ommenſteuer⸗Geſetz nicht angenommen hak, Anklang 
finden, wenn er feine Zuſtimmüng dahin gäbe, 
daß bis zu feiner Wiederberufung proviſoriſch die 
N Klaſſenſteuer der Perſonen, welche in den beiden erſten 
„Klaſſen veranlagt find oder ferner veranlagt werden, 
in der erſten Klaſſe bis zum doppelten Betrage, in 
der zweiten Klaſſe aber um die Hälfte des Steuer⸗ 
betrages, unter gleichzeitiger Einſchiebung mehrerer 
Zwiſchenſtufen, ſowohl in der erſten als in der zwei⸗ 
ten Klaſſe, wie ſie in der Rheinprovinz beſtehen, er⸗ 
höht werde, und zwar zu dem Zweck, um die IIte 
und 12te Steuerſtufe in dem Maße zu erleichtern, 
wie es das Mehraufkommen der beiden erſten Klaſſen 
geſtattet. 
Präktiſch würde ſich die Sache einfach dahin ſtellen: 
die erſte Hauptklaſſe, beſtehend aus drei Stufen, giebt 


jetzt 144 Rthlr., 96 Rthlr. und 48 Rthlr., dies giebt 


r 4386 Haushaltungen die Summe von ungefähr 
00,000 Rehlrn. Mein Vorſchlag geht alſo dahin, hier 
Zwiſchenſtufen einzuſchieben, aber den Geſammtbetrag 


er fo daß der, welcher in der erften Stufe 


Rthlr. zu entrichten hat, künftig 288 Rthlr. zahlt; 

Mar da ab ſollten Zwiſchenſtufen, wie ſie bereits in der 
ihein⸗Provinz von 144 Rthlr, abwärts gehen, einge⸗ 
altet werden. Hierdurch würde ein Mehrbetrag von 
300,000 Rthlrn. erreicht werden. Die zweite Klaſſe be⸗ 
Met die Stufen, welche 24, 18 und 12 Reh. zu zah⸗ 
en haben. Ich würde vorſchlagen, diefe um 50 pCt. 
zu erhöhen, während die erſteren um 100 pEt. er 
Öht worden find, und hier ebenfalls Zwiſchenſtufen eins 
deten zu laſſen. Dies würde bei dem jetzigen Ge⸗ 
ammtbetrage von 1,200,000 Rthlr. ein Mehrertrag 
von 600,000 Rehlr. fein, welche mehr zu erheben wä— 
den. Die Regierung würde alſo, da die Zwiſchenſtufen 
auch eine Erhohung mit ſich führen, 300 und 600 Tau⸗ 
end Thaler, alſo etwa 1 Million, mehr erreichen, und 
efe Million könnte verwandt werden, um die IIte 
a 12te Stufe, welche zufammen nahe an 3 Millio⸗ 
en aufbringen, zu erleichtern, und zwar in einem weit 


Abschaffung der Mahle und Schlachtſteuer; es muß, 


wenn es ſich von der Einführung einer Einkommenſteuer 


größeren Maßſtabe, als in den 
fc t iſt, — Dies 0 


Grunde mache, weil ich glaube, daß er mehr als alle 


übrigen Vorſchläge zur augenblicklichen Erleichterung 
dienen kann. Die mahl⸗ und ſchlachtſteuerpflichtigen 
Städte würden dabei allerdings noch nicht betheiligt 
fein können; indeß ich ſehe kein Hindernſß darin, eine 
proviſoriſche Erleichterung ſeitens des gegenwärtigen 
Landtages zu votiren oder eine geſetzliche Aenderung zu 
treffen. Es muß ihnen überlaſſen bleiben, ob ſie durch 
die Annahme der Klaſſenſteuer in daſſelbe Verhältniß 
treten wollen, wie die klaſſenſteuerpflichtigen Ort⸗ 
ſchaften, oder nicht, oder jede für ſich Erleichterungen 
der ärmſten Klaſſen ermöglichen kann. Ich verkenne 
nicht, daß in meinem Vorſchlage eine gewiſſe Discre⸗ 
tion der Regierung hingegeben wird; ich weiß auch 
nicht, ob dieſer Antrag der Regierung acceptabel er⸗ 
ſcheinen wird; aber es kommt darauf an, zu zeigen, 
daß es dem Landtage Ernſt iſt, auch ſeinerſeits praf- 
tiſch dahin zu wirken, daß das Ziel erſtrebt werde, wel⸗ 
ches das Geſetz vor Augen gehabt hat. Sollte derſelbe 
aus materiellen Gründen Bedenken ſinden, ſo werde ich 
auch die Motive derer, die ihn verneinen, ehren und 
wünſche nur, daß man wenigſtens die Motive, die mich 
dabei geleitet haben, nicht verkennen möge. — Ich ſtelle 
Sr. Durchlaucht die Frage anheim, ob dieſer Vorſchlag 
die nöthige Unterſtützung findet. 

Marſchall: Es fragt ſich, ob der Antrag die ge⸗ 
ſetzlich nothwendige Unterſtützung findet. 

(Findet hinreichende Unterſtützung.) 

Abgeordn. Hanſemann: Meine Herren! Das ver 
ehrte Mitglied aus der Herren-Kurie hat einen Vorſchlag 
gemacht, dahin zielend, daß wenigſtens vorläufig eine 
Erleichterung ſtattfinde. Auch ich wünſche ſehr, daß der 
vereinigte Landtag zu einem Beſchluſſe komme, wodurch 
eine Erleichterung der unteren Volksklaſſen, ſchon vor 
der Zuſammenkunft des nächſten vereinigten Landtages, 
bewirkt würde. Aber der Vorſchlag, wie er gemacht 
worden, ſcheint mir in der That nicht ſo zu ſein, daß 
man darauf eingehen könnte. Er leidet — und das iſt 
die Hauptſache, was ich auszuſetzen finde — daran, daß 
er nur einem Theile der den unteren Volksklaſſen ange⸗ 
hörigen Bevölkerung eine Erleichterung gewährt, und 
dagegen gerade nicht dem Theile, der in mahl⸗ und 
ſchlachtſteuerpflichtigen Städten vorzugsweiſe durch die 
beſtehende Beſteuerung gedrückt wird. Dieſer Umſtand 
veranlaßt mich, noch einige Momente anzuführen, welche 
es durchaus nothwendig machen, daß dei der Reform 
der beiden in Frage ſtehenden Steuern für Stadt und 
Land in gleicher Weiſe verfahren werde, oder mit andes 
ren Worten: es find auch noch einige Motive anzufüh⸗ 
ren, weshalb die Mahl- und Schlachtſteuer nicht nur 
in den kleineren Städten, wie von mehreren Seiten 
beantragt worden iſt, ſondern weshalb ſie überhaupt, 
alſo auch in Berlin, wegfalle. Ehe ich meine Gründe 
für dieſe Anſicht auseinanderſetze, mache ich darauf auf⸗ 
merkſam, daß bei der Annahme des Vorſchlages des 
verehrlichen Mitgliedes der Herren-Kurie der Unterſchied 
in der Beſteuerung der Aermeren und der Reicheren, 
zwiſchen Stadt und Land noch viel größer als jetzt wer⸗ 
den würde, daß die Reichen alsdann zum Einwandern 
in mahl⸗ und ſchlachtſteuerpflichtige Städte noch mehr 
Veranlaſſung haben würden, als es von dem Herrn Ge: 
neral⸗Steuer⸗ Direktor dargeſtellt worden iſt. Sodann 
würde ein gar ſchlimmes Verhältniß entſtehen, wenn die⸗ 
jenigen, die jetzt an Mae pro Kopf 8durchſchnit⸗ 
lich — Kinder und Erwachſene durcheinander gerechnet 
— 5—7½ Sgr. bezahlen, in den unteren Stufen durch 
eine Erleichterung bis auf die Hälfte herabgeſetzt wür⸗ 
den, während in den mahl⸗ und ſchlachtſteuerpflichtigen 
Städten die allerärmſten Menſchen, die pro Kopf 
10 Sgr. und mehr bezahlen, auf dem nämlichen Satze 
ſtehen blieben. — Bei dem vielfachen Lobe, welches von 
mehreren Seiten die Schlacht⸗ und Mahlſteuer hier er⸗ 
fahren hat, habe ich mich lebhaft der Debatten erinnert, 
die ich mit dem Oberbürgermeiſter in Aachen auch dar: 
über gehabt habe. Es ut eine proße Bequemlichkeit für 
die Magiſtrate, wenn eine Steuer, ohne daß die Leute 
es merken, entrichtet wird zur Deckung der Kommunal: 
Bedürfniſſe; es iſt natürlich, daß man nicht gern auf 
Abſchaffung einer ſolchen Steuer eingeht. Aber wenn 
die Steuerpflichtigen es merken, was ſie bezahlen, ſo hat 
das auch ſein Gutes, ſie werden dadurch aufmerkſamer 
auf die Gemeinde- Angelegenheiten und werden ihre 
Bürgerpflichten um ſo beſſer wahrnehmen. Ich halte 
es alſo in dieſer Beziehung nicht für ein Glück, 
wenn ſie nicht bemerken, was ſie zahlen, ſondern ich 
ſehe darin ein Mittel, daß fie ihre Bürgerpflichten we: 
niger in Acht nehmen. Es iſt erwieſen worden, — 
und Jeder von Ihnen kann bei mir es nachſehen, — 
daß die Schlacht⸗ und Mahlſteuer die ganz Armen pro 
Kopf mit circa 10 Sgr. jährlich und diejenigen, die 
ihr Brod mit Handarbeit verdienen müſſen, jährlich pro 
Kopf mit 12 Sgr. bis zu mehr als Einem Thaler trifft, 
alſo für dieſe Leute 3—4mal fo viel, als ſie von der 
Klaſſenſteuer getroffen werden würden. Dies Mißver⸗ 
hältniß kann nicht bleiben. Es iſt für die Mahl: und 
Schlachtſteuer in großen Städten namentlich angeführt, 
man wiſſe nicht, wie fie ihre Kommunal- Bedürfniſſe 
aufbringen ſollten ohne indirekte Steuer. In dieſer 
Beziehung mache ich darauf aufmerkſam, daß der Geſetz⸗ 
Entwurf, deſſen Hauptgrundſatz, die eigene Angabe des 
Einkommens, von der Verſammlung abgelehnt worden 
ift, ſolche Fälle vorbehalten hat, womit die Verſamm⸗ 
lung ſich gewiß einverſtanden erklaren wird. Es hat 


Geſebe Entwurf beab⸗ 
iſt der Vorſchlag, den ich aus dem d 


nämlich das Geſetz schon Seelen dar getroffen, in⸗ 
dem es et, daß mit Genehmigung der Regierung 
in den einzelnen Städten eine Couſumtionsſteuer ein⸗ 
geführt werden kann; es wird alſo nur darauf ankom⸗ 
men, daß dieſe nicht auf die nöthigen Lebensmittel ge⸗ 
legt werde. Es iſt allerdings immer zu wünſchen, daß 
ohne ſolche Steuern die Städte ihre Kommunal Be⸗ 
dürfniſſe beſtreiten könnten; indeſſen das kleinere Uebel 


muß dem größeren Guten weichen. Es läßt ſich nicht 


verkennen, daß größere Städte auch größere Bedürfniſſe 
haben, weil ſie gewiſſermaßen ein Staat im Staate 
ſind. Alſo wird es keinen Anſtand haben, wenn künf⸗ 
tig dergleichen Steuern nothwendig ſind, ſie mit Be⸗ 
willigung der Regierung einführen zu laſſen. Wenn 
— um ein Beiſpiel anzuführen — in Berlin im In⸗ 
tereſſe der Geſundheit die Wegſchaffung der Clogken 
bewirkt werden könnte, ſo wäre dies, nach meiner Mei⸗ 
nung, ein ſo großer Zweck, daß dadurch eine Conſum⸗ 
tions⸗Kommunalſteuer zu rechtfertigen wäre. Ich bin 
alſo der Anſicht, daß vor allen Dingen die Verſamm⸗ 
lung ſich darüber ausſpreche, daß ſie das Prinzip des 
Geſetzes annehme, beſtehend in einer Erleichterung der 
unteren Stufen der Klaſſenſteuer und der Aufhebung 
der Mahl- und Schlachtſteuer, und daß dagegen die 
Einführung der Einkommenſteuer, jedoch ohne fiscalifche 
Einmiſchung in die Familien- und Gewerbs-Verhält⸗ 
niſſe der Sterpflichtigen, ausgeſprochen werde. Es würde 
alſo zuvörderſt der Antraͤg, den mein Freund, der Abs 
geordnete der Ritterſchaft aus Preußen, gemacht hat, 
zur Abſtimmung kommen. Würde dieſer Antrag nicht 
die gehörige Majorität finden, dann würde ich auf mein 
Amendement zurückkommen. Ich gebe aber dem ge⸗ 
nannten Antrage den Vorzug vor dem meinigen, weil 
er noch etwas weiter geht, und das Prinzip der Ein⸗ 
kommenſteuer, auf Einſchätzung, nicht auf Selbſtangabe 
beruhend, klarer ausſpricht, als mein Antrag. 

(Es wird vielſeitig nach Abſtimmung gerufen.) 

Abgeordn. Kuſchke: Ich habe blos zu erklären, 
daß ich allerdings mit dem Prinzip des Geſetzes auch 
einverſtanden bin, auch mit der vom Referenten geſtell⸗ 
ten Frage; es wird aber, nach meiner Anſicht, noch 
hineingeſchaltet werden müſſen, daß die Steuer auch 
durchaus gleichmäßig über das ganze Land vertheilt 
werden müſſe, alſo nicht allein den Städten, ſondern 
auch dem platten Lande aufgelegt werde. 

Abgeordn. von Beckerath: Meine Herren! Ich 
habe zu denjenigen gehört, welche bei der letzten Ab— 
ſtimmung darauf rechneten, daß die früher angekündigte 
Frage ebenfalls und zwar gerade ſo, wie ſie geſtellt 
worden iſt, zur Abſtimmung kommen werde. Ich theile 
alles das, was von dieſer Stelle aus zu Gunſten des 
Prinzips der Einkommenſteuer geſagt worden iſt. 
Wenn ich es nicht ausgeſprochen habe, fo liegt dies 
darin, daß es mein Grundſatz iſt, dieſe Tribüne nicht 
zu beſteigen, wenn Andere vor mir etwas beſſer ſagen, 
als ich es würde ſagen können. Meine Herren! Wenn 
uns kein Herz in der Bruſt ſchlüge für das Elend 
unſerer ärmeren Brüder, das uns namentlich in gegen⸗ 
wärtiger Zeit auf jedem Schritt begegnet, ſo müßten 
wir wenigſtens mit ſtaatsmänniſchem Blick in die Kluft 
hineinſchauen, die ſich immer weiter in der Geſellſchaft 
öffnet und uns zu verſchlingen droht, wenn wir ſie 
nicht im Wege der Geſetzgebung ausfüllen. Wohlan, 
es iſt uns Gelegenheit gegeben, uns darüber auszuſpre⸗ 
chen, ob wir die Mittel und Wege anbahnen wollen, 
welche zu dieſem Zwecke führen. Die preußiſche Re⸗ 
gierung iſt — ich kann das als eine hiſtoriſche Wahr⸗ 
heit bezeichnen — ſtets darauf bedacht geweſen, human 
zu verfahren, die unteren Volksklaſſen zu heben. Ich 
erinnere an die hier ſo oft gerühmte Geſetzgebung von 
1807, welche ohne Mitwirkung von Ständen gegeben 
wurde. Sollen nun bei der erſten Gelegenheit, wo die 
Stände mitzuwirken, wo ſie darüber zu entſcheiden ha⸗ 
ben, ob ein großes, die Erleichterung der unteren Volks⸗ 
klaſſen anbahnendes Prinzip Geltung im Staate erlan⸗ 


gen ſoll oder nicht, ſollen da die Stände ihre Mitwir⸗ 


kung verweigern? Meine Herren! Preußen hat den 
Ruf der Humanität, den Ruf einer edlen Bildung, 
eine große Zahl der gebildetſten, edelſten Männer des 
Volks iſt hier verſammelt, ja dieſe Verſammlung iſt 
die Blüthe des preußiſchen Volksgeiſtes. Soll nun 
über dieſe Blüthe der Gifthauch des Egoismus hinfah⸗ 
ren, bevor ſie noch Früchte getragen hat? Das möge 
nimmermehr gefchehen! — Ich verlange es als einen 
Akt der Gerechtigkeit gegen die Verſammlung, gegen 
jedes einzelne Mitglied, daß die Abſtimmung über die 
Frage, ſo wie ſie angekündigt wurde, erfolge, und ver⸗ 
traue zu ſehr den Geſinnungen des Durchlauchtigſten 
Herrn Marſchalls, als daß ich befürchten müßte, es 
werde dieſer Anforderung nicht Folge gegeben werden. 

(Beifall, und Ruf nach Abſtimmung. Mehrere 
Mitglieder bitten ums Wort.) 

Marſchall: Es ſind noch mehrere Redner ein⸗ 
geſchrieben; es fragt ſich, ob dieſe auf das Wort ver⸗ 
zichten oder nicht. a 

(Mehrere Stimmen: Nein! Nein!), 

Der Abgeordnete von Vincke hat das Wort. 

Abgeordn. von Vincke: Ich wollte mir nur er: 

lauben, mit kurzen Worten das Amendement vorzu⸗ 
tragen, das ich vorhin angekündigt habe. Die Prin⸗ 


1 


zipien habe ich ſchon entwickelt, und obwohl ich die 
wörtliche Faſſung nicht vorgetragen habe, ſo hätte ich 
doch gehofft, daß der geehrte Herr General⸗Steuer⸗Di⸗ 
rektor ſich über dieſe Prinzipien ausſprechen würde. 
Das iſt nun nicht geſchehen, und deshalb muß ich 
darauf verzichten, genau nachweiſen zu können, ob durch 
meinen Vorſchlag der Zweck in Beziehung auf den 
Finanzpunkt erreicht werde. Dazu ſtehen mir in der 
Denkſchrift nicht die nöthigen Materialien zu Gebot, 
und darum war ich ſo kühn, auf den geehrten Herrn 
General⸗Steuer⸗Direktor zu provoziren. Mein Amen⸗ 
dement enthält im Weſentlichen daſſelbe, wie das des 
hochverehrten Mitgliedes der Herren⸗Kurie, es geht nur 
noch etwas weiter und nimmt namentlich auf die Frage 
Bezug, welche uns ganz prinzipaliter zur Beantwor⸗ 
tung vorliegt, nämlich, ob nicht die Mahl- und Schlacht⸗ 
ſteuer in den Städten aufgehoben werden kann. Ich 
habe, ſo ſehr ich auch den Anſichten vollkommen bei⸗ 
pflichte, welche von jenem hochgeehrten Mitgliede vor⸗ 
getragen worden ſind, den Punkt der Erleichterung der 
unterſten Klaſſenſteuerſtufen darum mit Stillſchweigen 
übergangen, weil mir für dieſen Fall noch weniger 
Zahlen zu Gebote ſtanden, um überſehen zu können, 
inwiefern eine ſolche Erleichterung möglich wäre, ohne 
einen Ausfall im Staats⸗Einkommen zur Folge zu ha⸗ 
ben, der durch meinen Vorſchlag nicht vollftändig ge⸗ 
deckt werden würde. Ich bitte alſo, mein Amende⸗ 
ment aus dieſem Geſichtspunkte aufzufaſſen. Es lau⸗ 
tet dahin: 
„Des Königs Majeſtät zu bitten: . 

I) die Mahl: und Schlachtſteuer in den Städten unter 
10,000 Seelen aufzuheben und den übrigen Städten, 
wo dieſelbe noch erhoben wird, zu überlaſſen, an de⸗ 
ren Stelle das etatsmäßige Mahl⸗ und Schlachtſteuer⸗ 
Aufkommen durch eine Einkommenſteuer, nach näherer 
Feſtſetzung, aufzubringen; 


2) die Befreiungen von der Klaſſenſteuer, fo weit fie 

zicht auf Staats Verträgen beruhen oder einzelnen 

Steuerpflichtigen der unterſten Klaſſe zuſtehen, auf⸗ 
zuheben; 

3) bei der Klaſſenſteuer zwiſchen den Sätzen von 24 und 

48 Rthlr. drei Zwiſchenſtufen, mit je 6 Rthlr, 
ſteigend, 


zwiſchen den Sätzen on 18 = “ Rthlr. drei 
wiſche it je 12 r., fteigend, 
5 ard der rl und 44 Rthlr. zwei 
Zwiſchenſtufen, mit je 16 Athlr., ſteigend, a 
und über 144 Rthlr. noch bis zu 500 Rthle. in 
angemeſſenen Zwiſchenräumen von je 24 Rhlr. höhere 
Klaſſen einzuführen, von den durch dieſelben nicht be⸗ 
troffenen Kontribuenten oder Averſionalquanta, nach 
dem Satze von 3 pCt. des Einkommens berechnet, 
u näherer Feſtſetzung des Miniſteriums zahlen zu 
aſſen.“ 

Ich habe nun den letzten Punkt zu erläutern; er 
bezieht ſich auf den Antrag des geehrten Mitgliedes der 
ſchleſiſchen Ritterſchaft, welches ſich vorher für ein Ad⸗ 
jektivum bedankt hat. Dieſes Averſionalquantum ſollte 
nur für die Höchſtvermögenden eintreten, während jedes 
Einkommen bis zu etwa 15,000 Rtl. ſchon durch mei⸗ 
nen Vorſchlag getroffen wird. Dies iſt mein Amende⸗ 
ment, und ich bitte den Herr Marſchall, an die Ver⸗ 
ſammlung die Frage zu richten, ob es die geſetzlich er 
forderliche Unterſtützung findet. 1 

Marſchall: Es iſt zu ermitteln, ob dieſer Vor⸗ 
ſchlag die geſetzliche Unterſtützung findet. 
(Es geſchieht ausreichend.) 

Abgeordn. Graf von Schwerin: Was meine 
Meinung über die Frage betrifft, was für den Au⸗ 
genblick geſchehen könne, um dem Bedürfniſſe der 
unteren Volksklaſſen entgegenzukommen und einen Theil 
der Laſten von ihnen abzuwälzen, ſo erkläre ich mich 
im Weſentlichen ganz einverſtanden mit dem, was ein 
geehrtes Mitglied der Herren⸗Kurie vorher hier ausge⸗ 
führt hat, nur glaube ich, daß noch einige Modifika⸗ 
tionen eintreten müßten in Bezug auf diejenigen, die 
erleichtert werden ſollen. Wenn ich richtig verſtanden 
habe, ſo war beſonders die Rede von der 12ten und 
1iten Steuerſtufe, denen das abgenommen werden ſoll, 
was durch eine höhere Einſchätzung der oberen Stufen 
gewonnen wird. Ich bin der Meinung, daß nicht die 
ganze 12te Steuerſtufe zu erleichtern iſt, denn es be⸗ 
finden ſich darunter z. B. ſämmtliche Dienſtboten, de⸗ 
ren Steuern die Herrſchaften bezahlen. Ferner glaube 
ich aber auch, daß gerade in der 10ten und ten 
Steuerſtufe ſich noch auf dem platten Lande eine große 
Anzahl Leute befinden, die ſehr hart von der Steuer 
getroffen werden, und die ich daher gern mit einge⸗ 
ſchloſſen wünſchte; es gehören dahin beſonders die klei⸗ 
neren Handwerker, die nach dem Geſetze nicht weiter 
heruntergeſetzt werden dürfen, als in die 10te Stufe, 
und diefe trifft die Steuer ſehr hart. Alſo Modiſika⸗ 
tionen müßten eintreten. Ich glaube auch nicht, daß 
es die Abſicht geweſen iſt, daß der Plan ſo bure an⸗ 
genommen werden ſollte, ſondern er ſoll nur eine all⸗ 
gemeine Andeutung enthalten darüber, welcher Weg 
etwa einzuſchlagen wäre, und wenn das richtig iſt, fo 
trete ich dem Amendement meinerſeits vollkommen bei. 

Graf Arnim: Mein Antrag würde ſein, meinen 
Vorſchlag einer proviſoriſchen Maßregel, wie ich ſie be⸗ 
zeichnet habe, der Abtheilung zu üderweiſen, damit die⸗ 
felbe, in Verbindung mit der Verwaltung, noch dem 
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gegenwärtigen Landtage die nöthigen Modifikationen 
vorſchlage, namentlich in Bezug auf die Zwiſchenſtufen 
und in Bezug auf das, was ſo eben von dem geehr⸗ 
ten Abgeordneten der pommerſchen Ritterſchaft bemerkt 
worden iſt, und zwar noch innerhalb der gegenwärtigen 
Anweſenheit des vereinigten Landtags, aus dem Grunde, 
weil ich weiter gehende Vorſchläge nicht für praktiſch 
möglich halte und die anderen Anträge zu keinem au⸗ 
genblicklichen Geldreſultate führen, worauf es mir doch 
hauptſächlich anzukommen ſcheint. In Bezug auf die 
Frageſtellung iſt richtig bemerkt worden, wie ſie geſtellt 
werden kann; ich würde mir nur die Bemerkung er⸗ 
lauben, daß ich von dem Erfolge der Erhöhung der 
Beſteuerung der wohlhabenden Klaſſen die klaſſenſteuer⸗ 
pflichtigen Orte keinesfalls ausgeſchloſſen zu ſehen 
wünſchte, — was bei der vorgeſchlagenen Faſſung der 
Fall ſein würde. Ich wünſchte für die Zukunft das 
Ziel in Stadt und Land zugleich zu erreichen. 

Marſchalls Ich habe zu bemerken, daß es wohl 
nicht möglich ſein wird, heute noch zur Abſtimmung zu 
kommen, was auch für die Frage gilt, die vorhin vor- 
behalten blieb. Die weitere Frageſtellung muß alfo 
zur nächſten Sitzung aufgeſchoben bleiben. 
(Mehrere Mitglieder ſchicken ſich zum Fortgehen an.) 

Die Sitzung iſt damit noch nicht geſchloſſen, in der 
Vorausſicht, daß ſich vielleicht heute noch die verſchie⸗ 
denen Antragſteller über eine Faſſung vereinigen, welche 
den verſchiedenen Wünſchen entſprechen könnte. Die 
nächſte Sitzung wird morgen um 10 Uhr ſtattfinden, 
und die jetzige iſt geſchloſſen. \ 

(Schluß der Sitzung nach 4 Uhr.) 
Sitzung der Kurie der drei Stände am 12. 
g Juni. 

Der Landtags-Marſchall von Rochow eröffnet 
um 2 ½ Uhr die heutige Sitzung. 

Die heute fungirenden Sekretäre ſind die Herren 
Abgeordneten Siegfried und von Waldbott. 

Sekretär von Leipziger trägt zunächſt das über 
die vorletzte, die 29ſte, Sitzung aufgenommene Proto⸗ 
koll vor, welches, da Niemand eine Bemerkung gegen 
daſſelbe zu machen hat, für genehmigt erklärt wird. 

Sodann trägt der Sekretär Naumann das von 
ihm über die geſtrige Seſſion geführte Protokoll vor, 
nach deſſen Genehmigung a 

Der Marſchall äußert: Nach dem Ergebniß der eben 
geſchloſſenen Sitzung der vereinigten Kurien ſind meh⸗ 
rere Petitionen, betreffend das Steuergeſetz, wieder zu⸗ 
rückgegeben worden und müſſen alſo in dieſer Kurie 
zur Berathung kommen. Ich erſuche die ſiebente Ab⸗ 
theilung, die Vorbereitung dieſer Petitionen zur Be⸗ 
rathung zu übernehmen, und werde dieſelben, ſobald 
ſie an mich gelangt ſind, ſogleich der Abtheilung zu⸗ 
weiſen. N, 

Eingegangen ift ein Beſchluß der Herren- Kurie, 
betreffend die allergnädigſte Bitte um Abänderung des 
Reglements. Ich überweiſe denſelben der vierten Ab⸗ 
theilung. \ | 

Marſchall: Schon geſtern habe ich bei Ankün⸗ 
digung der Tagesordnung erwähnt, daß unter den vor⸗ 
handenen Gutachten auch eines iſt über die Petition, 
betreffend die Vertagung des Landtages. Ich habe bis⸗ 
her den Grundſatz befolgt, die Gutachten nach der Reihe⸗ 
folge ihres Einganges in Vortrag zu bringen, um keine 
Willkürlichkeit auszuüben, mit Ausnahme der Gutach⸗ 
ten, von denen die Verſammlung gewünſcht hat, daß 
ſie früher zur Berathung kommen möchten. Ich frage, 
ob Sie den Wunſch haben, daß das erwähnte Gut⸗ 
achten dieſen Vorzug erhalte, und bitte die, welche ſich 
dafür ausſprechen, aufzuſtehen. 

Es ſcheint Majorität vorhanden zu ſein. 

Referent iſt Herr Abgeordneter von Platen. 

Referent von Platen (lieſt vor): 

Gutachten 


Ader - 
ſechſten Abtheilung der Kurie der drei Stände des ver⸗ 
einigten Landtages über eine Petition des Abgeordneten 
von Jena, die Vertagung des Landtags 
betreffend. 

Der Abgeordnete von Jena hat am 22. April d. J. 
den Antrag auf Vertagung des Landtags formirt. Er mo: 
tivirte denſelben durch die zur Zeit der Petition von allen 
Seiten eingegangenen betrübenden Nachrichten über die ſtei⸗ 
gende Noth in den Provinzen und die dadurch nothwendig 
gewordene Gegenwart vieler Beamten an den Orten ihrer 
angewieſenen Wirkungskreiſe, welche gegenwärtig im Land⸗ 
tage vereinigt, alſo behindert wären, zur Abhülfe der Noth 
durch Rath urd That an Ort und Stelle thätig zu fein, 
Petent tragt dieſerhalb darauf an: 

Se. Majeſtät den König unterthänigſt zu bitten, den 
vereinigten Landtag möglichſt bald bis Monat Novem⸗ 
ber d. J. allergnadigſt vertagen zu wollen. 

Die Abtheilung hat nach reiflicher Prüfung und Erwä⸗ 
gung der Verhaltniſſe die Anſicht gewonnen, daß, da die dis 
rekte Veranlaſſang zu der eingebrachten Petition, d. h. die 
Furcht vor der allgemeinen Landesnoth, gegenwärtig mehren⸗ 
theils beſritigt fein dürfte und durch die von Sr. Majeſtät 
dem Könige allergnadigſt befohlene Verlängerung der Fiiſt 
für die Beendigung der Landtagsverhandlungen auch die drin⸗ 
gendſten Geſchafte beſeitigt werden können, ſchon gegenwär⸗ 
tig eine Veranlaſſung, die Petition beim hohen Landtage zu 
befürworten, nicht vorliegen dürfte. Die Abtheilung ſchlägt 
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demnach vor, dem 7 90 des Beer von Jena gegen⸗ 
ig ei icht geben zu wollen. u 
e ea A Sqchenkend off. von Becke⸗ 
rath. Michaelis. Prüfer. von Coels. Meviſſen, 
von Kraſzewski. von Auerswald. von Mün 
haufen. Arndt. von Lilien. Urban. 
von Platen. va, 
Marſchall: Die Petition ift von der Abtheilung 
nicht befürwortet; es fragt ſich, ob ſich in der Ver⸗ 
ſammlung fo viele Stimmen dafür finden, daß fie zut 
Berathung kommen kann. 


(Es findet ſich eine hinreichende Unterſtützung.) 


Aus den nun folgenden Vorträgen heben wir fol⸗ a 


gende hervor: * 

Abgeordn. Hanſemann: Meine Herren! Ich 
würde mich der Bitte der Vertagung angeſchloſſen ha⸗ 
ben, wenn ich es für angemeſſen hielte, daß eine ſolche 
Bitte überhaupt geſtellt werde; es ſcheint mir aber, 
daß ein Antrag auf Vertagung von dieſer Verſaneme 
lung ſchicklicher Weiſe nicht ausgehen dürfe, ſondern 
daß dies vielmehr, ohne eine Anregung unſererſeits, 
dem weiſen Ermeſſen der Krone üuͤberlaſſen werden 
müſſe. 

(Eine Stimme: Sehr richtig!) 8 

Bei dieſem weiſen Ermeſſen wird gewiß erwog 
werden, ob nicht wichtige Gründe für eine Vertagung 
vorhanden find; es wird erwogen werden, daß fie 9 
wiß den Wünſchen eines großen Theiles des Landes 
entſprechen und zugleich das Mittel darbieten würde, 
— ſo ſcheint es wenigſtens mir — manche Schwier 
rigkeiten der Lage zu beſeitigen. Ich enthalte mich 
weiterer Andeutungen hierüber und ſchließe mich de 
Antrage der Abtheilung an. 


Abgeordn. Milde: Es kann von einem Selbſt 


beſchluſſe des Landtages nicht die Rede ſein; er kann 
nur darüber beſchließen, ob es im Intereſſe des Land’ 
tages, im Intereſſe der Kommittenten und im Intereſſe 
der Krone ſei, daß er prorogirt werde; es kann 
nicht an uns ſein, der Krone Vorſchriften zu machen, 
während wir wohl erörtern, der Krone Vorſchläge mW 
chen und darum petitioniren können. Zur Sache über? 
gehend, habe ich zu bemerken, daß wir Verpflichtungen 
zweierlei Art haben. Einmal die Verpflichtung n 
oben. Das iſt die Verpflichtung, die uns vorgelegte 
königlichen Propoſitionen zu erörtern und zu begutach⸗ 
ten. Die zweite Verpflichtung iſt die nach unten, die 
gegen unſere Kommittenten, deren Beſchwerden un 
Wünſche hier anzubringen und zu prüfen ſind, und e 
nachdem man darauf eingehen konnte oder nicht, 
Kenntnißnahme an die Krone zu bringen oder hier 
anderer Weiſe zu erledigen. Mir ſcheint, daß, nach 
wir hier acht Wochen geweſen .. f 
(Mehrere Stimmen: Zehn Wochen!) 
und uns mit der Aufgabe beſchäftigt haben, die 
von der Krone in Berathung der königlichen Prof 
ſitionen geſtellt worden iſt, es billig ſei, die Krone auf 
merkſam zu machen, daß in unſerer Eigenfchaft, di 
wir als Vertreter unſerer Kommittenten haben, und 
noch ein bedeutendes Penſum vorliege, welches wir 
gründlich löſen müſſen. Wir haben um ſo mehr 
auf zu halten, daß dieſe Aufgabe gründlich gelöſt werde 
als unſere Kommittenten das Recht haben, zu erw 75 
daß das Recht, was wir beſitzen, das ſchönſte 900 
was Se. königl. Majeſtät uns gegeben hat, das den 
der Bitten und Beſchwerden, genau und im en 
Umfange des Wortes hier gefichert und bewahrt M 
Aus diefen Gründen ſcheint es mir an der Zeit, 5 
auch die Petition von einer anderen Prämiſſe ® 
gangen iſt, den Antrag aufzunehmen und um fo un; 
auf die Wiedereinberufung anzutragen, als es allerding 
nicht nur für uns peinlich ſein, ſondern 
außen den peinlichſten Eindruck machen würde, nach 
wir nach 10 bis 12wöchentlichem Beiſammenſein and 
Haufe gehen follten, ohne die Aufgabe gelost zu 9 ft. 
die uns von unſeren Kommittenten gegeben ae win⸗ 
Abgeordn. Dittrich: So fehnlich dan zu kön⸗ 
ſche, zu meinen Berufsgeſchäften zur rtagung ſtimmen. 
nen, ſo muß ich doch gegen die Ve die dringendften 
12 iſt be te ve Halde daß unſere 
ragen erledigt werden, und ich 87 ; 
. — es verlangen BR Außerdem gie 


es noch andere Hinderniſſe, Einberufung für 


; Es treten die Provin⸗ 
; ich machen. 3 2 
den Winter unthunlich ie müßten bej dem vereinigten 


ial⸗ i ir. 1 
ande Om ond See Wider zu ben dre 
zial⸗Landtage reifen: 8. x 10 = 1 95 er 
; ement ande fein ſoll, alle 
ek 91 und auf dem Wege der Legislatur 
i ukommen, 
— dune ſtimme gegen die Vertagung. 


(Schluß folgt.) 


men ſind. 
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